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Am Scheideweg 

Der Kommunistischen Partei Venezuelas droht die Il¬ 
legalisierung. Nicht durch eine Militärregierung, son¬ 
dern durch den bolivarischen Staatsapparat. 
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Asyl im Kaurismäki-Land 

Khaleds langen Weg aus Syrien bis nach Finnland, 
wo er Asyl sucht und Freunde findet, beschreibt 
Kaurismäkis Film „Die andere Seite der Hoffnung“. 
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Thema der Woche 


Streik für gute Pflege 

Am Morgen nach der Landtagswahl im Saar¬ 
land ging für hunderte Kolleginnen und Kol¬ 
legen von ver.di früh der Wecker. Um 5.00 
Uhr begrüßten etwa 50 Pflegerinnen und 
Pfleger aus saarländischen Krankenhäusern 
mit Transparenten und kämpferischer Stim¬ 
mung auf dem Saarbrücker Flughafen Hei¬ 
ko Maas, SPD, Annegret Kramp-Karrenbauer, 
CDU, und Anke Rehlinger, SPD. Die wollten 
zu ihren Parteizentralen nach Berlin fliegen. 
Die Botschaft der Kolleginnen und Kollegen: 
„Vergesst die Pflege nicht!“ 
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Stabile Verhältnisse 

An der Saar und in Berlin - SPD will keine Regierung „diesseits der Union“ 



V or einer Woche, am Freitag vor 
der Landtagswahl im Saarland, 
beschloss der Bundestag das 
Gesetz zur Pkw-Maut. Die Mehrheit 
war sicher. Verkehrsminister Alexan¬ 
der Dobrindt (CSU) erhielt die Zu¬ 
stimmung der Koalition einschließlich 
der Masse der SPD-Abgeordneten. 
Die Saarländer haben sich dadurch 
nicht abhalten lassen, die in ihrem 
Land regierende Koalition, ebenfalls 
aus CDU und SPD, zu bestätigen. 

Im Saarland ist vieles anders, das 
Wichtige aber ist genau so wie in der 
Hauptstadt Berlin. Das politische 
Gefüge in Deutschland ist stabil. Vor 
der Wahl im Saarland wurden Sze¬ 
narien entworfen, die auf den tollen 
Ergebnissen für die SPD fußten, wel¬ 
che ihrerseits mit ihrem neuen Vor¬ 
sitzenden und Kanzlerkandidaten 
Martin Schulz zu hatten. Angela Mer¬ 
kel wirkte plötzlich grau neben dem 
munteren Schulz. Das Saarland könne 
zum Beginn einer Merkeldämmerung 
werden. Wenn es im Saarland gelänge, 
mit Hilfe der dort starken Linkspar¬ 
tei eine Landesregierung zu bilden, 
dann könnte vielleicht der Schulz- 
Effekt stabilisiert, die SPD dazu mo¬ 
tiviert werden, programmatisch eine 
Alternative zur CDU und zum Koa¬ 
litionsprogramm zu formulieren, und 
bei gutem Abschneiden der Grünen 
und „Linken“ die SPD-Führung eine 
Regierung „diesseits der Union“ zu 
versuchen. 

Reichlich Bedingungen also, die 
für einen solchen „Machtwechsel“ nö¬ 
tig wären. In der Realität erfüllte sich 
schon die erste Bedingung nicht. Das 
Wahlvolk an der Saar gab der CDU 
mehr Stimmen als bei der vergange¬ 
nen Landtagswahl, der SPD und den 
„Linken“ weniger. Von Machtwechsel 
konnte im Saarland ohnehin nicht die 
Rede sein, auch wenn die Wähler den 
beiden Parteien mehr Stimmen gege¬ 
ben und diese beiden eine Regierung 
gebildet hätten. Nicht einmal zu einem 
Politikwechsel hätte es gereicht. Das 


hat der Wahlkampf der beiden Partei¬ 
en gezeigt. Oskar Lafontaine, der für 
die linke Seite dabei verantwortlich 
war, hat das Verhalten der SPD rich¬ 
tig kritisiert: Ihre „jetzige Wahlkampf¬ 
strategie, sich hinsichtlich des Koaliti¬ 
onspartners und des Programms nicht 
festzulegen, wird scheitern“. 

Die Stabilität der politischen Ver¬ 
hältnisse hat hier eine wichtige Ursa¬ 
che: Die SPD, insbesondere ihre Füh¬ 
rung bietet nicht nur keine Alterna¬ 
tive, sie will auch keine sein. Schulz‘ 
Wahlkampfthema „mehr Gerechtig¬ 
keit“ und „leichte Anpassungen der 
Agenda 2010“ sind Zugeständnisse an 
den Unmut der SPD-Wähler. Ansons¬ 
ten wird das Wahlkampfprogramm 
auf den Juli verschoben. Es wird ver¬ 
mieden, Alternativen zu formulieren. 
Die SPD wird auch unter Schulz nicht 
vom generellen Bemühen abrücken, 


die Verwertungsbedingungen für das 
Kapital in Deutschland in der schma¬ 
len Spitzengruppe weltweit zu hal¬ 
ten. Wie das zu erreichen ist, darüber 
kann man sich mit anderen Parteien 
und unter Regierenden streiten. Aber 
im Grundsatz herrscht darüber Einig¬ 
keit. 

Sich den wirklich Herrschenden 
anzupreisen und dienstbar zu ma¬ 
chen, ist ohnehin keine einfache Auf¬ 
gabe. Der SPD fällt da bekanntlich die 
Rolle zu, die arbeitenden Menschen 
und ihren Unmut einzubinden, wie es 
die Konservativen nur im Ausnahme¬ 
fall begnadeter Populisten (wie zum 
Beispiel Norbert Blüm) tun können. 
Schulz scheint diese Rolle zu gefallen. 
Aber ob es ihm gelingt, Unzufriedene 
an sich und die SPD zu binden, scheint 
nach der Wahl an der Saar noch un¬ 
wahrscheinlicher. 


Die SPD-Führung tut jedenfalls al¬ 
les, um in trauter Gemeinsamkeit mit 
CDU/CSU die in Deutschland erziel¬ 
bare Rendite zu erhöhen. Sie verfolgt 
unverändert das Ziel, den Bau und die 
Verwaltung von Fernstraßen sowie die 
Abkassierung privatem Kapital zu öff¬ 
nen. Voraussetzung dafür ist die Grün¬ 
dung einer „Infrastrukturgesellschaft 
Verkehr“ im Bundesbesitz. Um den 
Bund anstelle der Länder mit dem 
Fernstraßen zu beauftragen, ist eine 
Grundgesetzänderung notwendig. Sie 
kann nur von einer großen Koalition 
durchgezogen werden. Die SPD wird 
ihre Aufgabe dabei erfüllen. Martin 
Schulz sagt zwar: „Eine Privatisierung 
ist mit uns nicht zu machen.“ Aber die 
SPD-Abgeordneten und Länderregie¬ 
rungen werden, wenn nötig mit zusam¬ 
mengebissenen Zähnen, zustimmen. 

Lucas Zeise 


Diplomatisches Nachbeben 

Israelische Kampfflugzeuge greifen syrische Armee an 


Vier Kampfflugzeuge der israelischen 
Luftwaffe haben am 17. März Stellun¬ 
gen der syrischen Armee in der Nähe 
von Palmyra attackiert. Dieser Angriff 
war nicht der erste, schon mehrmals 
griff die israelische Luftwaffe in den 
letzten Jahren Ziele in Syrien an, zu¬ 
meist in der Umgebung von Damas¬ 
kus. Beispiele: Ein Angriff im Mai 

2013 galt einer angeblichen Waffen¬ 
lieferung, zwei Angriffe im Dezember 

2014 galten Zielen in der Nähe des In¬ 
ternationalen Flughafens von Damas¬ 
kus. Einen weiteren Angriff gab es im 
Dezember letzten Jahres und im Janu¬ 
ar einen Raketenangriff auf den syri¬ 
schen Militärflughafen in Mezze. 

Offiziell sollen die Angriffe verhin¬ 
dern, dass Hisbollah „moderne Waf¬ 
fen aus dem Iran“ erhält. Der Angriff 
auf Palmyra zeigt jedoch, worum es 
wirklich geht. Gerade hatte die syri¬ 
sche Armee den IS aus Palmyra ver¬ 
trieben - und wird sogleich von der is¬ 
raelischen Luftwaffe attackiert. Damit 


leistet Israel Schützenhilfe für IS und 
al-Nusra. Beide terroristische Grup¬ 
pen gelten für die israelische Regie¬ 
rung als „kleineres Übel“ gegenüber 
der syrischen Regierung. 

Der ehemalige israelische Bot¬ 
schafter in den USA hatte schon im 
September 2013 in einem Interview 
mit der „Jerusalem Post“ das Ziel sei¬ 
ner Regierung klar beschrieben: Die 
größte Gefahr für Israel sei die strate¬ 
gische Achse von Teheran nach Beirut 
und Damaskus. Syrien sei ein Kernele¬ 
ment dieser Achse und deshalb müsse 
Assad gehen. Die islamistischen Geg¬ 
ner der Regierung seien dagegen ein 
kleineres Übel. 

Anders als frühere israelische An¬ 
griffe führte der letzte zu einem mili¬ 
tärischen und diplomatischen Nach¬ 
beben. Zunächst wehrte die syrische 
Luftabwehr den Angriff offenbar er¬ 
folgreich ab. Ob dabei tatsächlich ein 
israelisches Flugzeug abgeschossen 
wurde, wie die syrische Armee be¬ 


hauptet und die israelische demen¬ 
tiert, lässt sich nicht klären. Auf jeden 
Fall traf Syrien einen Nerv. Der israe¬ 
lische Verteidigungsminister Lieber- 
man erklärte, Israel werde die syrische 
Luftabwehr zerschlagen, wenn sie sich 
noch einmal gegen israelische Angrif¬ 
fe wehren würde. Und mehr noch: die 
israelische Luftverteidigung setzte 
zum ersten Mal ihre modernste Waffe 
gegen die syrischen Raketen ein, eine 
sehr ungewöhnliche Aktion. 

Das russische Außenministerium 
bestellte den israelischen Botschafter 
ein, um den Angriff zu erklären. Und 
obwohl Russland gute Beziehungen 
zu allen Seiten der Konflikte im Na¬ 
hen Osten sucht, betonte der Außen¬ 
minister der Russischen Föderation, 
die Übereinkommen mit Israel wür¬ 
den nicht an Worten gemessen, son¬ 
dern an Taten. 

Die Russische Föderation hat eine 
Reihe von modernen Luftabwehrsys¬ 
temen in Syrien installiert. Damit sol¬ 


len nicht nur die russischen Militär¬ 
anlagen in Tartus vor Luftangriffen 
geschützt werden, sondern alle rus¬ 
sischen Soldaten, die in Syrien aktiv 
sind. Und gerade am Ort des israeli¬ 
schen Angriffs in Palmyra sind russi¬ 
sche Einheiten zur Minenräumung im 
Einsatz. 

Damit gewinnt der Angriff auf Pal¬ 
myra eine ganz neue Dimension. Israel 
zeigt, dass es sich auch durch die An¬ 
wesenheit russischer Soldaten nicht 
von Angriffen abhalten lassen wird. 
Und allen Abkommen zum Trotz wird 
die Russische Föderation keine An¬ 
griffe auf ihre Soldaten hinnehmen. 

Immer wieder verletzt die israeli¬ 
sche Luftwaffe die Souveränität des 
Libanon oder Syriens. Wiederhol¬ 
te Proteste der syrischen Regierung 
bei den UN bleiben ohne Folgen. Die 
USA und die Golfstaaten wissen die 
Unterstützung Israels im Kampf ge¬ 
gen die syrische Regierung zu schät¬ 
zen. Manfred Ziegler 



Ostermärsche 
überall im Land 


Für Frieden und soziale Gerechtigkeit 
Unübersehbar ist mittlerweile die 
Auflistung der Ostermärsche und sie 
begleitender Veranstaltungen, die in 
diesem Jahr bundesweit angekündigt 
und vorbereitet werden. 

Ohne Anspruch auf Vollzähligkeit 
seien Städte und Regionen genannt, 
die vom Netzwerk Friedenskoopera¬ 
tive Bonn genannt werden: Von Rü¬ 
gen, Kiel und Wismar, von Frankfurt/ 
Oder über Chemnitz, Fulda bis zur 
Saar, Hannover, Bielefeld, Münster, 
das Ruhrgebiet und weiter über Köln, 
Frankfurt, Stuttgart, München bis zum 
Bodensee werden die Ostertage über¬ 
all durch die Friedensbewegung, po¬ 
litische Parteien und Organisationen 
bunt, laut und deutlich. 


Im Aufruf zum Ostermarsch 
Ruhr 2017 heißt es: 

Die Regierung unseres Landes will 
den Rüstungsetat in den nächsten 
Jahren nahezu verdoppeln, sie hat 
Auslandseinsätze der Bundeswehr 
in aktuell 15 Staaten zu verantwor¬ 
ten. Millionen Menschen sind auf der 
Flucht, vertrieben durch Krieg und 
unerträgliche Lebensverhältnisse. Es 
müssen zivile Konfliktlösungen statt 
militärischer Kriegsplanungen gefun¬ 
den werden, anstelle von Feindbildern 
muss Friedensbildung, muss Friedens¬ 
forschung statt Rüstungsforschung ge¬ 
leistet werden. 



Die DKP sagt deutlich: Dieses Land 
braucht Widerstand: gegen den NA- 
TO-Aufmarsch in Osteuropa, gegen 
Bundeswehraufrüstung - für Frie¬ 
den, Arbeit & Solidarität! Das Säbel¬ 
rasseln der NATO wird lauter. Die 
Kriegsgefahr wird dadurch erhöht 
und die Sicherheit der Menschen in 
Europa aufs Spiel gesetzt. Die Politik 
der Bundesregierung kennt nur eine 
Richtung: Mehr Waffen, mehr Kriegs¬ 
einsätze, mehr Rüstungsexporte, mehr 
NATO, mehr militärische Drohgebär¬ 
den, mehr Geld für das Militär. 

Wir fordern eine ganz andere Politik: 
Frieden mit Russland! NATO- und 
Bundeswehrtruppenabzug aus Ost¬ 
europa! 

Abrüstung statt Sozialabbau! Schulen, 
Hochschulen und Krankenhäuser statt 
Panzer, Drohnen und Raketen! Keine 
„Bürgerkriegsarmee Bundeswehr!“ 
Militär zurück in die Kasernen! 
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Profit über alles 

Hochtief - Mauer gegen die Belegschaft - Tarifflucht 



Hochtief-Baustelle: „ ... Unsere kompetenten Mitarbeiter erzielen auf Basis dieser Werte den Erfolg von Hochtief. Darum 
messen wir der Personalarbeit in unseren Gesellschaften höchste Bedeutung bei.“ (Aus dem Hochtief-Internetprofil) 


Zwei Prozent 
mehr Geld 

Ab dem 1. April bringt den Be¬ 
schäftigten der Metall- und Elek¬ 
troindustrie die zweite Stufe des 
Tarifabschlusses von 2016 ein Plus 
von zwei Prozent. Im letzten Jahr 
erhielten die Beschäftigten im Juni 
einmalig 150 Euro, für Auszubil¬ 
dende gab es 65 Euro. Am 1. Juli 
2016 stiegen die Entgelte und Aus¬ 
bildungsvergütungen um 2,8 Pro¬ 
zent. 

Reichtum umverteilen 

Das Bündnis Umverteilen setzt im 
Wahljahr 2017 auf soziale Gerech¬ 
tigkeit und startet pünktlich zum 
Bundestagswahlkampf die Kampa¬ 
gne „Reichtum umverteilen - ein 
gerechtes Land für alle!“. Rund 30 
Organisationen, von Gewerkschaf¬ 
ten über Wohlfahrts- und Jugend¬ 
verbände bis hin zu Umweltorga¬ 
nisationen, haben sich im Bündnis 
Umverteilen zusammen geschlos¬ 
sen. In einem Appell fordern sie 
als strategisches Ziel, neben der 
Frage der sozialen Gerechtigkeit, 
die Steuer- und Umverteilungspo¬ 
litik in den Mittelpunkt des Wahl¬ 
kampfs zu rücken. 

„Die soziale Spaltung hat ein 
Ausmaß angenommen, das uner¬ 
träglich ist“, so Frank Bsirske, Vor¬ 
sitzender der Vereinten Dienstleis¬ 
tungsgewerkschaft (ver.di). Seit 
Jahrzehnten nähmen weltweit und 
in Deutschland soziale Ungleich¬ 
heit, Unsicherheit und Ungerech¬ 
tigkeit zu. Zentraler Schlüssel für 
eine gerechtere und bessere Po¬ 
litik für alle, sei eine steuerpoliti¬ 
sche Kehrtwende. Deshalb müssten 
Millionäre und Milliardäre stärker 
zur Finanzierung öffentlicher Auf¬ 
gaben herangezogen werden, so 
Bsirske. 

Bau floriert 

Die Beschäftigung im Bauhauptge¬ 
werbe lag im Januar 2017 um 6,2 
Prozent über dem Vorjahresniveau, 
teilt aktuell die IG BAU mit. Im 
Jahr 2016 hatte die Beschäftigung 
mit 786 100 2,4 Prozent über dem 
Niveau des Vorjahres gelegen. 

Die Zahl der geleisteten Ar¬ 
beitsstunden der Betriebe lag im 
selben Monat 0,2 Prozent niedri¬ 
ger als im entsprechenden Vorjah¬ 
reszeitraum. In 2016 lagen sie 2,1 
Prozent über dem Vorjahresniveau. 

Der baugewerbliche Umsatz 
im Bauhauptgewerbe lag im Janu¬ 
ar um 10 Prozent über dem Vorjahr. 
2016 hatte der Umsatz um 6,3 Pro¬ 
zent zugenommen. 

Die Auftragseingänge in Betrie¬ 
ben mit 20 und mehr Beschäftigten 
lagen preisbereinigt insgesamt um 
7,3 Prozent über dem Niveau des 
Vorjahres. Sie stiegen dabei im 
Hochbau um 8,4 Prozent und im 
Tiefbau um 5,9 Prozent. Im Jahr 
2016 übertrafen sie das Vorjahres¬ 
ergebnis real um 13,2 Prozent. 

Tarifrunde in der 
Wohnungswirtschaft 

Die Tarifrunden in den vergan¬ 
genen Jahren waren geprägt von 
zurückhaltenden Abschlüssen. In 
der letzten Tarifrunde konnten 
die Gewerkschaften das erste Mal 
eine überproportionale Anhebung 
der unteren Entgeltgruppen errei¬ 
chen, damit die Schere zwischen 
den Gruppen nicht immer wei¬ 
ter auseinander geht. „Das reicht 
noch immer nicht aus“, stellen ver. 
di und die IG BAU fest und kriti¬ 
sieren: „Noch immer haben die Be¬ 
schäftigten mit Arbeitsverdichtung, 
Personalknappheit, einem hohen 
Krankenstand und einer alternden 
Belegschaft zu kämpfen.“ 

Die Tarifkommissionen von ver. 
di und IG BAU fordern 6,5 Pro¬ 
zent mehr Lohn und Gehalt, eine 
überproportionale Anhebung der 
unteren Entgeltgruppen von min¬ 
destens 150 Euro, 100 Euro mehr 
für alle Auszubildenden, die unbe¬ 
fristete Übernahme sowie zwei be¬ 
zahlte zusätzliche Freistellungsta¬ 
ge für Mitglieder der IG BAU und 
ver.di. 


M it 140 „Lebensjahren“ ist der 
Essener Baukonzern Hoch¬ 
tief sicherlich einer der erfah¬ 
rensten auf dem Gebiet der Bau- und 
Verkehrsinfrastrukturerstellung in die¬ 
ser Republik. Heute erwirtschaften ca. 
44 000 Beschäftigte im Konzern die 
Umsätze und Gewinne, die sich allein 
im Jahr 2015 auf 21,1 Mrd. Euro belie¬ 
fen. Hochtief belegt 2016 Platz 11 im 
globalen Ranking der Baukonzerne. 
Im Jahr 2010 übernahm die spanische 
ACS (der größte Baukonzern in Spa¬ 
nien und 2016 Platz 7 im Ranking der 
globalen Baukonzerne) die Hochtief 
AG. Nicht unumstritten damals die öf¬ 
fentliche und innerbetriebliche Debat¬ 
te um die Zukunftsaussichten, die mit 
dieser Übernahme prognostiziert wur¬ 
den. Erinnert sei an einen ungewöhn¬ 
lichen Streit von Teilen des damaligen 
Gesamtbetriebsrates auch mit der IG 
BAU, der zuständigen Branchenge¬ 
werkschaft, um eben diese Perspekti¬ 
ven. Der Konzern hatte auch unter dem 
damaligen deutschen Management 
eine Unternehmensstrategie, die sich 
nicht wirklich von dem ACS-Manage- 
ment unterschied. Die Ziele beider 
Konzepte, auch wenn das Konzept der 
ACS noch nicht wirklich klar erkenn¬ 
bar schien, unterschieden sich im Kern 
kaum. Profitmaximierung durch Kon¬ 
zentration der Geschäftsfelder waren 
beiden immanent. 

Die Unternehmensveränderun¬ 
gen ließen auch nicht lange auch sich 
warten und erste Teile der bisherigen 
Standbeine wurden durch Umstruk¬ 
turierung separiert und schließlich 
verkauft. Aus der Hochtief-Solutions 
verließen ca. 4 000 Beschäftigte der 
Services-Solutions 2015 durch diesen 
Verkauf den Konzern. Gerade ist das 
Management dabei, die Unterneh¬ 
menszentrale wieder an dem „Geburts¬ 
standort“ Essen zusammen zu fassen. 

Das weltweit agierende Unterneh¬ 
men Hochtief macht derzeit etwa 90 
Prozent seines Umsatzes im Ausland 
vor allem mit den Tochtergesellschaften 
in Nordamerika (Bauinfrastruktur) und 
Australien (Erzminen). Die Prognosen 
für die heimische Bauindustrie lassen 
seit geraumer Zeit auch für den deut¬ 
schen und europäischen Markt eine 
stabile (profitable) Entwicklung erwar¬ 
ten. Doch das nährt im Management, 
unter Führung des Spaniers Marcelino 
Fernändez Verdes, die Gier nach noch 
mehr Profit. Der Clou: 2016 erklärte das 
Hochtiefmanagement den Austritt aus 
dem Arbeitgeberverband, dem Haupt- 


An der Saar ist der Schulz-Effekt ver¬ 
pufft und der Lafontaine-Traum ge¬ 
platzt. Es wird keine rot-rote-Landes- 
regierung im Saarland geben, wie es 
sich der ehemalige SPD-Vorsitzende 
gewünscht hatte. Für die meisten Men¬ 
schen genügt das „Gefühl für Gerech¬ 
tigkeit“, das Schulz versprüht, nicht. 
Die Bilanz der SPD-Regierungspolitik 
ist eindeutig: Niedriglohn, Altersar¬ 
mut, Kinderarmut, Rekord-Leiharbeit, 
und der Mindestlohn reicht auch nicht 
zum Leben. Die SPD-Arbeitsministe- 
rin hat mit dem im letzten Jahr ver¬ 
abschiedeten „Rechtsvereinfachungs¬ 
gesetz“ sogar eine Verschärfung der 
Hartz-Gesetze durchgesetzt und mit 
der Streichung der Sozialleistungen für 
EU-Ausländer die Politik der Spaltung 
vorangetrieben. 

Auch die Vorschläge des SPD- 
Kanzlerkandidaten zur Sozialpolitik 
setzen die sozialdemokratische Spal¬ 
tung der Lohnabhängigen fort. In vie¬ 
len Wahlkampfreden spricht Schulz 
von den „hart arbeitenden Menschen“ 
und „wer sich abrackert und an die Re¬ 
geln hält“, der verdiene Respekt. Seine 
Vorschläge zielen auf ältere Beschäf¬ 
tigte, die Angst vor der Arbeitslosig¬ 
keit und vor allem Hartz IV haben. Er 


verband der Deutschen Bauindustrie, 
dessen Gründungsmitglied der Kon¬ 
zern seinerzeit war. Die Belegschaft, 
gewohnt an den Tarifentwicklungen 
des Bauhauptgewerbes - trotz immer 
weniger werdenden eigenem gewerb¬ 
lichen Personals - kontinuierlich teil¬ 
haben zu können, musste sich mit der 
neuen Sachlage auseinander setzen. Die 
IG BAU reagierte umgehend und um¬ 
fassend mit Informationen innerhalb 
des Betriebes. Informationsblätter über 
den „HoXIT“ nahm die Belegschaft 
aller Betriebe in der Republik interes¬ 
siert entgegen. Das Besondere an der 
heutigen Struktur des Konzerns in der 
Bundesrepublik ist, dass der Anteil der 
Angestellten und Ingenieure sehr hoch 
ist. Gewerkschaftliche Organisation in 
diesen Strukturen war nicht besonders 
hoch. Das Hochtief-Management ließ 
bis vor zwei Wochen die Belegschaft 
und Gewerkschaft über ihre eigenen, 
konkreten Vorstellungen im Dunkeln. 

Die Debatten um die beruflichen, 
wirtschaftlichen und unternehmenspo¬ 
litischen Perspektiven nahmen in der 
Belegschaft zu. Der Austritt aus dem 
Arbeitgeberverband sorgt immer noch 
für große Verunsicherung unter den 
Beschäftigten der HOCHTIEF AG. 
Diese Verunsicherung und die damit 
verbundenen, im September durchge¬ 
führten Betriebsversammlungen, Besu¬ 
che auf Baustellen und in Büros im Ok¬ 
tober und November und nicht zuletzt 
der engagierte Einsatz der Betriebsräte 


bezieht sich ganz bewusst auf ALG I, 
nicht auf Hartz IV. Die SPD transpor¬ 
tiert das Bild, es könne nicht sein, dass 
wer sein ganzes Leben gearbeitet hat, 
genau so wenig hat wie ein Hartz IV- 
Empfänger. Das ist die Spaltung zwi¬ 
schen den „Guten“, die dann vielleicht 
mal ALG I beziehen und den „Schlech¬ 
ten“, die Hartz IV bekommen. 

Schulz hat hierfür einen Vorschlag 
der früheren CDU-Arbeitsministerin 
von der Leyen aufgewärmt. Bei Teil¬ 
nahme an Qualifizierungsmaßnah¬ 
men soll der Bezug von Arbeitslo¬ 
sengeld I bis zu 48 Monate möglich 
sein - falls eine Maßnahme von der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) ange- 
boten wird. Den bereits bestehenden 
Auftrag der Qualifizierung setzt die 
BA mit größtenteils nutzlosen Maß¬ 
nahmen mehr schlecht als recht um. 
Was nun daran besser werden soll, 
sagt die SPD nicht. 

Die Sache bleibt schön unverbind¬ 
lich, angenehm für Wahlkämpfer. Der 
Haupteffekt ist, dass Ältere, die kaum 
noch Chancen auf dem Arbeitsmarkt 
haben, in Maßnahmen zwischenge¬ 
parkt werden und somit aus der Sta¬ 
tistik herausfallen. Danach winken 
Zwangs-Frührente oder Hartz IV. Für 


haben dazu geführt, dass der gewerk¬ 
schaftliche Organisationsgrad mehr als 
verdoppelt wurde. Mit dem vollzoge¬ 
nen Austritt des Hochtiefkonzern aus 
dem Arbeitgeberverband zum 31. De¬ 
zember 2016 war der Austritt aus dem 
Branchenflächentarifvertrag verbun¬ 
den. Somit haben alle tariflichen Ver¬ 
einbarungen nur noch für die Mitglie¬ 
der der IG BAU rechtlich die soge¬ 
nannte „Nachwirkung“. 

Mit den Aktivitäten der IG BAU 
ist die Diskussion über einen qualita¬ 
tiv gut ausgestatteten Haustarifvertrag 
begonnen worden. Auf acht regiona¬ 
len Mitgliederversammlungen der IG 
BAU-Mitglieder wurde die Forderung 
nach Haustarifverhandlungen an den 
IG BAU-Bundesvorstand vorgebracht, 
die Eckpunkte der Forderungen für ei¬ 
nen solchen Haustarifvertrag wurden 
gemeinsam erarbeitet. Im Ferbruar/ 
März 2017 fanden weitere Versamm¬ 
lungen statt und deckungsgleiches aus 
den Regionalversammlungen entspre¬ 
chend gewichtet und die Prioritäten 
für Verhandlungen zusammengefasst. 
Tenor der Versammlungen: Kein Tarif¬ 
vertrag unter dem Niveau des bisheri¬ 
gen Branchen-Flächen-Tarifvertrages! 
Verbesserungen bei Arbeitszeit- und 
Überstundenregelungen. 13. Monats¬ 
einkommen. Betriebliche Altersver¬ 
sorgung, dies sind einige der konkre¬ 
ten Forderungen aus der Belegschaft. 

Im März hat eine aus 35 Mitglie¬ 
dern bestehende Tarifkommission ihre 


die meisten Erwerbslosen, die ALG 
I beziehen, würde sich nichts ändern, 
denn die durchschnittliche Bezugsdau¬ 
er lag im Dezember 2016 bei 130 Tagen, 
also 4 Monaten. Der Druck, in Armut 
durch Hartz IV zu kommen, ist hoch 
genug, jeden Job anzunehmen. 

Weiter sieht der Vorschlag vor, 
dass nach zehn Monaten sozialver¬ 
sicherungspflichtiger Arbeit in den 
letzten drei Jahren ALG I bezogen 
werden kann, statt bisher bei 12 Mo¬ 
naten in zwei Jahren. Dies könnte zu 
einer Ausweitung der Berechtigten für 
ALG I führen. Falls dann doch der Ab¬ 
sturz in Hartz IV kommt, soll man 300 
Euro pro Lebensjahr statt bisher 150 
Euro „Vermögen“ behalten dürfen. 
Am Hartz IV-Regelsatz, an den Sank¬ 
tionen und der Zumutbarkeitsregelung 
soll sich nichts ändern. 

Der Vorschlag ist schön billig, da 
„nur“ 786 000 Erwerbsfähige ALG I 
bekommen, aber 4,3 Millionen ALG 
II. Ein Drittel der offiziell Arbeitslo¬ 
sen bezieht ALG I. Dass das Leben 
mit ALG I viel besser sein soll, ist 
auch nur eine Gefühlsfrage. Laut In¬ 
stitut für Arbeitsmarkt und Qualifi¬ 
kation (IAQ) liegen die Zahlbeträge 
von ALG I oft unter oder nur knapp 


zehnköpfige Verhandlungskommis¬ 
sion bestimmt, die mit dem 16. März 
die Verhandlungen mit der Unterneh¬ 
mensleitung aufgenommen hat. 

Das Hochtiefmanagement hat am 16 
März seinerseits die Basisvorschläge für 
zukünftige, neue Arbeitsverhältnisse im 
Konzern vorgelegt. Das Management 
fordert: Reduzierung der Urlaubsan¬ 
sprüche auf den gesetzlichen Anspruch 
zurückzuführen.(vom Schnitt 30 Tage 
auf 24 Tage). Für neue Mitarbeiter soll 
es einen „Anspruch“ auf neun Tage un¬ 
bezahlten Urlaub geben. Das bestehen¬ 
de Gratifikationsprogramm sei abzulö¬ 
sen und gegen ein erfolgs- und prämi¬ 
enorientiertes Modell (Finanz-Pool) 
bei willkürlicher Vergabepraxis durch 
den Vorstand einzuführen. Änderung 
der Einstiegsgehälter (nach unten) für 
Jungakademiker und anderes mehr. 

Eine Kriegserklärung. Denn die¬ 
se Vorstellungen bedeuten ein Zurück 
mindestens in die 1980er Jahre von Ta¬ 
rifrechten und Lohnsituation. Klar ist: 
Die Strategie der Unternehmensfüh¬ 
rung ist kein Kuschelkurs! Die Gier 
nach Profit der Aktionäre und des 
Hochtiefmanagements wird nicht zu¬ 
letzt in der ersten Aussage des Konzern¬ 
lenkers Marcelino Verdes zur möglichen 
Bewerbung um den Bau des politisch 
höchst brisanten Mauerbaus zwischen 
den USA und dem Staat Mexiko, brutal 
offen gelegt: „Wenn der Profit stimmt, 
machen wir alles!“ 

Peter Köster 


über dem Leistungsniveau von Hartz 
IV, wenn man vom Regelsatz und von 
durchschnittlichen Kosten der Unter¬ 
kunft ausgeht. 

Wenn das Arbeitslosengeld steigen 
soll, dann müssten die Löhne deutlich 
steigen. Das hängt in erster Linie von 
ordentlichen Streiks ab. Einen Einfluss 
auf die Höhe der Löhne hat aber auch 
das staatlich definierte Existenzmini¬ 
mum, das im Hartz-Regelsatz festge¬ 
legt ist. Solange der so niedrig bleibt 
wie jetzt, wird es für große Teile der 
Klasse schwer, höhere Löhne zu er¬ 
kämpfen. Spaltung und Täuschung war 
bereits die Grundlage für die Agenda- 
Politik. Mit der Behauptung, Leiharbeit 
würde Arbeitslosen den Einstieg in den 
Arbeitsmarkt erleichtern, wurde der 
Kündigungsschutz ausgehebelt. Mit der 
Erpressung der Erwerbslosen wurde 
die Kernbelegschaft in die Mangel ge¬ 
nommen. Wer höhere Löhne will, muss 
für einen höheren Regelsatz kämpfen 
und umgekehrt. Das ist nicht mit SPD 
und Linkspartei (von den Grünen ganz 
zu schweigen) zu machen, die in ihren 
bisherigen Regierungen die Politik der 
Armut und der Spaltung betrieben ha¬ 
ben. 

Philipp Kissel 


Martin Schulz 1 Vorschläge 

Gefühl der Gerechtigkeit - Politik der Spaltung 
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Vergesst die Pflege nicht! 

Vergissmeinnicht statt Blumensträuße 

24-stündige Warnstreiks und Demo zum Landtag in Saarbrücken 



M ontag, 27. März, ein Tag nach 
der Landtagswahl. Flughafen 
Saarbrücken, 5.00 Uhr früh: 
Rund 50 Pflegerinnen und Pfleger aus 
saarländischen Krankenhäusern war¬ 
ten mit Transparenten und kämpfe¬ 
rischer Stimmung. Fernsehteams mit 
ihren Kameras sind auch da, warten 
auch. Um 6.15 Uhr geht ein Flieger 
Richtung Berlin: Termine zur Entge¬ 
gennahme von Blumensträußen. Zu¬ 
erst kommt Bundesjustizminister und 
SPD-Landesvorsitzender Heiko Maas. 
Kurz darauf die CDU-Ministerpräsi- 
dentin Annegret Kramp-Karrenbauer, 
danach die Spitzenkandidatin der SPD, 
Anke Rehlinger. Die eine fühlt sich als 
Wahlsiegerin, die anderen haben eine 
Niederlage zu verkraften. Genugtuung 
und Säuernis sind manchmal greifbar. 
Und dann dieser Empfang: „Vergesst 
die Pflege nicht!“ Es gab eine Tüte Sa¬ 
men „Vergissmeinnicht? Für den Flug 
nach Berlin und danach. Stimmung gut 
nach der Aktion. Danach Frühstück bei 
ver.di. 

Montag, 27. März, ein Tag nach der 
Wahl: Seit 6.00 Uhr sind in 12 Kran¬ 
kenhäusern im Land die Pflegerinnen 
und Pfleger für 24 Stunden zum Warn¬ 
streik aufgerufen. Ab 10.00 Uhr soll in 
Saarbrücken Treffpunkt der Streiken¬ 
den sein. Welche Resonanz hatte der 
Streikaufruf? Die Spannung ist greif- 
und spürbar. 

Dann kommen die ersten Busse. 
Ein Bus leer. Druck von der Diakonie 
Kreuznach. Laut Polizei versammeln 
sich dann über 600 Kolleginnen und 
Kollegen. Der Warnstreik steht! 

Solidarität gibt es von Vertrauens¬ 
leuten der IG Metall von Saarstahl und 
auch von der Dillinger Hütte. Starke 
Delegationen. Solidarität tut gut. Die 
DKP erklärt auf Sandwiches ihre so¬ 
lidarische Unterstützung. „Die Linke“ 
kommt leider erst zum Schluss. CDU, 
SPD und andere hatten keine Lust oder 
„Wichtigeres“ vor. 

Montag, 27. März, ein Tag nach der 
Wahl: Demo zum Landtag des Saar¬ 
landes. Keiner da nach der Wahl. Einer 
der Sprechchöre: „Gute Pflege, schönes 
Leben, soll es für uns alle geben.“ Die 
Demo umkreist den Landtag. Aus dem 
Gymnasium am Schloss kommen rund 
70 Schüler und erklären ihre Solida¬ 
rität. Die letzten Tage waren wie ein 
Wechselbad. Der Streik vorige Woche 
am Uni-Klinikum (UKS) in Homburg 
war ausgesetzt worden, weil es Gesprä¬ 
che für einen Tarifvertrag geben sollte 
(siehe auch UZ vom 24.3.17). Ernst¬ 
hafte Gespräche gab es nicht. Kaffee¬ 
trinken könne man aber weiterhin. 
Es folgte prompt die Androhung des 
Warnstreiks. 

Das UKS nimmt nun Verhandlun¬ 
gen mit folgender Zielstellung auf: 
Regelungen zur Entlastung aller Be¬ 
schäftigten; Besetzung in der Nacht - 
keine Nacht allein; Entlastung in Be¬ 
reitschaft aller Bereiche; Entlastung 
für ältere Beschäftigte; Einrichtung ei¬ 
nes Personalpools, oder mehrere Fach¬ 
pools, die nur durch zusätzliche, zu 
schaffende Stellen über dem jetzigen 
Stellenplan eingerichtet werden kön¬ 
nen; Regelungen zum Konsequenzen¬ 
management, sofern vereinbarte Ent¬ 


lastungsregelungen nicht eingehalten 
werden. 

Abschlusskundgebung. Michael 
Quetting, ver.di-Sekretär: „ Die Pha¬ 
lanx der Arbeitgeber ist durchbrochen 
... Wir haben ein Loch in der Blocka¬ 
demauer! ... Ja wir bohren ein dickes 
Brett... Wir wollen nicht, dass die Ge¬ 
sundheit dem Markt untergeordnet 
wird ... Wir wollen ... einen System¬ 
wechsel in der Gesundheitspolitik - für 
die Patienten. Für die Bevölkerung. Für 
die Beschäftigten. Für eine gute Versor¬ 
gung unserer Patienten ... Für ein an¬ 
ständiges Leben für uns.“ 

Klare Ansage: „Jetzt führen wir 
Gespräche, jetzt beobachten wir den 
Landtag ... Wir erwarten, dass jetzt 
nach den Wahlen ... die(se) vor der 
Wahl angekündigten Verbesserungen 
auch kommen. Schreibt das in eure 
Koalitionsvereinbarung. Setzt in Ber¬ 
lin eure Bundesratsinitiative (siehe 
UZ vom 24.3.17) durch!“ Beifall. So 
wollen das die Kolleginnen und Kol¬ 
legen. 

Dann sprechen Kolleginnen aus 
drei Kliniken. Thematisiert und verur¬ 
teilt werden angedrohte Sanktionen bei 
der Diakonie Kreuznach. Druck wird 
gemacht gegen die weiter vorhandene 
Blockadehaltung großer Krankenhaus¬ 
unternehmen. 

Rainer Tobae spricht als Vertreter 
des Saarbrücker Appells, der inzwi¬ 
schen weit über 5 000 Unterzeichner 
zählt. Der Appell wird weiter aktiv sein. 
Als ehemaliger Betriebsrats Vorsitzen¬ 
der eines Medizintechnikdienstleis¬ 
ters, der abgewickelt wurde, fügte er an: 
„Lasst euch nicht spalten - lasst euch 
nicht gegeneinander ausspielen. Nicht 
die kirchlichen Häuser gegen die kom¬ 
munalen - nicht das Therapiezentrum 
Winterberg gegen die Unikliniken, 
nicht in die, die rote Zahlen schreiben 
gegen die, die schwarze Zahlen schrei¬ 
ben. Der Wettbewerb der Kranken¬ 
hausträger ist nicht unser Wettbewerb. 
Unsere Kraft ist die Solidarität!“ 

Der Arbeitskampf für eine bessere 
Pflege ist im Saarland nicht vorbei. Die 


Protest vor dem Landtag in Saarbrücken. 

Pflegerinnen und Pfleger sind am Ball. 
Am „Tag der Pflegekräfte“ am 12. Mai 
treffen sich erneut die Tarifberaterin¬ 
nen und Tarifberater. Es geht darum 
zu beraten, wie es gelingen kann, dass 
in elf Krankenhäusern vergleichba¬ 
re Entlastungsregelungen verbindlich 
geregelt werden. 


Michael Quetting: „Wir rufen alle 
Kolleginnen in den deutschen Kran¬ 
kenhäusern: Steht auf! Lasst uns nicht 
allein. Wir brauchen eure Unterstüt¬ 
zung. Gerade jetzt im Bundestagswahl¬ 
kampf. Und auch im Kampf für einen 
Tarifvertrag Entlastung!“ 

Artur Moses 



Solidarität auch von der IG Metall. 


Solidaritätserklärung des Parteivorstandes der DKP 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der saarländischen Krankenhäuser! 

Die Deutsche Kommunistische Partei sendet euch von Herzen solidarische Grüße! 

Mit eurer Bewegung und eurem Streik für einen Tarifvertrag Entlastung und der For¬ 
derung nach mehr Personal setzt ihr ein Zeichen, das weit über das Saarland hinaus 
gesehen wird. 

Mit eurem Streik als starke Antwort auf die Verweigerung der Arbeitgeber, endlich mit 
euch zu verhandeln macht ihr tausenden Kolleginnen und Kollegen Mut! Wir sind zu¬ 
versichtlich, dass viele eurem Vorbild folgen werden! 

Mit der Ökonomisierung des Gesundheitswesens haben sich die Arbeitsbedingungen 
für euch drastisch verschlechtert. Konkurrenz und Kostendruck haben zu einem Per¬ 
sonalabbau geführt und die Auswirkungen bekommt ihr nun täglich zu spüren. Und 
nicht nur die Beschäftigten selbst leiden unter diesen Umständen, der Personalmangel 
gefährdet die Patientinnen und Patienten. 

Euer Kampf für Entlastung ist gleichzeitig der Kampf für eine gute Gesundheitsversor¬ 
gung für alle. Jede und Jeder von uns kann kWrank werden und die Gewährleistung 
einer guten und menschenwürdigen Behandlung geht uns alle an. Deswegen ist euer 
Kampfauch unser Kampf und wir stehen solidarisch an eurer Seite und werden euch 
nach Kräften unterstützen! 

Glückauf! 

DKP-Parteivorstand 



Porsche-Holding reicht 
VW-Gewinn weiter 

Nach dem Verlust von 308 Milli¬ 
onen Euro im Jahr 2015 schreibt 
die Gesellschaft der Familien Por¬ 
sche und Piech wieder schwar¬ 
ze Zahlen. Für das vergangene 
Jahr weist das Unternehmen ei¬ 
nen Gewinn von knapp 1,4 Mrd. 
Euro aus. Die Porsche SE ist eine 
reine Holdinggesellschaft, in der 
die beiden Familien ihre Beteili¬ 
gung am VW-Konzern gebündelt 
haben. Die kleine Holding mit 30 
Mitarbeitern gibt es seit dem Jahr 
2007 und hat keinen direkten Be¬ 
zug zum Sportwagenhersteller, der 
wiederum eine Tochter des VW- 
Konzerns ist. Die Porsche SE wird 
rund 308 Mio. Euro an seine Akti¬ 
onäre überweisen. Das entspricht 
der Dividendensumme, die die Fa¬ 
milienholding vom Volkswagen- 
Konzern bekommen wird. Ferdi¬ 
nand Piech, über Jahrzehnte Vor¬ 
stands- und Aufsichtsratschef bei 
Volkswagen, verhandelt mit den 
anderen Mitgliedern der Clans 
Porsche und Piech über den Ver¬ 
kauf seiner Anteile an der Porsche 
SE, an der er knapp 15 Prozent der 
Anteile hält. 

„Wirtschaftsweise“ 
glauben an Aufschwung 

Um 1,4 Prozent soll das deutsche 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) 2017 
wachsen, bevor es im Jahr darauf 
sogar um 1,6 Prozent abheben 
werde, stellt der „Sachverständi¬ 
genrat zur Begutachtung der ge¬ 
samtwirtschaftlichen Lage“, kurz 
als die „Wirtschaftsweisen“ be¬ 
zeichnet, in seiner Konjunktur¬ 
prognose 2017/18 fest. Die Lage 
am Arbeitsmarkt sei „unverändert 
gut“, behaupten sie. Und der Auf¬ 
schwung werde durch die expansi¬ 
ve Geldpolitik der EZB angetrie¬ 
ben. Knallhart behaupten die vier 
Herren und eine Dame, dass die 
Kapazitäten der Wirtschaft bereits 
„überausgelastet“ seien. Die Geld¬ 
politik der EZB sei „nach wie vor 
zu expansiv“, bemängeln sie. 


Zitiert: 


Renten sinken 
noch stärker 

Die zunehmende nachgelagerte 
Besteuerung wird das Nettoren¬ 
tenniveau um weitere 9 Prozent 
absenken. Bekannt ist: das Ren¬ 
tenniveau (netto vor Steuerab¬ 
zug) sinkt. Von 2000 bis 2015 ist es 
von 53 Prozent auf 47,6 Prozent ge¬ 
drückt worden. Es wird bei unver¬ 
änderten Gesetzen im Jahr 2030 
auf ca. 44 bis 43 Prozent gesunken 
sein. 

Die Absenkung beträgt also 
über einen Zeitraum von 30 Jah¬ 
ren ca. 20 Prozent. Sie ist tatsäch¬ 
lich aber noch deutlich höher. Da¬ 
für wird die zunehmende Besteue¬ 
rung der Renten sorgen. Vorsichtig 
gerechnet sinkt das Rentenniveau 
bei dem sogenannten Eckrentner 
noch einmal um weitere 9 Prozent. 

Reales Nettoeinkommen ist 
das, was ich auf meinem Konto 
oder in meinem Portmonee zur 
Verfügung habe. Das Rentenni¬ 
veau wird aber seit 2005 mit „net¬ 
to vor Steuern“ angegeben. Das 
große Geheimnis der verschwie¬ 
genen Besteuerung hat es aber in 
sich. Die Steuerabzüge nehmen 
für Rentner zu (weil der Alters¬ 
freibetrag bis 2040 auf 0 € herun¬ 
tergefahren wird), während sie für 
Arbeitende abnehmen (weil die 
Altersvorsorgeaufwendungen bis 
2025 zu 100 Prozent berücksichtigt 
werden). 

Bei gleichbleibendem Renten¬ 
niveau „Netto vor Steuern“ von 
47,6% würde das Rentenniveau 
„Netto nach Steuern“ von 60,7 auf 
55,5 Prozent sinken. 

Da das Rentenniveau vor Steu¬ 
ern sich bis 2040 in Richtung 41 
Prozent bewegen wird, sinkt ent¬ 
sprechend auch der Wert nach 
Steuern auf dann unter 50 Prozent. 

Quelle: Seniorenaufstand 
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Gerichtsverhandlung 
gegen Antifaschisten 

Am Mittwoch, dem 12. April, ste¬ 
hen die „Düsseldorf stellt sich 
Quer (DSSQ)“-Aktivisten Torsten 
Nagel und Mischa Aschmoneit vor 
dem Düsseldorfer Amtsgericht. Ih¬ 
nen wird vorgeworfen, zum zivilen 
Ungehorsam in Form von Sitzblo¬ 
ckaden gegen einen Aufmarsch der 
extrem rechten „Republikaner“ im 
März 2016 aufgerufen zu haben. 
Die Staatsanwaltschaft Düsseldorf 
fordert von den beiden Aktivisten 
deshalb eine Strafzahlung in Höhe 
von zusammen 210 Tagessätzen ä 
50 Euro. 

Die DKP ist solidarisch und 
geht mit den beiden zusammen in 
den Gerichtssaal. Treffpunkt ist um 
8.30 Uhr vor dem Gericht am Ober- 
bilker Markt. Die Verhandlung be¬ 
ginnt im Amtgericht Düsseldorf um 
9.00 Uhr im RaumElll. 

Schwindender 

Rückhalt? 

Auf dem AfD-Landesparteitag in 
Sachsen musste Frauke Petry, die 
Vorsitzende der Partei, harte Kri¬ 
tik einstecken. Sie sei eine Fehl¬ 
besetzung. Sie gehe diktatorisch 
gegen parteiinterne Gegner vor, 
überhaupt: Sie solle am besten auf 
die Bundestagskandidatur verzich¬ 
ten. 

Sie wurde am Wochenende zwar 
noch mit 72 Prozent Zustimmung 
auf den ersten Platz der sächsi¬ 
schen Landesliste für die Bundes¬ 
tagswahl gesetzt. Aber auf Num¬ 
mer zwei landete Richter Jens 
Maier aus Dresden, der Bekannt¬ 
heit erlangte mit Äußerungen 
über deutschen „Schuldkult“ und 
„Mischvölker“ beim „Schandmal“- 
Auftritt des Thüringers Björn Ho¬ 
cke vor einigen Wochen. Petry hat¬ 
te dessen Kandidatur zu verhin¬ 
dern gesucht. 

Was wussten die 
Behörden? 

Bezüglich des Attentäters von Ber¬ 
lin, Anis Amri, ergeben sich immer 
mehr offene Fragen. Amri war Mit¬ 
te Dezember des letzten Jahres mit 
einem LKW in den Weihnachts¬ 
markt an der Berliner Gedächt¬ 
niskirche gefahren. Dabei wur¬ 
den zwölf Menschen getötet, über 
50 Personen teils schwer verletzt. 
Wie verschiedene Medien berich¬ 
ten, soll das nordrhein-westfälische 
Landeskriminalamt (LKA) das zu¬ 
ständige Innenministerium bereits 
im März 2016 über die von Amri 
ausgehende Gefahr gewarnt ha¬ 
ben. Bereits in der letzten Woche 
hatte die rbb-Abendschau über 
Hinweise berichtet, dass der spä¬ 
tere Attentäter zudem seit Anfang 
2016 als Quelle genutzt worden sei. 
Dass die Behörden Amri hatten ge¬ 
währen lassen, war offensichtlich 
kein Versehen. Dem rbb-Bericht 
zufolge, seien die NRW-Polizei- 
dienststellen angewiesen worden, 
Amri möglichst nicht zu kontrol¬ 
lieren. 

De Maiziere droht 

Die Rückführung von Migranten 
ohne Bleiberecht läuft schwierig. 
Mehrere Länder weigern sich ihre 
eigenen Staatsbürger zurückzuneh¬ 
men. Der Bundesinnenminister will 
jetzt durchgreifen. Und drohte, dass 
die entsprechenden Staaten damit 
rechnen müssten, dass die Vergabe 
von Visa bei Reisen nach Europa 
nicht mehr so großzügig gehand- 
habt werde wie bisher. Das gelte 
„vielleicht auch für das Führungs¬ 
personal des Landes“, so de Maizi¬ 
ere. 

Berichtigung 

In der UZ vom 24. März ist uns auf 
Seite 9 im Beitrag zum 80. Geburts¬ 
tag von Egon Krenz leider ein Mal¬ 
heur passiert. Den Schreibfehler hat 
niemand gesehen, die Verwechslung 
ist nicht aufgefallen. Im Zusammen¬ 
hang mit dem Prozess gegen Egon 
Krenz u.a. muss es natürlich richtig 
heißen: Günther Kleiber. Wir bitten 
um Entschuldigung. 


DKP bereitet ihren 22. Parteitag vor 

Parteivorstand beauftragt Autorengruppe mit der Erarbeitung 
eines Leitantrags zur Strategiedebatte 


D er Parteivorstand der DKP 
befasste sich am vergangenen 
Wochenende in Essen vor al¬ 
lem mit der Ausrichtung des 22. Par¬ 
teitags. Dieser wurde für den 3. bis 
5. März 2018 nach Frankfurt am Main 
einberufen. Mit der Verlängerung auf 
drei Tage soll mehr Zeit für Debatte 
und Erfahrungsaustausch gewonnen 
werden. Das erscheint angesichts des 
Anspruchs notwendig: „Der 22. Par¬ 
teitag soll die Partei befähigen, auf 
der Höhe der Zeit in Klassenkämpfe 
eingreifen zu können“ legte Patrik Kö- 
bele, Vorsitzender der DKP, die Mess¬ 
latte hoch. 

Eine Voraussetzung dafür ist si¬ 
cherlich die Stärkung der Partei, die 
nur noch über wenige Betriebsgrup¬ 
pen und Ansätze in Betrieben verfügt. 
Es ist das erklärte Ziel bei diesem Par¬ 
teitag, stärker als bei vorangegange¬ 
nen Theorie und Praxis in Einklang zu 
bringen und der Partei konkretes Rüst¬ 
zeug an die Hand zu geben. „Es geht 
um die umfassende Stärkung der Par¬ 
tei, um den Kampf um die Verankerung 
in der Arbeiterklasse, um die Gewin¬ 
nung von Mitgliedern und die Stärkung 
der Grundorganisationen der DKP“, so 
der Vorsitzende. Dabei soll die Debatte 


um die Strategie der Kommunistinnen 
in diesem Land und ihre Konkretisie¬ 
rung helfen. 

Der Parteitag soll zunächst eine 
grundsätzliche Analyse leisten, in wel¬ 
cher Etappe wir uns befinden und die 
Besonderheiten der heutigen Phase 
bestimmen. Die Grundlinie der Stra¬ 
tegie, wie sie im Parteiprogramm der 
DKP definiert ist, soll durch den Par¬ 
teitag bekräftigt und konkretisiert wer¬ 
den. In einer Situation, in der sich die 
Arbeiterbewegung, die Arbeiterklas¬ 
se, die Friedenskräfte, die Antifaschis¬ 
ten in der Defensive befinden, müsse 
es darum gehen, aus dieser Defensive 
herauszukommen, so Köbele in seinem 
Referat. Im Programm der DKP werde 
das als Wende zu demokratischem und 
sozialem Fortschritt bezeichnet. Der 
Vorsitzende schlug vor, das zu präzisie¬ 
ren „zum Kampf um eine Wende zu ei¬ 
ner Politik des Friedens, des demokrati¬ 
schen und sozialen Fortschritts“. Dafür 
müssten kurz-, mittel- und langfristige 
Forderungen entwickelt werden. 

Die Auseinandersetzung müsse 
gegen das strukturbestimmende Mo¬ 
ment in der herrschenden Klasse, das 
Monopolkapital, konzentriert werden. 
Im Zentrum der Strategieentwicklung 


der Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten stehe die Arbeiterklasse. „Ihre 
Lage, ihr Bewusstsein und ihre Organi¬ 
sation in Gewerkschaften und Parteien, 
das heißt ihre Kampfkraft, ist maßgeb¬ 
lich“, so Köbele. „Antimonopolistische 
Bündnisarbeit und die Orientierung 
der DKP auf die Arbeiterklasse kön¬ 
nen - und müssen - sich gegenseitig 
befruchten“. 

In diesem Sinne beschloss der 
Parteivorstand erste konzeptionelle 
Überlegungen zum 22. Parteitag und 
bestimmte eine Autorengruppe, in der 
unter anderem Köbele, der stellvertre¬ 
tende Vorsitzende Hans-Peter Brenner, 
Michael Grüß und Beate Landefeld ar¬ 
beiten. Sie soll bis zur kommenden PV- 
Tagung im Juni einen Entwurf des Leit¬ 
antrages vorlegen. Die Debatte um die 
antimonopolistische Strategie der DKP 
hat in der UZ und auf dem Nachrich¬ 
tenportal news.dkp.de längst begonnen 
und zum Teil heftige Widersprüche her¬ 
vorgerufen. Nun wurde eine Redakti¬ 
onsgruppe bestimmt, um die Debatte 
bis zum 22. Parteitag zu organisieren. 
Beschlossen wurden außerdem das Er¬ 
stellen eines Readers mit Debattenbei¬ 
trägen und eine theoretische Konferenz 
im Vorfeld des 22. Parteitags. 


Natürlich spielte auch der Bundes¬ 
tagswahlkampf eine große Rolle auf 
der Tagung. Zahlreiche Diskussions¬ 
beiträge zeugten von einer Partei, die 
auf der Straße ist, um ihre Kandidatur 
in 14 Bundesländern durch das Sam¬ 
meln von Unterstützerunterschriften 
abzusichern. Eine Partei, die offensiv 
mit ihren Sofortforderungen agitiert, 
dabei überwiegend gute Erfahrungen 
macht und vielerorts mit Spaß bei der 
Sache ist. Thematisiert wurden auch 
die Schwierigkeiten insbesondere in 
den ostdeutschen Bundesländern, aber 
auch in Schleswig-Holstein, wo das 
Quorum von in der Regel 2 000 Un¬ 
terschriften ein echtes Kampfziel ist. 
Die Genossinnen und Genossen dort 
brauchen die Unterstützung und Soli¬ 
darität der Gesamtpartei. 

In Nordrhein Westfalen ist die Un¬ 
terschriftensammlung für die Land¬ 
tagswahl erfolgreich abgeschlossen. 
Hier drehen sich die Fragen und Er¬ 
fahrungen schon um anderes: Pressege¬ 
spräche der Kandidatinnen, der Dreh 
des Wahlwerbespots und der Riesen¬ 
fragenkatalog des Wahl-O-Mat - und 
dann sind da noch die Plakate, die sich 
bereits im Hof der Essener Hoffnung¬ 
straße stapeln. 

Am Sonntag beriet der Parteivor¬ 
stand mit Mitgliedern der Bezirks¬ 
vorstände über die zeitgleich laufen¬ 
de Parteiauseinandersetzung und den 
Umgang mit dem sogenannten Netz¬ 
werk „Kommunistische Politik“ inner¬ 
halb der Partei. Diese Diskussionen 
fanden in einer Reihe von Gesprä¬ 
chen unter anderem mit Erstunter¬ 
zeichnerinnen des Offenen Briefes 
des kommunistischen Netzwerks und 
mit den Mitgliedern der Bezirke Süd¬ 
bayern und Rheinland-Pfalz statt. Der 
Parteivorstand wird diese Beratungen 
auf seiner kommenden Tagung im Juni 
auswerten. 

In weiteren Tagesordnungspunk¬ 
ten bestätigte der Parteivorstand die 
Gründung der Landesorganisation in 
Thüringen und beschloss auf Empfeh¬ 
lung der Internationalen Kommission 
zudem die Aufnahme zu Beziehungen 
zur Österreichischen Partei der Arbeit 
(PdA). 

Kämpferische Grüße gingen an die 
streikenden Kolleginnen und Kolle¬ 
gen der Kliniken im Saarland: „Euer 
Kampf für Entlastung ist gleichzeitig 
ein Kampf für eine gute Gesundheits¬ 
versorgung für alle. (...) Deswegen ist 
euer Kampf auch unser Kampf und wir 
stehen solidarisch an eurer Seite und 
werden euch nach Kräften unterstüt¬ 
zen. Glückauf!“ 

Wera Richter 



„Es geht um die umfassende Stärkung der Partei, um den Kampf um die Verankerung in der Arbeiterklasse, um die 
Gewinnung von Mitgliedern und die Stärkung der Grundorganisationen der DKP“, umreißt Patrik Köbele die Aufgaben des 
22. Parteitags der DKP. Der Parteitag findet wie der vergangene (siehe unser Foto) im Frankfurter Haus der Jugend statt. 


Blaues Wunder? Friedenstauben im Aufwind 

Dülmener für Frieden statt US-Stützpunkt 


In Dülmen, bisher eher bekannt durch 
seine Wildpferde, sind die Friedenstau¬ 
ben wieder im Kommen und die „große 
Politik“ wird wieder Stadtgespräch. Am 
22. März hatten DGB-Ortsverband 
und evangelische Kirchengemeinde zu 
einer Kundgebung eingeladen, mit der 
nicht nur an die Bombennächte 1945, 
ihre Opfer und Ursachen erinnert wur¬ 
de. 

Rund 130 Dülmener (m+w) kamen, 
deutlich mehr als zum „runden“ Geden¬ 
ken im Jahr 2015. Unter den Teilneh¬ 
merinnen, auch gut 30 Kriegsflüchtlin¬ 
ge. Als Hamid Alhaw, betroffener und 
von Abschiebung bedrohter Syrer sei¬ 
ne beeindruckende Friedensbotschaft 
verlas - erst auf Arabisch, dann auf 
Deutsch - war es mucksmäuschenstill, 
genauso wie bei dem Dülmener Rudi 
Kissenkötter, der auf Plattdeutsch ein 
Gedicht über den Schrecken der Bom¬ 
bennächte vortrug. Aus tiefster Seele 
sprach der evangelische Pfarrer Zar¬ 
mann manchem Friedensbewegten, als 
er dem legendären Spruch von SPD- 
Altkanzler Helmut Schmidt energisch 
widersprach „Wer eine Vision hat, soll 


zum Arzt gehen“. Denn von der Visi¬ 
on einer sozial gerechten, friedlichen 
Welt - „im Diesseits, nicht im Jenseits“ 
wie er betonte - dürften sich die Men¬ 
schen bei allen Unterschieden in Her¬ 
kunft, Glauben und Weltanschauung zu 
Recht nicht abbringen lassen. 

Als der DGB-Ortsvorsitzende und 
engagierte Heimatforscher Ortwin 
Bickhove-Swiderski über die Grün¬ 
de für die Bombardierung Dülmens 
sprach, schlug er den Bogen zur Ge¬ 
genwart und lud Friedensinteressier¬ 
te für den 23. März zu einer Informa¬ 
tions- und Diskussionsveranstaltung 
des DGB ins Kolpinghaus. Denn nicht 
nur damals war Dülmen ein Verkehrs¬ 
knotenpunkt von militärischer Bedeu¬ 
tung, mit der Sprengstoffproduktion 
der WASAG-Werke südlich der Stadt 
und unterirdischen Tanklagern der Na¬ 
zi-Luftwaffe im Osthofer Wald. 

Heute findet besonders die US-Ar- 
my die optimale Lage und Anbindung 
der ehemals britisch besetzten Tower 
Barracks in Dülmen höchst nützlich 
für ihr militärisches Abschreckungs¬ 
konzept gegenüber Russland. Ab April 


sollen dort - wie berichtet - Panzer, 
Haubitzen und weitere Kriegsausrüs¬ 
tung bereitgehalten werden. Eine Maß¬ 
nahme, die laut US-Army in direktem 
Zusammenhang mit der „European 
Reassurance Initiative“ (ERI) steht, 
sowie dem Vorrücken aktiver, beweg¬ 
licher und z.B. im Irak-Krieg erprobter 
Kampfverbände an die Ostflanke der 
NATO, sprich: die Westgrenze Russ¬ 
lands. 

Genau das macht immer mehr Dül¬ 
mener Bürgerinnen Sorge. „Wir möch¬ 
ten nicht, dass ein nächster Russland¬ 
feldzug geplant wird und schon gar 
nicht vor unserer Haustür“, meint der 
Dülmener Michael Stiels-Glenn ge¬ 
genüber dieser Zeitung. Er und seine 
aus den USA stammende Frau Pene¬ 
lope hatten mit zahlreichen Briefen 
an Lokalpolitiker und Militärs um 
Auskunft gebeten, kritische Fragen 
gestellt, Leserbriefe an die Lokalzei¬ 
tung geschrieben und selber im Inter¬ 
net recherchiert, was z.B. in US-ame¬ 
rikanischen Militärzeitschriften zu den 
Tower-Barracks-Plänen veröffentlicht 
wurde. Sie haben via Facebook und 


E-Mail Mitstreiterinnen gesucht. Und 
gefunden. 

„Mögen Lokal-, Landes- und Bun¬ 
despolitiker in Dülmen, Düsseldorf 
und Berlin vor wenigen Wochen noch 
davon geträumt haben, sie könnten den 
Einzug der US-Army mit ihrer Kriegs¬ 
ausrüstung in aller Stille durchwinken, 
aus dem Landtagswahlkampf heraus¬ 
halten oder als völlig harmlosen Mie¬ 
terwechsel verkaufen, der neue Ar¬ 
beitsplätze, Kaufkraft und nette neue 
Nachbarn nach Dülmen bringe... der 
Traum ist ausgeträumt“, meint Michael 
Stiels-Glenn. 

Kommunalpolitische Konversions¬ 
pläne, den Stützpunkt Tower Barracks 
zivil zu nutzen z.B. für einen Gewer¬ 
bepark oder ein Logistik-Zentrum, 
seien zwar vorerst vom Tisch. Aber da¬ 
für stehe ab 7. April eine bunte Trup¬ 
pe Friedensbewegter mit einer neu ge¬ 
gründeten Friedensinitiative auf der 
Matte, parteiübergreifend organisiert, 
heimatverbunden hochmotiviert, gut 
vernetzt und mit guten Aktionsideen 
für den Frieden - auch mit Russland. 

Lothar Geisler 
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Landtagswahlen im Saarland: 
Linke Alternative nicht sichtbar 

Trotz verheerender Bilanz - Fortsetzung der GroKo im Saarland 


Weder Spitzenkandidat noch Programm der Partei „Die Linke“ boten eine überzeugende Alternative. 


D ie Wahl fand in einem Klima 
anhaltenden Drucks von rechts 
statt, u. a. geprägt durch den Aus¬ 
bau des Überwachungsstaates, durch 
den Abbau demokratischer Rechte, 
durch Abschottung und Abschiebun¬ 
gen gegen Geflüchtete und beständi¬ 
gem und zum Teil wachsenden Druck 
in Betrieben, Verwaltungen, Gesund¬ 
heitswesen. Und gleichzeitig erleben 
wir eine Situation, in der für große Teile 
der Arbeiterklasse in Deutschland die 
krisenhafte Entwicklung in der kapita¬ 
listischen Wirtschaft noch nicht richtig 
spürbar ist. Obwohl die Zukunftsängs¬ 
te zugenommen haben. 

Die Ablösung der GroKo und die 
Verdrängung der CDU aus der Regie¬ 
rungsverantwortung gelangen im Saar¬ 
land bei dieser Landtagswahl nicht. 
48 500 Saarländer gingen diesmal mehr 
zur Wahl als 2012, etwa 30 Prozent 
nicht. Die CDU gewann rund 48 000 
Stimmen dazu, die SPD rund 9 000. Die 
Partei „Die Linke“ verlor 9 000 Stim¬ 
men. Piraten und Bündnis-Grüne sind 
nicht mehr im Landtag. SPD und „Die 
Linke“ verloren zusammen 4,3 Prozent, 
die Grünen 1 Prozent und die Piraten 
fast 7 Prozent. Die extrem rechte AfD 
Saar zieht mit 6,2 Prozent der Stimmen 
in den Landtag ein und stellt auch noch 
den Alterspräsidenten. 

Deutungen und Interpretationen 
haben jetzt Hochkonjunktur. Interes¬ 
sierte Kreise sehen das Ergebnis als 
Absage an eine Rot-Rote-Landesre- 
gierung. Unsere Fragen sind: Warum 
kann sich die CDU so behaupten und 
warum gelingt es nicht, links von der 
CDU eine überzeugende Alternative 
aufzubauen? 

Die SPD war inhaltlich kein Geg¬ 
ner der CDU. Sie überließ der CDU in 
manchen Fragen die Rolle einer bes¬ 
seren SPD und ist, bis auf die letzten 
Wochen vor der Wahl, völlig in der 
großen Koalition gefangen geblieben. 
Die CDU hing sich den Mantel der 
SPD um. Sie hatte geschickt das The¬ 
ma „Pflegenotstand“ aufgegriffen. Mit 
der angekündigten Ermittlung von 
Sollzahlen für Pflegestellen und mit 
der Bundesratsinitiative hierzu hat sie 
sich als „Kümmerer“ und „Macher“ 
darstellen können. Sie verteilte vor 
saarländischen Betrieben (!) ein Mas¬ 
senflugblatt, in dem sie mit geschickten 
Versprechungen in sozialen Fragen un¬ 
gestört in der Hälfte der SPD kicken 
konnte. 75 Prozent der SPD-Wähler 


und die Hälfte der Wähler der Partei 
„Die Linke“ sahen in Kramp-Karren- 
bauer eine gute Ministerpräsidentin. 
Die SPD ließ sich die Wurst vom Brot 
nehmen. Sie ließ bis zum Schluss kon- 
zeptions- und richtungslos die Koaliti¬ 
onsfrage offen. 

Die CDU konnte ungehindert das 
„Gespenst“ von „Rot-Rot“ als Gefahr 
an die Wand malen und ihre Wähler¬ 
schaft mobilisieren. 

Im Saarland lag und liegt das Prob¬ 
lem für den Wahlsieg der CDU vor al¬ 
lem an der SPD. Sie bewegt sich nicht 
weg von der neoliberalen Grundlinie, 
auch nicht weg von den Inhalten der 
Agenda 2010. Noch einen Tag vor der 
Wahl sagte die Spitzenkandidatin Reh- 
linger im ZDF, dass die Schuldenbrem¬ 
se bleibe, egal welche Regierungsopti¬ 
on es gäbe. In Wahlkampfflyern rühm¬ 
te sich die SPD für die Sparpolitik der 
GroKo. Mit Austeritätspolitik kann 
man im Saarland keine Eckpunkte für 
eine andere Politik im Interesse der Ar¬ 


beitenden präsentieren. Die verbalen 
Ankündigungen von Schulz sind deut¬ 
lich zu wenig und ersetzen keine glaub¬ 
hafte Alternative. 

Die Partei „Die Linke“ muss sich 
fragen, ob ihre Wahlkampfstrategie 
und Taktik dem inhaltlichen Zustand 
und Problem in der SPD entsprochen 
hat. Wie wurde damit inhaltlich umge¬ 
gangen? Warum gab es die Diskrepanz 
zwischen Wahlprogramm und dem 
Agieren von Oskar Lafontaine? 

Warum gab es keinen Frontalangriff 
auf Kaputtsparpolitik und den Zwang 
zur Schuldenbremse? 

Lafontaine hatte vor einem Jahr 
gesagt, seine Partei würde nur in eine 
Koalition mit SPD und Grünen gehen, 
wenn sich die Lage der arbeitenden 
Menschen dadurch verbessert. Was war 
von diesen „Verbesserungen“ als Druck 
im Wahlkampf noch zu verspüren? 

SPD und auch „Die Linke“ strebten 
letztlich im Saarland nur einen Regie¬ 
rungswechsel an, ein Programm für ei¬ 


nen Politikwechsel gab es nicht, er war 
nicht wählbar. Das war keine anziehen¬ 
de und überzeugende Alternative zur 
Politik der GroKo. Es fehlten die In¬ 
halte, die Eckpunkte für einen Politik¬ 
wechsel. Die Zufriedenheitswerte mit 
der Politik der GroKo sind Ergebnis 
dieser fehlenden Alternative. Das ist 
die Ursache für den Wahlsieg der CDU 
und für die Niederlage links davon. 

Schmerzlich ist darüber hinaus der 
Einzug der AFD. Der extrem rechte 
Landesverband wird dort mit einem 
gruseligen Personal vertreten sein, das 
weder vor NPD-Kontakten noch vor 
dem Handel mit NS-Devotionalien 
zurückschreckt. Der Landesvorsitzen¬ 
de Dörr hat in klassischem NS-Jargon 
angekündigt, die anderen Parteien im 
Landtag „vor sich her zu treiben“. Jetzt 
kommt es darauf an, dass die antifa¬ 
schistischen Kräfte im Saarland eine 
kluge Strategie und Praxis entwickeln, 
wie der Einfluss der äußersten Rechten 
wieder zurückgedrängt werden kann. 



Wann kommt der „Urknall“? 

Grüne ohne Profil und überzeugendes Spitzenpersonal 


Das Resultat der Landtags wählen im 
Saarland sorgt derzeit sicher nicht nur 
bei den Spitzenpolitikern der Grünen 
für Unruhe. Ist dieses Ergebnis nur 
den „regionalen Besonderheiten“ ge¬ 
schuldet? Oder waren es die Themen 
der Grünen, die die Wählerinnen und 
Wähler nicht überzeugten? Wie das 
Thema „soziale Gerechtigkeit“, mit 
denen die SPD aktuell an Zustim¬ 
mung gewinnt? Oder das von den Um¬ 
frageinstituten zunächst vorausgesag¬ 
te Kopf-an-Kopf-Rennen von CDU 
und SPD? Hatte Günther Oettinger, 
der EU-Kommissar und frühere Mi¬ 
nisterpräsident von Baden-Württem¬ 
berg Recht, als er vor einigen Wochen 
meinte: „Wenn zwei Elefanten im 
Raum sind, haben die Mäuse ein Pro¬ 
blem“? Die „Zeit“ am Montag: „Für 
die Mäuse wird es eng.“ 

In der „Nachlese“ wird deutlich, 
wie groß die Verunsicherung unter 
den Spitzenpolitikern der Grünen ist. 
In 11 Bundesländern sitzen die Grünen 
mit in der Regierung: Wird sich im „Su¬ 
perwahljahr“ - vielleicht mit Ausnah¬ 
me der Landtagswahlen in Schleswig- 
Holstein, bei denen ein zweistelliges 
Ergebnis zu erwarten ist - der derzei¬ 


tige Abwärtstrend fortsetzen? Warum? 
In aktuellen bundesweiten Umfragen 
liegt die Partei derzeit bei sieben bis 
acht Prozent. In NRW, dort wird am 
14. Mai gewählt, würden die Grünen 
aktuell nur sechs Prozent erreichen, 
die bisherige Regierungskoalition aus 
SPD und Grünen wird wahrscheinlich 
ihre Mehrheit verlieren. 

Ist eine Trendwende möglich? 
Und mit welchen Themen? Wann 
kommt der grüne „Urknall“? Oder 
liegt es am - altgedienten - Spitzen¬ 
personal? Am Montag reagierte die 
Spitzenkandidatin der Grünen zu 
den Bundestagswahlen, Katrin Gö- 
ring-Eckardt, in der Bundespresse¬ 
konferenz ziemlich hilflos: „Wenn wir 
eine Urknallidee hätten, würden wir 
sie höchstwahrscheinlich zünden.“ In¬ 
haltlich fiel ihr auch nichts ein: „Grü¬ 
ne“ Themen kämen eben derzeit nicht 
an. Sie kündigte an, für den künfti¬ 
gen Wahlkampf ihren „Terminkalen¬ 
der in die Tonne“ zu werfen und wie 
Cem Özdemir „im Land unterwegs 
zu sein“. Für die Bundestagswahl im 
September gelte nach wie vor: „Wer 
keine Große Koalition will, der muss 
sein Kreuz bei den Grünen machen.“ 


Eine Koalitionsaussage aber lehnte 
sie ab. 

Der zweite Spitzenkandidat der 
Grünen und Parteivorsitzende, Cem 
Özdemir, hatte sich vor dem Wahl¬ 
sonntag im Saarland wenigstens be¬ 
müht, auf einer Veranstaltung der 
Berliner Grünen, auf der die Lan¬ 
desliste zu den Bundestagswahlen 
gewählt wurde und auf einer Konfe¬ 
renz inhaltlich zu punkten. Auf der 
Konferenz der Heinrich-Böll-Stiftung 
„Was ist die grüne Erzählung“, über 
die das ARD-Hauptstadtstudio am 
25. März berichtete, diskutierte er in 
Berlin mit Philosophen, Politikern 
und Wirtschaftsexperten über grüne 
Themen und Standpunkte. Özdemir 
möchte, wie er in einem Vortrag ver¬ 
riet, das Thema soziale Gerechtigkeit 
gern über die Wirtschaft „absichern“. 
Aufstiegschancen müssten verbessert 
werden, der Staat dürfe aber nicht alle 
„bemuttern“. Um zu verhindern, dass 
Strukturwandel dazu führe, dass Tei¬ 
le der Gesellschaft abgehängt werden, 
müsse man rechtzeitig in zukunftsfä¬ 
hige Technologien investieren. Und da 
geht es natürlich vor allem auch um er¬ 
neuerbare Energie und Umweltschutz. 


Laut Özdemir könnten staatliche Re¬ 
gulierungen der Wirtschaft dabei als 
Innovationsmotor dienen. Doch er er¬ 
gänzte: „Am Ende, da darf man sich 
nichts vormachen: dass man nicht nur 
mit moralischen Argumenten über¬ 
zeugt, man muss mit schwarzen Zahlen 
überzeugen.“ Schwarze Zahlen. Mh, für 
wen wohl? 

Wofür stehen die Grünen? Aus der 
Partei kommen seit längerem wider¬ 
sprüchliche Signale, allein die Ökologie 
ist das Verbindende: Für und wider eine 
Koalition mit SPD und Linkspartei 
auf Bundesebene. Für und wider eine 
schwarz-grüne Koalition. Letztere wür¬ 
den vor allem der baden-württember¬ 
gische Ministerpräsident Kretschmann, 
aber auch Özdemir - obgleich der auch 
„Rot-Rot-Grün“ in Berlin lobt - favo¬ 
risieren. Katrin Göring-Eckardt möch¬ 
te weder mit Horst Seehofer noch mit 
Sahra Wagenknecht koalieren. 

Ein Teil der Partei ist gegen jegli¬ 
che Abschiebungen, ein anderer für 
Abschiebungen unter bestimmten Be¬ 
dingungen. Die „Süddeutsche“ schrieb 
dazu am 19. Februar. Als das Papier, als 
internes geplant, von der Kretschmann- 
Seite als begrenztes Ja zu Abschiebun¬ 


Die DKP hat für die Ablösung der 
GroKo und für die Verdrängung der 
CDU aus Regierungsverantwortung 
agiert. Die CDU ist der Stoßtrupp der 
Verschärfung des neoliberalistischen 
Kurses und der Austeritätspolitik. Die 
DKP hat mit ihren bescheidenen Mit¬ 
teln und Möglichkeiten entsprechende 
inhaltliche Positionen bezogen. Mit ei¬ 
nem Plakat und Flugblättern, mit Ver¬ 
anstaltungen haben wir in den Wahl¬ 
kampf eingegriffen und Alternativen 
der DKP dargestellt. Vor allem im Ar¬ 
beitskampf der Krankenhaus-Beschäf¬ 
tigten hat sich die DKP solidarisch en¬ 
gagiert und versucht, Zusammenhänge 
zu vermitteln. 

Aus unserer Sicht müssen jetzt 
Schlussfolgerungen für Strategie und 
Taktik der DKP in den bevorstehen¬ 
den Wahlen diskutiert werden. Zu be¬ 
antworten sind die Fragen: Was sind 
unsere politischen Ziele für Verände¬ 
rungen bezogen auf Wahlen und auf 
welchen Wegen sind diese erreichbar? 
Werden wir mit der Eigenkandidatur 
als Dreh- und Angelpunkt des politi¬ 
schen Eingreifens bei Wahlen unserer 
Verantwortung wirklich gerecht? 

Sicher ist: Es bleibt der Vorrang von 
Profitinteressen und der Kaputtsparpo¬ 
litik in der Landespolitik. 

Sicher ist: Es bleibt der Widerstand, 
der zunehmen muss, um dies zu ändern. 

Sicher ist: SPD und „Die Linke“ 
brauchen mehr Druck. Notwendig ist 
der Druck von außerhalb des Landta¬ 
ges. 

Insgesamt gesehen ist dieses Resul¬ 
tat ein Traumergebnis für das Kapital. 
Die IHK kann jubeln, der Kaputtspar¬ 
kurs wird planmäßig fortgesetzt. 

Den linken Kräften im Saarland 
muss mehr einfallen als Personen¬ 
wahlkampf. Ohne eine inhaltlich sicht¬ 
bare Alternative zur Kürzungspolitik 
wird es auch in fünf Jahren nichts mit 
einem Wechsel nach links. Notwendig 
ist, es muss sich im Saarland ein Poten¬ 
tial zusammenfinden und vernetzen, 
das sich inhaltlich gegen neoliberale 
Landespolitik definiert; ein Potential, 
das die sozialen Bewegungen erfasst 
und darüber hinaus geht, in dem die 
DKP ihren Platz hat und das Kräfte 
der Partei „Die Linke“ erfasst. Ein 
solches Potential kann den nötigen 
Druck ausüben auf SPD und auch die 
Partei „Die Linke“, um einen Politik¬ 
wechsel zu erreichen. 

Thomas Hagenhofer 


gen öffentlich gemacht wurde, fühlten 
sich andere derart desavouiert, dass 
sie sofort widersprachen - und die Öf¬ 
fentlichkeit so das Gefühl verlor, was 
die Grünen wirklich möchten.“ Und so 
geht es den Grünen auch in anderen 
Fragen. 

Die Grünen haben kein erkennba¬ 
res Profil, kein Wahlprogramm und kein 
Spitzenpersonal, das in der gegenwärti¬ 
gen Situation Massen von Wählerinnen 
und Wählern mobilisieren könnte. 

Allerdings gibt es aus der Partei 
auch andere Ansagen: So beispiels¬ 
weise aus Berlin. Dort wählten in der 
vergangenen Woche die Grünen die 
Bundestagsabgeordnete Lisa Paus 
auf den 1. Platz ihrer Landesliste für 
die Bundestagswahl. In ihrer Rede 
betonte sie, dass sie sich gerne anlege 
„mit der Autolobby; mit gewissenlo¬ 
sen Bankern, mit Immobilienspeku¬ 
lanten, die Berliner Wohnungen zur 
heißen Ware machen“. Sie betonte, 
den Ausverkauf des Dragoner-Areals 
in Kreuzberg gemeinsam mit Aktivis¬ 
ten verhindert zu haben. „Wir werden 
Miethaie zu Fischstäbchen machen“. 
Das kam wohl an. 

Nina Hager 
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Am Scheideweg 

Die Kommunistische Partei Venezuelas muss um ihre legale Existenz kämpfen 


Hungernde Kinder 
im Jemen 

Wachsende Armut, Hunger und 
Krankheiten: Zwei Jahre nach 
Kriegsbeginn geraten im Jemen 
nach Angaben von UNICEF im¬ 
mer mehr Kinder in Lebensgefahr. 
Wegen der extremen Nahrungs¬ 
mittelunsicherheit und des Zu¬ 
sammenbruchs der Wasserversor¬ 
gung in vielen Städten leiden rund 
460 000 Kinder an akuter schwerer 
Mangelernährung, wie der Kinder¬ 
hilfsfonds der UNO am Montag 
mitteilte. Das sei ein Anstieg um 
200 Prozent seit 2014. UNICEF 
appellierte an die Konfliktparteien 
und die „internationale Gemein¬ 
schaft“, eine Hungersnot zu ver¬ 
hindern und die Versorgung der 
Bevölkerung mit lebenswichtigen 
Gütern sicherzustellen. 

EU-Unterstützung 

Die EU hat Palästinenserpräsident 
Mahmud Abbas Unterstützung bei 
seinen Bemühungen für einen un¬ 
abhängigen und friedlichen Paläs¬ 
tinenserstaat zugesichert. „Die Eu¬ 
ropäische Union setzt sich weiter 
für eine zwischen den Parteien aus¬ 
gehandelte Zwei-Staaten-Lösung 
ein“, sagte die EU-Außenbeauftrag¬ 
te Federica Mogherini am Montag 
nach einem Treffen mit Abbas in 
Brüssel. Sie bleibe aus Sicht der EU 
der einzige Weg, der zu einer fried¬ 
lichen Lösung des Nahost-Konflikts 
führe. Mogherini erneuerte die Kri¬ 
tik der EU an der Siedlungspolitik 
Israels. Allerdings verweigern die 
meisten EU-Länder dem Staat Pa¬ 
lästina weiterhin die diplomatische 
Anerkennung. 

Neuwahlen in 
Nordirland 

Nordirland steht zum zweiten Mal 
in diesem Jahr vor Neuwahlen. 
Eine Parlamentssitzung zur No¬ 
minierung neuer Minister wurde 
am Montag kurz vor Ablauf einer 
Frist für eine Regierungsbildung 
abgesagt. Die ehemaligen Koali¬ 
tionspartner, die republikanische 
Sinn-Fein-Partei und die unionis- 
tische DUP, gaben sich gegensei¬ 
tig die Schuld. Nach Verstreichen 
der Frist muss der britische Nord¬ 
irland-Minister James Brokenshire 
per Gesetz Neuwahlen innerhalb 
eines „angemessenen Zeitraums“ 
ausrufen. 

Auf der Grundlage des „Kar¬ 
freitagsabkommens“ von 1998 und 
anderer Abmachungen müssen die 
jeweils stärksten Parteien aus bei¬ 
den Lagern eine Regierungskoa¬ 
lition bilden. Die bisherige Koa¬ 
lition zwischen Sinn Fein und der 
DUP zerbrach im Januar im Streit 
über ein aus dem Ruder gelaufenes 
Förderprogramm für erneuerbare 
Energien. Aus den darauf folgen¬ 
den Wahlen am 2. März ging Sinn 
Fein gestärkt hervor und konnte bis 
auf einen Parlamentssitz zur DUP 
aufschließen. 

UN berät über 
A-Waffen-Verbot 

Mehr als 70 Jahre nach den Atom¬ 
bombenabwürfen der USA auf 
Hiroshima und Nagasaki haben 
die Vereinten Nationen Verhand¬ 
lungen über ein Verbot von Atom¬ 
waffen begonnen. 123 der 193 
Mitgliedstaaten unterstützen die 
am Montag in New York begon¬ 
nenen Gespräche. Da aber keiner 
der mutmaßlich neun Staaten, die 
weltweit Atomwaffen besitzen, an 
den Gesprächen teilnimmt, gibt es 
keine Aussicht auf Erfolg. 

Die Botschafterin der USA bei 
der UNO, Nikki Haley, begründe¬ 
te den Boykott der Verhandlungen 
durch die USA mit der Behauptung, 
dass Nordkorea einem Verbot von 
Atomwaffen nicht zustimmen wür¬ 
de. Die Gespräche über ein Verbot 
behinderten Bemühungen nuklea¬ 
rer Abrüstung, behauptete Britan¬ 
niens Botschafter Matthew Rycroft. 
Nach bisher vorliegenden Informa¬ 
tionen werden die Gespräche von 
allen NATO-Staaten außer den Nie¬ 
derlanden und Ungarn boykottiert. 


D er Kommunistischen Partei Vene¬ 
zuelas (PCV) droht zum vierten 
Mal in ihrer Geschichte die Illega¬ 
lität. Diesmal ist es jedoch keine Militär¬ 
diktatur wie in den 30er Jahren, von der 
eine Auflösung der marxistisch-leninisti¬ 
schen Partei ausgeht. Es ist der „boliva- 
rische“ Staatsapparat, dessen Vorgehen 
dazu führen kann, dass die PCV offizi¬ 
ell aufgelöst wird und sich nicht mehr an 
Wahlen beteiligen kann. 

Dieses Szenarium könnte noch in die¬ 
sem Sommer Realität werden. Der Natio¬ 
nale Wahlrat (CNE) hat angeordnet, dass 
alle Parteien, die bei den letzten Wahlen 
nicht mindestens ein Prozent der Stim¬ 
men erhalten haben, ihre Registrierung 
aktualisieren müssen. Dazu verlangt die 
oberste Wahlbehörde, dass die jeweili¬ 
ge Partei eine Mindestzahl an Mitglie¬ 
dern nachweisen muss, die 0,5 Prozent 
aller Wahlberechtigten entspricht - rund 
90.000 Menschen. Sonst wird die Orga¬ 
nisation aus dem Verzeichnis politischer 
Parteien gestrichen und ist damit für den 
venezolanischen Staat nicht mehr exis¬ 
tent. 

Die PCV hat bereits im Oktober an¬ 
gekündigt, dass sie sich diesem Prozess 
verweigern wird, und sie bekräftigte die¬ 
se Haltung in den vergangenen Wochen 
mehrfach. Zudem hat sie beim Obers¬ 
ten Gerichtshof Klage eingereicht und 
verlangt, dass noch aus dem Jahr 1965 
stammende Parteiengesetz, auf das sich 
der CNE stützt, für verfassungswidrig zu 
erklären. Auch andere Linksparteien wie 
die REDES von Juan Barreto, dem frü¬ 
heren Oberbürgermeister von Caracas, 
haben sich der Klage der Kommunisten 
angeschlossen. 

Die PCV ist in der linken und Arbei¬ 
terbewegung Venezuelas angesehen und 
dürfte genügend Anhänger mobilisieren 
können, um die notwendige Zahl von 
Unterstützern nachzuweisen. Der CNE 
verlangt jedoch, dass sich die Mitglieder 
der PCV - und aller anderen betroffe¬ 
nen Parteien - zu Sammelpunkten be¬ 
geben, die im ganzen Land eingerichtet 
werden. Dort müssen sie sich ausweisen 
und erklären, dass sie Mitglied der Partei 
sind. Diese Daten werden aufgenommen 
und gespeichert. Sicher verwahrt sind die 
Informationen bei der Behörde jedoch 


Deutsche Militärstrategen diagnostizie¬ 
ren eine wachsende Bedeutung der Ost¬ 
see und des Schwarzen Meers für den 
Machtkampf des Westens gegen Moskau. 
Die beiden „Randmeere“ seien für Russ¬ 
land ungemein wichtig, heißt es in einer 
Analyse, die in der Fachzeitschrift „Ma- 
rineForum“ publiziert worden ist. Sei die 
Ostsee für den russischen Seehandel als 
„Tor in den Atlantik“ unverzichtbar, so sei 
das Schwarze Meer für die russische Ma¬ 
rine ein strategisch zentrales „Sprungbrett 
ins Mittelmeer“, das Einflussmaßnahmen 
in Nah- und Mittelost bis in den Indischen 
Ozean ermögliche. Während die NATO 
die Zugänge zu den beiden „Randmee¬ 
ren“ kontrolliert, sucht Moskau seine stra¬ 
tegischen Positionen dort zu konsolidie¬ 
ren und stärker aus dem Schwarzen Meer 
ins Mittelmeer auszugreifen. Die NATO 
bemühe sich um Gegenmaßnahmen, um 
Russland wieder weiter zurückzudrän¬ 
gen, heißt es im MarineForum. Auch die 
Bundesrepublik baut hre Aktivitäten aus, 
tritt verstärkt im und am Schwarzen Meer 
auf - und lädt Marinen aus Ländern, mit 
denen sie kooperiert, zu gemeinsamen 
Manövern in die Ostsee ein. 

Die hohe geostrategische Bedeutung 
der Ostsee und des Schwarzen Meeres 
für Russland steht im Mittelpunkt einer 
Analyse, die die Fachzeitschrift Marine- 
Forum in ihrer aktuellen Ausgabe ab¬ 
druckt. Zwar sei Russland „primär kon¬ 
tinentale Landmacht“, konstatiert das 
Blatt; doch gehöre zu seinem Anspruch, 
als globale Macht anerkannt zu werden, 
„zwangsläufig auch ungehinderter Zu¬ 
gang zu den Weltmeeren“. Dieser sei im 


nicht. Der CNE hat bereits angekündigt, 
auf seiner Homepage ein Tool einzurich¬ 
ten, auf der jeder die Nummer eines Per¬ 
sonalausweises aus Venezuela eingeben 
kann und dann angezeigt bekommt, wer 
hinter dieser Nummer steckt - und ob er 
sich für eine Partei eingetragen hat. Be¬ 
gründet wird das vom CNE damit, dass 
„Identitätsdiebstahl“ verhindert werden 
soll. Jeder müsse kontrollieren können, 
ob unter seinem Namen eine Eintra¬ 
gung vorgenommen wurde. Tatsächlich 
bedeutet das jedoch auch, dass zum Bei¬ 
spiel Unternehmer überprüfen können, 
welcher Partei sich ihre Angestellten 
zuordnen. Schon jetzt beklagt die PCV, 
dass mehrere ihrer Mitglieder aus verant¬ 
wortlichen Positionen entlassen wurden, 
zuletzt Lidice Navas aus der staatlichen 
Frauenbank Banco de la Mujer. 

Die rechte Opposition hat sich vor al¬ 
lem über Verfahrenshindernisse beklagt. 
So sei die Zeit zu gering bemessen. Jeder 
Partei steht nämlich nur ein Wochenen¬ 
de zur Verfügung, an dem sich ihre An¬ 
hänger registrieren lassen können - und 
zwar nur an dem ihnen vom CNE jeweils 
zugewiesenen Sammelpunkt. Deren Zahl 
ist nicht groß, so dass sich in den vergan¬ 
genen Wochen bereits lange Schlangen 
von Wartenden bildeten, die ihre Unter- 


Polarmeer und am Pazifik problemlos 
möglich; ungünstig sei jedoch die Lage in 
der Ostsee und am Schwarzen Meer. Bei¬ 
de seien „für die heutige russische Mari¬ 
ne als rückwärtiger Raum unverzichtbar“. 
Die Ostsee sei zudem „für den russischen 
Seehandel das Tor in den Atlantik“, das 
es „offen zu halten“ gelte; das Schwarze 
Meer wiederum habe „aus übergreifen¬ 
den strategischen Erwägungen eine be¬ 
sondere Bedeutung“. 

Umso nachteiliger sei für Moskau, 
dass die NATO die Ausgänge der beiden 
strategisch überaus wichtigen „Rand¬ 
meere“ fest im Griff habe - „in der Ostsee 
an den dänischen Meerengen, im Schwar¬ 
zen Meer am Bosporus“, stellt das Ma¬ 
rineForum fest. In der Tat sehe das NA- 
TO-Konzept - nicht anders als früher im 
Kalten Krieg - im Falle eskalierender 
Auseinandersetzungen „eine sofortige 
und effektive Sperrung dieser Meeren¬ 
gen vor“. Hinzu komme, dass Moskau „in 
beiden Randmeeren“ nicht nur einstige 
Verbündete, sondern auch „den weitaus 
größten Teil seiner früheren Küsten (So¬ 
wjetrepubliken) verloren“ habe. Es kön¬ 
ne nun im Konfliktfalle nicht mehr wie 
die Sowjetunion „möglichst weit,vorne 4 
... handeln“. Russland habe lange Zeit „in 
beiden Randmeeren auf Partnerschaft“ 
mit dem Westen gesetzt, darauf aufbau¬ 
end, dass Washington 1990 zugesagt hatte, 
das westliche Bündnis werde „bei sowje¬ 
tischer Zustimmung zur deutschen Wie¬ 
dervereinigung ..., seinen Einflussbe¬ 
reich nicht einen Zoll weiter nach Osten 
ausdehnen“, heißt es im MarineForum. 
Wenngleich die NATO rasch „mit ihrer 


Stützung für die eine oder andere Partei 
bekunden wollten. Die Regierungsgeg¬ 
ner werfen den Behörden vor, letztlich 
die Auflösung möglichst vieler Oppositi¬ 
onsparteien anzustreben. 

Die Kritik der PCV ist grundsätzli¬ 
cher. Niemand könne durch eine Erklä¬ 
rung gegenüber einer staatlichen Stelle 
Mitglied der Kommunistischen Partei 
werden - nach den Statuten der PCV 
muss die Mitgliedschaft bei der zustän¬ 
digen Gliederung beantragt werden, die 
dann über die Aufnahme entscheidet. 
Zudem weigert sich die PCV, die Namen 
ihrer Mitglieder gegenüber dem Staat of¬ 
fenzulegen. Aus Sicherheitsgründen habe 
nicht einmal die Partei selber ein zen¬ 
trales Verzeichnis aller Genossinnen und 
Genossen, berichtete Politbüromitglied 
Carlos Aquino vor einigen Tagen bei ei¬ 
ner Pressekonferenz in Caracas. Die Ver¬ 
waltung der Mitglieder sei die Aufgabe 
der regionalen Strukturen. Deshalb wer¬ 
de man eine solche zentrale Liste auch 
nicht dem CNE zur Verfügung stellen. 

Die Kommunisten sprechen aus Er¬ 
fahrung. Schon in den 60er Jahren, als 
Venezuela formell eine Demokratie war, 
wurde die PCV in die Illegalität gedrängt. 
Wer als Mitglied der Partei bekannt war, 
dem drohten Verfolgung, Gefängnis, Fol- 


Osterweiterung in die frühere Pufferzo¬ 
ne“ eingedrungen und „direkt an die rus¬ 
sischen Landesgrenzen heran[gerückt]“ 
sei - unter Bruch aller Absprachen -, 
habe Moskau lange auf Zusammenarbeit 
gesetzt und „bis vor wenigen Jahren so¬ 
gar an NATO-Übungen teil [genommen]“. 

Tatsächlich hat Moskau erst nach dem 
georgischen Angriff auf Südossetien im 
August 2008, der zum fünf Tage währen¬ 
den russisch-georgischen Krieg führte, 
umzusteuern begonnen und erst nach 
dem prowestlichen Umsturz in der Uk¬ 
raine den Kurswechsel hin zur Konsoli¬ 
dierung strategischer Machtpositionen 
auch gegen den Westen komplettiert. So 
solle beispielsweise „ein 2012 formell 
aufgestelltes und der Schwarzmeerflot¬ 
te unterstelltes,Ständiges Mittelmeerge¬ 
schwader 4 ... permanente Präsenz in der 
für Russland wichtigen Region sicherstel¬ 
len“, erläutert das MarineForum. „Sol¬ 
chen Tendenzen will die NATO (in enger 
Zusammenarbeit mit der EU) nunmehr 
entschlossen entgegentreten“, heißt es in 
dem Blatt. Auch das Schwarze Meer gera¬ 
te heute wieder stärker in den Blick. Zu¬ 
dem erscheine es wichtig, „sich Klarheit 
über die weitere operative Ausdehnung 
der russischen Seestreitkräfte über Syrien 
und Zypern hinaus in Richtung Libyen 
zu verschaffen“, urteilt das Blatt; dort sei 
„eine Präsenzverstärkung der NATO vor 
allem mit Seestreitkräften zu erwarten 44 . 

Tatsächlich bringen die Marineopera¬ 
tionen von NATO und EU vor der liby¬ 
schen Küste und in der Ägäis, die mit der 
Flüchtlingsabwehr begründet werden, 
eine wachsende Präsenz auch deutscher 


ter und die Ermordung. Die Namen ihrer 
umgebrachten Genossinnen und Genos¬ 
sen - etwa Livia Gouverneur oder Alber¬ 
to Lovera - halten Venezuelas Kommu¬ 
nisten bis heute in Ehren. 

Natürlich droht den Kommunisten 
ein solches Schicksal durch ihre Bünd¬ 
nispartner von der aktuell regierenden 
Vereinten Sozialistischen Partei Venezu¬ 
elas (PSUV) wohl nicht. Doch was pas¬ 
siert, wenn sich die rechte Opposition auf 
legalem oder illegalem Weg des Staatsap¬ 
parates bemächtigt? Oder was passiert, 
wenn sich Personen als PCV-Mitglieder 
eintragen - und sich dann per Klage vor 
den Gerichten an die Spitze der Partei 
setzen? 

Es wird höchste Zeit, dass sich die re¬ 
volutionären Parteien Venezuelas endlich 
wieder zusammensetzen, den eingeschla¬ 
fenen „Patriotischen Pol“ wiederbeleben 
und eine gemeinsame Strategie diskutie¬ 
ren. Doch die PSUV und das Kabinett 
von Staatschef Nicolas Maduro schei¬ 
nen daran kein Interesse zu haben. „Die 
Regierung hört nicht allen Stimmen zu, 
sondern nur denen, die sagen, was sie 
hören will“, kritisierte Carlos Aquino am 
20. März. Sie müsse endlich die Ohren 
öffnen und auch die Kritik wahrnehmen. 

Andre Scheer 


Kriegsschiffe in dem von Russland in den 
Blick genommenen Seegebiet mit sich. 
Zudem nimmt die Bundeswehr an der 
Intensivierung westlicher Militärtätigkei¬ 
ten am und im Schwarzen Meer teil. Ber¬ 
lin hat prinzipiell zugesagt, die „Tailored 
Forward Presence“ in Rumänien, die die 
NATO auf ihrem Warschauer Gipfeltref¬ 
fen im Juli vergangenen Jahres beschlos¬ 
sen hat, zu unterstützen. Dazu gehöre 
die Verstärkung der NATO-Präsenz am 
Schwarzen Meer zu Lande, zu Wasser und 
in der Luft, erläutert das Kriegsbündnis. 
Zu den Staaten, die ihre Teilnahme „mit 
Luft-, Land- oder Seestreitkräften ange¬ 
kündigt“ hätten, gehöre auch die Bundes¬ 
republik, teilt das Bundesverteidigungs¬ 
ministerium mit. 

Gleichzeitig legt die Bundeswehr wie¬ 
der größeres Gewicht auf Aktivitäten in 
der Ostsee. Diese waren seit 1990, als es 
Berlin vor allem darum ging, weltweit 
interventionsfähig zu werden, etwas in 
den Hintergrund gerückt. Vor wenigen 
Tagen ist ein Manöver beendet worden, 
das die Marinen Deutschlands und Süd¬ 
afrikas gemeinsam abgehalten hatten - in 
der Ostsee. Neues Gewicht wird auch auf 
die BALTOPS-Manöver gelegt, welche 
die NATO einmal jährlich in der Ostsee 
organisiert. BALTOPS wurde erstmals 
im Jahr 1971 abgehalten. Im Rahmen der 
Übung werden zuweilen auch Kampf¬ 
handlungen zwischen zwei Ostsee-An¬ 
rainern trainiert. Russland ist der einzi¬ 
ge Anrainer, der weder NATO angehört 
noch - wie Finnland und Schweden - eng 
mit ihr kooperiert. 

German Foreign Policy (red. gekürzt) 



„Verteidigen wir die Revolution - Errichten wir die Volksmacht!“ 


Kampf um die Randmeere 

Die Nato will die russische Marine zurückdrängen. Die Bundesmarine ist führend beteiligt 
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Hayir - Na - Nein! 



Ganz laut schallte es 
am vergangenen Sams¬ 
tag über den Johannes- 
Rau-Platz in Düssel¬ 
dorf: „Hayir, Na, Nein!“ 
Die Demonstration vom 
DGB-Haus am Haupt¬ 
bahnhof an den Rhein 
und die anschließende 
Kundgebung hatten ein 
Ziel: Die Ablehnung der 
Ein-Mann-Diktatur und 
des Faschismus in der 
Türkei. Dazu soll der Wi¬ 
derstand gegen das von 
Präsident Recep Tayyip 
Erdogan zum 16. April ge¬ 
plante Referendum über 
eine Verfassungs„reform“ 
hin zu einem autokra- 
tischen Präsidialregime 
beitragen. 

Bei den Lesungen im 
Parlament in Ankara be¬ 
kam Erdogan nicht die 
von der Verfassung vor¬ 
geschriebene Zweidrit¬ 
telmehrheit. Zwölf Ab¬ 
geordnete der Opposi¬ 
tionspartei HDP waren 
verhaftet. Durch das Re¬ 
ferendum will der Präsi¬ 
dent die Niederlage im 
Parlament revidieren. Die 
DKP Düsseldorf solidari¬ 
sierte sich mit dem Protest 
der türkischen und kurdi¬ 
schen Demonstranten. 


Kolumbiens Regierung attackiert 
die gesellschaftliche Basis der FARC 


PCC schlägt nationalen Plan der Einheit vor 


Die Kolumbianische Kommunistische 
Partei (PCC) hat ein nationales demo¬ 
kratisches Projekt vorgeschlagen, das 
den Ergebnissen des Friedensprozesses 
zwischen Regierung und FARC Rech¬ 
nung trägt. 

Generalsekretär Jaime Caycedo be¬ 
kräftigte in der Parteizeitung VOZ am 
22. März, dass dafür eine Änderung des 
feindseligen Klimas gegenüber der Lin¬ 
ken nötig ist, das als Ergebnis der po¬ 
litischen Polarisierung von Versuchen 
der Isolierung und Marginalisierung ge¬ 
prägt sei. Es gebe Hindernisse, zu denen 
fehlender Wille zur Einheit, Sektierer¬ 
tum, Spaltung, Geringschätzung der his¬ 
torischen Ereignisse und Antikommu¬ 
nismus kommen, die allesamt die politi¬ 
sche Lage im Land charakterisieren. Er 
fügte hinzu, dass es eine hohe Streuung 
der volksnahen Kräfte gebe, die eigent- 


Die Führerin der „Brüder Italiens“ 
(Fratelli dTtalia - Fdl), Georgia Melo- 
ni, ruft zur Einheit der extremen Rech¬ 
ten in einem Rechten Zentrum mit 
ihrer Partei, der faschistoiden Forza 
Italia (FI) von Ex-Premier Berlusconi 
und der rassistischen Lega Nord Mat- 
teo Salvinis. Als Bedingung nannte sie 
in einem Interview mit der „Huffington 
Post“, dass Berlusconi sich zu den „ori¬ 
ginären faschistischen Idealen“ bekennt 
und jeder Zusammenarbeit entsagt, die 
er mit dem zurückgetretenen Premier 
und Chef des sozialdemokratischen 
Partito Democratico (PD), Matteo 
Renzi, pflegte. Außerdem müsse seine 
FI die Fraktion der EVP in Straßburg 
verlassen. Meloni hat nach Schätzun¬ 
gen von den nach offiziellen Angaben 
einst rund einer halben Million Anhän¬ 
gern der AN etwa 100 000 in ihrer Fdl 
versammelt. Die Hardlinerin gilt als 
aussichtsreichste Bewerberin bei mög¬ 
lichen vorgezogenen Parlamentswah¬ 
len. Sie erzielte als Kandidatin bei der 
Bürgermeisterwahl in Rom im Juni ver¬ 


lieh aufgefordert sind, sich neu zu ord¬ 
nen und zum Wachsen der Linken und 
einer Vertiefung des politischen und 
Massenkampfs beizutragen. 

Das neue demokratische Projekt, 
das das ZK der PCC vorschlägt, weist 
dagegen einen grundsätzlichen Weg, 
weshalb es die Friedensvereinbarungen 
und die Wiedereingliederung der Auf¬ 
standsbewegung mit vollen Garantien 
vorsieht. Außerdem gehe es, so Jaime 
Caycedo, um eine alternative Vision ge¬ 
genüber dem traditionellen politischen 
Regime, welches über kurzfristige Ab¬ 
rechnungen und ideologische Dispute 
hinausführt. „Es müssen in einem his¬ 
torischen Moment alle möglichen Be¬ 
dingungen für die Einheit geschaffen 
und die Kräfte für den Volkskampf ge¬ 
stärkt werden. Die Einheit beinhaltet 
ein Verständnis des Verhältnisses zwi- 


gangenen Jahres im ersten Wahlgang 20 
Prozent der Stimmen. 

Ihr Bekenntnis zu den „originären 
Idealen“ bezieht sich selbstredend auf 
Mussolini, denn die Wurzeln der Fdl 
gehen auf 1946 zurück, als die Partei 
des „Duce“ als Movimento Sociale Ita- 
liano (MSI) wiedergegründet wurde. 
Das MSI nannte sich 1994 in Alleanza 
Nazionale (AN) um und trat 2008 als 
Fraktion der in „Partei des Volkes der 
Freiheit“ (PdL) umgetauften FI bei. Aus 
der nach dem Fall Berlusconis im No¬ 
vember 2011 wieder aus der PdL ausge¬ 
schiedenen AN entstand 2012 die Fdl, 
deren Führung Meloni 2014 übernahm. 
Von Beruf Journalistin, war die 40-Jäh¬ 
rige in der letzten Regierung Berlusco¬ 
nis Jugend- und Sportministerin. 

Melonis Ausführungen verdeutli¬ 
chen die Krise der extremen Rechten, 
die Berlusconis Fall auslöste. Bei den 
Wahlen 2013 erlitt seine PdL eine Nie¬ 
derlage und fiel hinter dem PD auf Platz 
zwei zurück. Mit der auf Rang drei lie¬ 
genden Protestbewegung „Fünf Ster- 


schen Volkskampf und Kampf um die 
Umsetzung der Vereinbarungen, den 
Aufbau sozialer Lösungen und einer 
echten Demokratie. Aber vor allem 
geht es darum zu verstehen, dass es 
dem kolumbianischen Volk mit dem 
Frieden um die Verteidigung des Le¬ 
bens geht. Der schmutzige Krieg und 
die Vernichtung durch faschistische 
und militaristische Kräfte dürfen sich 
nicht wiederholen!“ 

Im nächsten Jahr werden die Wah¬ 
len über den Frieden entscheiden, wenn 
es um eine demokratische Öffnung geht 
oder um das Risiko seines Stockens 
und einen Rückschritt. Die PCC unter¬ 
streicht die Ernsthaftigkeit der Bemü¬ 
hungen der FARC, während die Regie¬ 
rung die Vereinbarungen übergehe und 
immer wieder auf Neuverhandlungen 
dränge. 


ne“ (M5S) kam es zum Patt im Senat, 
wo Berlusconi Renzi, seit 2014 PD- und 
Regierungschef, aus der Bredouille half. 
Selbst nach der Niederlage im Referen¬ 
dum über die Senatsreform im Dezem¬ 
ber wollte er Renzi helfen, im Amt zu 
bleiben. Er präsentierte sich als „mode¬ 
rater“ Rechter und wollte mit dieser Zu¬ 
sammenarbeit Renzi bewegen, sein Ver¬ 
bot, öffentliche Ämter auszuüben, das 
mit seiner rechtskräftigen Verurteilung 
wegen schwerer Korruption und Steu¬ 
erhinterziehung erging, aufzuheben, um 
bei Wahlen wieder antreten zu können. 
Dem kam Renzi jedoch nicht nach. 

Der Kurs Berlusconis hat nicht nur 
zu heftigen Auseinandersetzungen in 
seiner inzwischen wieder in Forza Ita¬ 
lia zurückgetauften Partei, sondern im 
ganzen rechtsextremen Lager geführt. 
Sein stärkster Widersacher neben Me¬ 
loni ist der Chef der Lega Nord, Matteo 
Salvini, der die Führung in einer rechts¬ 
extremen Koalition fordert. 

Die Fdl-Chefin meldet sich nicht 
zufällig jetzt zu Wort. Noch vor mög- 


Generalsekretär Caycedo erklär¬ 
te im VOZ-Interview, dass die Konse¬ 
quenzen einer Verzögerung und Ma¬ 
terialisierung des Friedensabkommens 
negativ für alle würden. Caycedo unter¬ 
strich die offensichtliche Unfähigkeit 
des Staats, die paramilitärischen Ban¬ 
den zu bekämpfen - eine Friedensver¬ 
einbarung mit Duldung eines Parami¬ 
litarismus dürfe es nicht geben. Jaime 
Caycedo befürchtet ein Abschneiden 
der FARC von den Massen, die sie ein 
Dreivierteljahrhundert im Krieg getra¬ 
gen haben. „Der paramilitärische Terro¬ 
rismus wird in den Konfliktzonen nicht 
bekämpft, solange es einen Plan zur 
Verfolgung der Bewohnerschaft rund 
um die Übergangszonen gibt, womit die 
Idee verfolgt wird das gesellschaftliche 
Netzwerk der FARC zu kappen.“ 

V0Z/G.P. 


liehen Parlamentswahlen finden von 
April bis Juni in über 1 000 Städten 
und Gemeinden, darunter auf Sardini¬ 
en und Sizilien sowie in Südtirol, Wah¬ 
len statt, bei denen die Rechtsextremen 
Signale setzen wollen. Meloni fordert, 
keine Migranten mehr ins Land zu las¬ 
sen und die Meerenge zu Sizilien abzu¬ 
riegeln. Salvini hat die separatistische 
Abspaltung der norditalienischen Re¬ 
gionen vom Zentralstaat aufgegeben 
und will die Lega nach dem Vorbild 
des Front National Frankreichs als ge¬ 
samtnationale Partei aufstellen. Am 
11. März verkündete er in Neapel auf 
einer Wahlveranstaltung, „Wenn wir an 
die Regierung kommen, werden wir die 
Roma-Lager beseitigen und auch die 
Sozialzentren eliminieren“, zitierte ihn 
„La Repubblica“. Den linken Bürger¬ 
meister Luigi di Magistris, der die Pro¬ 
teste von über 2000 Demonstranten 
gegen die ausländerfeindlichen Ausfäl¬ 
le unterstützte, drohte er vor Gericht 
zu zerren. 

Gerhard Feldbauer 


Sieger 

sucht Partner 

Nach der Wahl in Bulgarien 

Nach der vorgezogenen Parlaments wähl 
in Bulgarien hat es am Montag zunächst 
keine Klarheit über die neue Regierung 
gegeben. Der bürgerliche Wahlsieger 
Boiko Borissow (GERB) wollte sich 
nicht über mögliche Koalitionspartner 
äußern, weil seine Partei erst kommende 
Woche Beratungen darüber aufnimmt. 
Die GERB hatte mit 32,6 Prozent der 
Stimmen die Wahl gewonnen, die abso¬ 
lute Mehrheit im Parlament aber deut¬ 
lich verfehlt. 

Zweitstärkste politische Kraft wurde 
die Sozialistische Partei mit 27,1 Prozent 
der Stimmen. Damit verdoppelte sie fast 
ihr Ergebnis von der Neuwahl 2014. 

Die Partei ist im Aufschwung, vor al¬ 
lem seit der Wahl der neuen Parteichefin 
Kornelia Ninowa im Mai 2016. Deswe¬ 
gen lehnen die Sozialisten jegliche Ge¬ 
spräche über eine „große Koalition“ mit 
der GERB ab. „Wir sind eine Alternati¬ 
ve zur GERB“, sagte Ninowa nach einer 
Sitzung der Parteiführung. 

Bis die neue Regierung steht, wird 
das Interimskabinett in Sofia weiterre¬ 
gieren. Es wurde vom neuen Staatschef 
Rumen Radew im Januar ernannt. 

Die Neuwahl war durch den Rück¬ 
tritt der Mitte-Rechts-Regierung im No¬ 
vember 2016 wegen des Scheiterns der 
GERB bei der Präsidentenwahl ausge¬ 
löst worden. Borissow war von 2009 bis 
2013 sowie von 2014 bis 2016 Minister¬ 
präsident, wobei er die Regierungsge¬ 
schäfte bis Januar 2017 trotz Rücktritts 
weiter führte. 

Mögliche Koalitionspartner der 
GERB wären jetzt das nationalistische 
Bündnis Vereinigte Patrioten (9,06 Pro¬ 
zent) und auch die populistische Wolja 
(Willen). Die Partei eines Unternehmers 
aus der Schwarzmeerstadt Warna, Wes¬ 
selin Mareschki, schaffte es auf Anhieb, 
mit 14,5 Prozent ins Parlament einzuzie¬ 
hen. Im neuen Parlament in Sofia ist auch 
die Bewegung für Rechte und Freiheiten 
DPS der türkischen Minderheit vertre¬ 
ten. Jetzt kam sie auf gut neun Prozent 
(nach 14,8) und wird nicht mehr dritt- 
stärkste Kraft im Parlament sein. 

Unter der Vier-Prozent-Hürde blieb 
der pro-westliche Reformblock, der bis 
zuletzt Koalitionspartner in Borissows 
Mitte-Rechts-Regierung gewesen war. 
Jetzt stürzten die Reformer um die frü¬ 
here EU-Kommissarin Meglena Kunewa 
von 8,9 Prozent auf drei Prozent. Auch 
die neue Türkenpartei DOST, der Nähe 
zum türkischen Präsidenten Erdogan 
nachgesagt wird, schaffte es nicht ins 
Parlament. ZLV 

Krieg ist 
Fluchtgrund 

Binnenflüchtlinge in 
Afghanistan 

In Afghanistan haben nach UNO-An¬ 
gaben seit Jahresbeginn fast 50 000 
Menschen ihre Heimatdörfer verlassen 
müssen. Allein in der vergangenen Wo¬ 
che seien in 22 von 34 Provinzen Men¬ 
schen vertrieben worden. 

In der nördlichen Provinz Kundus 
habe es wieder „bedeutende Kampf¬ 
handlungen“ gegeben, heißt es in dem 
Bericht der UNO-Agentur zur Koor¬ 
dinierung humanitärer Hilfe (OCHA). 
Es gebe nun Berichte, dass Familien, 
die es sich leisten könnten, die Provinz 
aus Angst vor der bevorstehenden 
Frühjahrsoffensive der Taliban verlie¬ 
ßen. 

Im Westen Afghanistans hat sich 
laut UNO-Nothilfebüro die Situation 
großflächig verschlechtert. Im Osten 
sei es in der vergangenen Woche ruhi¬ 
ger gewesen. Im Süden gebe es weiter 
Kämpfe, vor allem in der großen Pro¬ 
vinz Helmand. Dort, wie in Kundus, 
kontrollieren die Taliban weite Teile 
fast aller Bezirke. 

2016 flohen mehr als 660 000 Af¬ 
ghanen vor Kampfhandlungen aus ih¬ 
ren Dörfern - ein Anstieg von 40 Pro¬ 
zent im Vergleich zu 2015 mit 470 000 
Kriegsvertriebenen. 


Einheitsappell 

Italiens Rechte vor Zusammenschluss? 
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Auch „in Deutschland brodelt es schon “ 


Die Februarrevolution in Russland 
mobilisierte das Proletariat 


P roteste gegen den Krieg gab es 
vor Ausbruch des 1. Weltkrieges in 
vielen Ländern Europas - auch im 
Deutschen Kaiserreich. Hunderttausen¬ 
de nahmen an Aktionen teil. Doch der 
Verrat rechter sozialistischer bzw. sozial¬ 
demokratischer Führer lähmte zeitweise 
den Protest und desorientierte viele Ar¬ 
beiterinnen und Arbeiter. 

Im deutschen Kaiserreich brachte 
die Verhaftung Karl Liebknechts nach 
einer Antikriegsrede auf dem Potsda¬ 
mer Platz in Berlin am 1. Mai 1916 eine 
„Wende“. Liebknecht wurde verurteilt. 
Im Juni 1916 kam es zu ersten politi¬ 
schen Massenstreiks. Erst Anfang 1917 
kam es in mehreren Ländern Europas 
wieder zu größeren Meutereien und 
Streikbewegungen gegen den Hunger 
und den Krieg - vor allem die Febru¬ 
ar-Revolution in Russland führte zu ei¬ 
nem Aufschwung der Widerstandsaktio¬ 
nen. So in Österreich, Deutschland und 
Frankreich, wo nach der fehlgeschlage¬ 
nen Nivelle-Offensive am Chemin des 
Dames (April-Mai) im Norden Frank¬ 
reichs im Frühjahr 1917 Soldaten meu¬ 
terten. 

Die Streikwelle des Jahres 1917 be¬ 
gann im Januar in Österreich im Wiener 
Neustädter Industriegebiet - dort wa¬ 
ren auf dem Höhepunkt 40 000 Arbei¬ 
terinnen und Arbeiter im Ausstand -, bei 
Brevillier & Urban in Neunkirchen und 
in den Schoeller-Werken in Ternitz, also 
in den, neben der Obersteiermark und 
Böhmen, größten Zentren der Rüstungs¬ 
industrie der k.u.k. Monarchie. 

Auch im deutschen Kaiserreich 
machten Arbeiter und Arbeiterinnen, 
die während des „Kohlrübenwinters“ 
große Not zu leiden hatten, ihrer Un¬ 
zufriedenheit durch zahlreiche Streiks 
und Lebensmittelunruhen Luft. Die ka¬ 
tastrophale Versorgungslage, der Man¬ 
gel an Brennstoff führten zur Zunahme 
schwerer Erkrankungen, hemmungslo¬ 
se Arbeitshetze und die fortwährende 
Erhöhung der Arbeitszeiten zu Be¬ 
triebsunfällen. 

Im Januar und Februar 1917 gab es 
in den Berliner Rüstungsbetrieben un¬ 
ter dem Einfluss revolutionärer Obleute 
mehrtägige Streiks für eine bessere Le¬ 
bensmittelversorgung und höhere Löh¬ 
ne. In der Zeit vom 16. bis 22. Februar 
griff eine Streikwelle in den Bergbaure¬ 
vieren und Metallbetrieben des Rhein- 
Ruhr-Gebietes und Westfalens um sich, 
erfasste anfangs 10 000 bis 15 000 Ar¬ 


beiter und erreichte am 29. Februar die 
Zahl von 20 000 Streikenden. Zu wei¬ 
teren Massenaktionen kam es im März 
1917 in Barmen. Bremen. Hamburg. Kiel 
und Nürnberg. In allen Teilen des Rei¬ 
ches häuften sich die Lebensmittelun¬ 
ruhen. 

In dieser Situation des sich verschär¬ 
fenden Klassenkampfes in Deutschland 
brach im März 1917 in Russland die Re¬ 
volution aus. Der Sturz des Zarismus 
durch die russischen Arbeiter und Bau¬ 
ern wirkte auch in Deutschland aufrüt- 
telnd und mobilisierend und beschleu¬ 
nigte den Revolutionierungsprozess in 
der Arbeiterklasse. Es begann eine neue 
Phase des Kampfes um Frieden, Brot 
und Demokratie. 

Bereits am 26. März 1917 wandte 
sich das preußische Kriegsministerium 
an den Reichskanzler Bethmann Holl¬ 
weg, um zu warnen: „Die ... Linkspar¬ 
teien suchen die russische Revolution 
für ihre Zwecke auszubeuten und stei¬ 
gern dadurch die politische Begehrlich¬ 
keit. Die Einigkeit in Volk und Heer und 
der geschlossene Volkswille zum Siege 
müssen darunter leiden. Berichte aus 
der Front bestätigen bereits diese Wir¬ 
kung bei den Truppen.“ 

Der Wirkung der russischen Revolu¬ 
tion konnten sich selbst die rechten und 
zentristischen Führer der Sozialdemo¬ 
kratie nicht entziehen. 

Lenin schrieb in seinem „Abschieds¬ 
brief an die Schweizer Arbeiter“: „In 
Deutschland brodelt es schon in der 
proletarischen Masse, die durch ihre be¬ 
harrliche, hartnäckige und ausdauernde 
Organisationsarbeit in den langen Jahr¬ 
zehnten der europäischen ,Windstille 4 
von 1871 bis 1914 der Menschheit und 
dem Sozialismus so viel gegeben hat.“ 
(LW, Bd. 23, S. 386) Einen ersten Hö¬ 
hepunkt erlebte dieser Kampf mit den 
Aprilstreiks 1917 - wesentlich mitbeför¬ 
dert durch die Spartakusgruppe. Über 
eine halbe Million traten am 16. April 
in den Streik, der eindeutig politischen 
Charakter trug: in Berlin, Braunschweig, 
Halle, Leipzig, Magdeburg usw. Allein 
in Berlin waren über 300 000 Arbeite¬ 
rinnen und Arbeiter im Ausstand. In 
der Knorr-Bremse AG wurde in jenen 
Tagen im Kampf gegen den imperia¬ 
listischen Krieg nach Vorbild der rus¬ 
sischen Revolution und auf Grundlage 
einer Orientierung der Spartakusgrup¬ 
pe der erste Arbeiterrat Deutschlands 
gebildet. nh 
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Vor allem in den Rüstungsbetrieben wurde 1917 
gestreikt: Munitionsfabrik, Kanonen und Munition 

Foto: Bundesarchiv, Bild 146-1970-047-37/CC-BY-SA 3.0 





Erfolgloser französischer Sturmangriff auf deutsche, durch Trommelfeuer fast völlig eingeeb¬ 
nete Stellungen, vermutlich (Fünfte Armee unter General Max von Gailwitz) Flandern 1917. 


Foto: Hermann Rex, Kriegs- Bild- und Filmamt / wikimedia.org/public domain 
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Ulrich Sander zu yo Jahre Vereinigung der Antifaschisten 

Das „Nie wieder Krieg“ bleibt aktuell 


Zwei Aussagen standen seit Beginn der 
antifaschistischen Bewegung nach der 
Befreiung von 1945 in ihrem Zentrum. 
Das war die Losung vom „Aufbau einer 
Welt des Friedens und der Freiheit“ im 
Schwur von Buchenwald und die völ¬ 
kerrechtliche Festlegung der Potsdamer 
Konferenz der alliierten Siegermächte: 
„Es ist unser unbeugsamer Wille, den 
deutschen Militarismus und Nationalso¬ 
zialismus zu zerstören und dafür Sorge 
zu tragen, dass Deutschland nie wieder 
imstande ist, den Weltfrieden zu stören.“ 
Die nachhaltige und dauerhafte 
Entmilitarisierung Deutschlands - diese 
Forderung, die mit den leidvollen Erfah¬ 
rungen und Bedürfnissen der Menschen 
einherging - bedeutete nicht allein die 
militärische Demobilisierung, sondern 
auch die Entmilitarisierung des öffentli¬ 
chen Lebens, das durch militärische Er¬ 
ziehung, durch Militarisierung der Arbeit 
und Strukturen des „Befehl und Gehor¬ 
sam“ in der Verwaltung geprägt war. 
„Es gilt nicht nur den Schutt aus den 
Straßen zu räumen - sondern auch aus 
den Köpfen“, so hieß es auf den Grün¬ 


dungsversammlungen der Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes, die sich 
in diesen Tagen zum 70. Mal jähren. Die 
Überlebenden des Widerstandes hatten 
sich partei- und konfessionsübergreifend 
vereinigt. 

Diese antifaschistische Bewegung, im 
Kalten Krieg schweren Prüfungen und 
Behinderungen ausgesetzt, blieb in ih¬ 
rem Kern immer eine Friedensbewegung 
und zugleich eine speziell der deutschen 
Verantwortung verpflichtete Bewegung: 
Von deutschem Boden darf nie wieder 
Krieg ausgehen! 

Das war die überwältigende Mehr¬ 
heitsmeinung in allen Zonen des ehe¬ 
maligen Reiches. „Wer noch einmal ein 
Gewehr in die Hand nehmen will, dem 
soll die Hand abfallen“, rief der CSU- 
Politiker und spätere Bundeswehrmi¬ 
nister Franz Josef Strauß 1949 bei einer 


Wahlkundgebung. Doch bald schon be¬ 
trieben Politiker wie Strauß und Adenau¬ 
er beidhändig die Wiederaufrüstung und 
Kriegsvorbereitung. 

Die Friedensbewegung und mit ihr 
die VVN hielten dagegen. Die Forde¬ 
rung nach Anerkennung der Nach¬ 
kriegsgrenzen und nach Verbot jeder 
deutschen Aufrüstung musste mit dem 
Preis der erneuten Verfolgung von Anti¬ 
faschisten bezahlt werden. Denn auf ei¬ 
nem Sektor hatte die VVN beinahe das 
Alleinstellungsmerkmal: Bei der Ver¬ 
bindung von Antifaschismus und An¬ 
timilitarismus in der täglichen Praxis. 
Eine Bundeswehr unter Führung von 
Nazigenerälen, die auf Offensive gen 
Osten aus waren - nun an der Seite des 
Westens - wurde von den Antifaschis¬ 
ten immer wieder in den Blick genom¬ 
men und entlarvt. Im Januar 1958 hat¬ 


te die Vereinigung ein Flugblatt „Auf¬ 
rüstung führt zum Krieg“ mit dem Text 
einer Vorstandserklärung verbreitet, in 
der es hieß, „dass die ehemaligen Hitler- 
Generale und SS-Führer innerhalb der 
Bundeswehr Atom- und Raketenwaffen 
fordern“ und dass dies die Politik der 
Regierung geworden sei. 

Im Jahr 1974 - im Zuge der Ent¬ 
spannungspolitik - hat die VVN, nun 
mit dem Zusatznamen „Bund der Anti¬ 
faschisten“, den „Entwurf eines Gesetzes 
zur Sicherung des Friedens“ vorgelegt, 
der sich als Umsetzung des Artikels 26 
Grundgesetz verstand. Ein Entwurf, der 
verdient, auf Wiedervorlage gelegt zu 
werden. Wieder vorgelegt werden muss 
nun auch die von der Generalität bei der 
Unterzeichnung des Atomwaffensperr¬ 
vertrages gemachte Drohung, im Falle 
eines europäischen Militärbündnisses 


wieder auf eigenen Atomwaffen zu be¬ 
stehen. Davon hört man derzeit wieder 
so manches. 

Nach der „Wende“ von 1990 gab es 
keine Friedensdividende, sondern neue 
Kriege. Die VVN überstand ihre Kri¬ 
se in jener Zeit. Sie gab und gibt dem 
Ringen um Frieden und Demokratie, 
gegen neue Nazis, derzeit besonders 
gegen die AfD, starke Impulse. Die er¬ 
schreckenden weltweiten Kriegsszena¬ 
rien von heute sollten nicht den Blick 
auf besondere Aufgaben für die der¬ 
zeitige deutsche Friedensbewegung 
verstellen. In dieser Situation ist von 
breitesten Bündnissen der Blick auf 
unsere deutsche Verantwortung vor 
der Geschichte zu richten: Abrüstung 
und kein Krieg von deutschem Boden 
aus, kein Ramstein, kein Kalkar, keine 
Speerspitze im Münsterland. Zutref¬ 
fend die VVN-BdA-Losung mit Blick 
auf den Hauptfeind im eigenen Land: 
„Deutsche Großmachtträume platzen 
lassen“. 

Ulrich Sander ist Bundessprecher der VVN-BdA 



Päpstlicher Segen für die EU - 27 Regie¬ 
rende feierten in Rom die Unterzeich¬ 
nung der Römischen Verträge vor 60 
Jahren. Damals hatten nur sechs Regie¬ 
rungschefs die Gründungsurkunde der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
EWG unterzeichnet. Eine beispiello¬ 
se Erfolgsgeschichte sei das gewesen, 
sagten sich die anwesenden Chefs. Ei¬ 
gentlich wollten Frau Merkel und Kom¬ 
missionspräsident Juncker eine hüb¬ 
sche Deklaration über die glorreiche 
Zukunft der heutigen EU verabschie¬ 
den. Es kam aber nur ein dürres Papier 
über verschiedene Geschwindigkeiten 
(wohin?) zustande, das selbst die leicht 
EU-renitente polnische Ministerpräsi¬ 
dentin Unterzeichnete. Versüßt wurde 
der Katholikin die Audienz beim Papst 
(dem aktuellen, nicht seinem Vorgän¬ 
ger, der im Bild zu erkennen ist). Fran¬ 
ziskus ermahnte die Regierungschefs, in 
den Flüchtlingen auch Menschen und 
nicht nur Probleme zu sehen. 


Solidarisch Wahlkämpfen 

Die Wirkung zeigt sich schon jetzt - Kolumne von Simone Ehrbrecht 


Ob der Buchhändler oder die Physi¬ 
kerin einst 18 820 Euro pro Monat als 
Kanzler oder Kanzlerin verdienen, das 
ist Zukunftsmusik anderer sozialer 
Sphären. Unsere Realität spielt in fol¬ 
genden Preisklassen: Erwerbslose, Hart- 
zer, Jobber, unterbezahlte Vollzeitarbei¬ 
ter, mit dem Cent fuchsende Rentnerin- 
nen stehen derzeit an DKP-Infoständen 
und bekommen strahlende Augen bei 
der Idee der Arbeitszeitverkürzung bei 
vollem Lohn- und Personalausgleich. 
Zu Recht! Doch so korrekt und ein¬ 
leuchtend diese und andere DKP-Wahl¬ 
kampfforderungen auch sind, ohne die 
vielen Unterschriftensammler, die bun¬ 
desweit argumentieren, kämen sie sel¬ 
ten in die Wählerinnenköpfe. 

Seit Wochen stehen hunderte DKP- 
Mitglieder auf der Straße bereit, mit 
Werbematerial und Formular in der 
Hand, endlich auch mit schönem Son¬ 
nenschein. In 14 Bundesländern sam¬ 
melt die DKP Unterstützungsunter¬ 
schriften für die Kandidatur zur Bun¬ 
destagswahl am 24. September. Allein 
für diese Landeslisten braucht es als 
Minimum 23 000 Menschen, die sich 
für die Kandidatur aussprechen. Mit 
Sicherheitspuffer reden wir von gut 
27 000 Unterschriften. Ein Mehrfaches 
an Gesprächen ist für so eine Summe 
nötig. Hinzu kommen über 20 Direkt¬ 
kandidaturen, die auch die Hürde von 
jeweils 200 Unterstützungsunterschrif¬ 
ten nehmen müssen. 

Bei den Infoständen, Nachbarbesu¬ 
chen, kleinen Aktionen steckt entspre¬ 
chend viel Arbeit drin. Ob man nun na¬ 
hezu jeden Nachmittag in Dresden auf 
der Prager Straße steht wie Hans-Jür¬ 
gen Westphal, um dabei die UZ zu be¬ 
werben und die eigenen Kandidatur ab¬ 


zusichern. Oder auf dem Weg zum Ein¬ 
käufen mal eben anhält, den spazieren 
gehenden Bekannten anspricht, weil 
man jederzeit die auszufüllenden For¬ 
mulare bei sich trägt - für den Glücks¬ 
fall. Oder im eigenen Örtchen jeden 
Tag einen anderen Nachbarn aufsucht. 
Oder wie der Düsseldorfer Kandidat 
Uwe Koopmann, im Stadtteil Gerres¬ 
heim bekannt als ehemaliges Bezirks¬ 
vertretungsmitglied, gerne seine Han- 
dynummer auf die altbekannte DKP- 
Kleinzeitung „Flaschenpost“ druckt, 
mit dem Hinweis „immer für Sie da“, 
damit er neben der eigentlichen Un¬ 
terschrift auch langfristig Kontakte im 
Stadtteil weiter festigt. Oder wie die 
Brandenburger DKP, die gleich zehn 
Direktkandidatinnen und -kandida- 
ten ins Rennen schickt und mit einer 
20 000er Auflage „Roter Brandenbur¬ 
ger“ auf zwölf Seiten alle Kandidaten 
inhaltlich zu Wort kommen lässt. Oder 
man steht 20 mal hintereinander mit 
den selben vier anderen Leutchen am 
einzig sinnvollen Infostandplatz, um 
eine Direktkandidatur abzusichern, 
was Kräfte kostet - und Kräfte schafft. 

Denn so viel Aktion derzeit auf die 
Beine gestellt wird, die Wirkung zeigt 
sich schon jetzt - auch wenn die Wahl 
ausfallen würde. „Gedacht hätte ich das 
vorher nicht, aber wir haben Genossin¬ 
nen und Genossen, die mit der Unter¬ 
schriftensammlung nun begeistert ganz 
offen als DKP-Mitglied in ihrem Dorf 
auftreten, was sie jahrelang nicht ge¬ 
macht haben“, solche O-Töne landen 
im ORG-Büro der Parteizentrale. Denn 
hier sammeln sich all die Infos, Proble¬ 
me wie Begeisterung. Von hier aus wird 
der Bundestagswahlkampf der Regio¬ 
nen zentral unterstützt. 


Die Wahlkampfgespräche sorgen 
also Monate vor dem Wahltermin nicht 
nur für die Sichtbarkeit der Deutschen 
Kommunistischen Partei nach außen, 
sondern zeigen aktuell organisations¬ 
politische Wirkung: DKP-Gruppen 
unterstützen sich gegenseitig bei Un¬ 
terschriftenaktionen, für Orte ohne 
DKP-Gruppe werden Infostandter¬ 
mine ausgeknobelt (beispielsweise für 
Neumünster). Die eigene Kraft wird 
konkret eingeschätzt und ohne Scheu 
so Helferinnen aus anderen Bundeslän¬ 
dern angefragt, wie Thüringen es macht. 
Denn es gibt sie, die DKP-Bezirke, die 
bis Anfang Juli Hilfe von Unterschrif¬ 
tensammlern anderer Bundesländer 
brauchen: Mecklenburg-Vorpommern, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig- 
Holstein und eben Thüringen. 

Solidarität ist herrlich konkret so¬ 
wie unterhaltsam und lässt sich mit po¬ 
litischen Events kombinieren: Zum 
Buchenwald-Gedenkwochenende am 
8./9. April in Weimar planen die Thürin¬ 
ger samstags mehrere Infostände, wo jede 
weitere Sammlerin helfen kann. Sonntags 
steht dann das Gedenken im Mittelpunkt, 
ab 10 Uhr bei der alternativen Buchen¬ 
wald-Führung von SDAJ und IG Metall, 
um 13.30 Uhr bei der Ehrung der KZ- 
Häftlinge und um 14.15 Uhr bei der Thäl¬ 
mann-Ehrung von SDAJ und DKP. 

Du wolltest eh zum Buchenwald- 
Gedenken fahren oder vor Juli in eines 
der Unterstützung suchenden Bundes¬ 
länder reisen und hast dort Zeit, etwas 
zu helfen? Dann melde dich im ORG- 
Büro unter bundestagswahl2 017@dkp. 
de oder 0201-177 889-0, damit wir dich 
über mögliche Mitmachmöglichkeiten 
informieren können. Jede gespendete 
Stunde hilft! 


Uwe Koopmann zur Wahl im Saarland 


Es wird wie es war 


Auch das Handelsblatt behauptete vor 
Schließung der Wahllokale am letzten 
Sonntag: Das Votum der Saarländer hat 
dieses Mal „bundespolitische Bedeu¬ 
tung“. Merkel und Schulz ließen grü¬ 
ßen. Andere Blätter warnten vor einer 
Regierung von SPD und Linkspartei. 

Gleichzeitig wurde relativiert: Um¬ 
fragen seien das eine; Wahlergebnisse 
das andere. Vor Schließung der Wahl¬ 
lokale stand dagegen ganz unabhängig 
von den Bewertungen der Kaffeesatzle¬ 
ser in den Redaktionen, Konzernetagen 
und Parteizentralen fest: Zwischen Saar¬ 
brücken und Sulzbach wird sich prinzipi¬ 
ell am 26. März 2017 nichts ändern. 

Die Saarländer kennen das. Vor 
fünf Jahren, am 30. Juni 2012, wurde 
der Steinkohlebergbau endgültig ein¬ 
gestellt. Zuvor wurde der Wert der Ar¬ 
beitsplätze der Kumpel grandios ge¬ 
schätzt: Für eine symbolische D-Mark 
verkaufte die saarländische Regierung 
ihre Anteile an den Saarbergwerken 
an die Ruhrkohle AG (RAG). Von den 
rund 18 000 Bergleuten vor 25 Jahren 
wurden die letzten „sozialverträglich“ 
abgewickelt. Zwischenzeitlich durfte 
das Volk so oft an die Wahlurne ren¬ 
nen, wie es wollte. 

Schuld war nicht die Kohle. Schuld 
waren die Konzernherren und ihre 
Politiker, die nicht bereit waren, den 
„Strukturwandel“ so zu steuern, dass 


jeder im Bergbau zerstörte Arbeitsplatz 
durch einen neuen an anderer Stelle er¬ 
setzt wurde, einschließlich Umschulung 
und Qualifizierung. Selbst wenn es ei¬ 
nen einzigen Gerechten unter den Ver¬ 
dorbenen in den Chefetagen gegeben 
hätte: Er hätte es nicht verhindern kön¬ 
nen. Das hätte der Kapitalismus nicht 
zugelassen. 

Das wird auch in der kommenden 
Woche so bleiben. Und danach. Es sei 
denn, dass die Wähler begreifen, dass 
sich durch Wahlen nichts gravierend 
ändert. Da kann es neue Koalitionen 
geben. Die Linke könnte sich ins Bett 
der SPD legen, wenn die sie ließe. Und 
die agile Anke Rehlinger könnte sie ob 
ihres Mutes danach preisen, während 
Oskar Lafontaine Fraktionsvorsitzen¬ 
der im Landtag bleibt. Rehlinger war 
zuvor Wirtschaftsministerin. Was also 
sollte sich tiefgreifend ändern? 

Ein Lob sollte an dieser Stelle trotz 
politischen Stillstands nicht vergessen 
werden. Das Wahlvolk an der Saar hat 
verhindert, dass die Bäume der AfD 
in den wahlarithmetischen Himmel 
wachsen. Es bleibt allerdings der brau¬ 
ne Sumpf in seinen Restbeständen. Und 
es bleiben die sozialen und politischen 
Verwerfungen, die den Sumpf bislang 
gespeist haben. Und somit bleibt viel 
zu tun zwischen Saarbrücken und Sulz¬ 
bach. 


Oliver Wagner zur Wasserknappheit 


Durst nach Profit 


Am 22. März war Weltwassertag. Seit 
1993 bringt die UNO das Problem der 
sich ständig verschlechternden Trink¬ 
wasserqualität ins Bewusstsein. Doch 
die existentielle Bedeutung des Wassers 
als einer Grundlage für menschliches 
Leben hat längst die Gier transnatio¬ 
naler Großkonzerne und Spekulanten 
geweckt. 

Anlagen in Wasserfonds gelten als ei¬ 
nes der sichersten und profitabelsten 
„Investments“. Sie bauen auf Wasser¬ 
knappheit auf der Südhalbkugel und 
in den entwickelten Ländern auf die 
Privatisierung der vormals öffentlichen 
Was s er ver s orgung. 

Zwar könnte durch Wasserpipelines 
und Einsatz moderner Technologie bei 
der Entsalzung von Meerwasser, der 
Brauchwasseraufbereitung und der 
Filtrierung bei gleichzeitiger Senkung 
des örtlichen Verbrauchs durch Auf¬ 
gabe wasserintensiver Monokulturen 
in der Landwirtschaft vielerorts die 
gröbste Wassernot gelindert werden, 
doch das widerspräche kapitalistischen 
Spielregeln. 

Die „Erfolge“ dieser Spielart des 
freien Welthandels sind beeindru¬ 


ckend. In manchen in Unterentwick¬ 
lung gehaltenen Ländern verbrauchen 
ausländische Touristen mehr sauberes 
Trinkwasser als die gesamte Landesbe¬ 
völkerung. UNICEF erklärte anlässlich 
des Welttages, schon heute hätten über 
660 Millionen Menschen keinen tägli¬ 
chen Zugang zu sauberem Wasser und 
2,4 Milliarden Menschen hätten keine 
hygienischen Toilettenanlagen. Durch 
verschmutztes Trinkwasser und man¬ 
gelnde Hygiene sterben jeden Tag mehr 
als 800 Kinder. 

Bis zum Ende des Jahrzehnts sei - 
laut Goldman-Sachs - mit einem 
Wachstum der Wasserbranche von der¬ 
zeit 500 Milliarden auf rund zwei Bil¬ 
lionen US-Dollar zu rechnen. Von den 
rund 15 Wasserfonds auf dem Markt 
sei der gut vier Milliarden Euro schwe¬ 
re „Pictet Water“ der größte. Auf Fünf- 
Jahres-Sicht habe der Schweizer Fonds 
eine Rendite von fast 75 Prozent abge¬ 
worfen. 

Eine Zukunft mit ausreichend 
Trinkwasser guter Qualität für alle wird 
es nur geben, wenn Wasser weder eine 
Profitquelle für Kapitalisten noch ein 
Kriegsgrund bleibt. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Spaltung durch die Politik des Burgfriedens 

Vor 100 Jahren wurde die USPD gegründet (1917 -1922) 


A nfang April 1917 wurde im thü¬ 
ringischen Gotha von Vertretern 
der Opposition in der SPD die 
Unabhängige Sozialdemokratische Par¬ 
tei (USPD) gegründet. 42 Jahre zuvor 
hatten sich 1875 in Gotha der von Fer¬ 
dinand Lassalle gegründete Allgemei¬ 
ne Deutsche Arbeiterverein und die von 
August Bebel und Wilhelm Liebknecht 
geführte - von Marx und Engels als 
„ihre Partei“ betrachtete - Sozialdemo¬ 
kratische Arbeiterpartei zur Sozialisti¬ 
schen Arbeiterpartei Deutschlands ver¬ 
einigt. 1917 war ein Bruch, die Spaltung 
der Partei unvermeidlich geworden. 

Burgfriedenspolitik... 

Wie war es dazu gekommen? Am 4. Au¬ 
gust 1914 hatte die sozialdemokrati¬ 
sche Reichstagsfraktion einstimmig 
die Kriegskredite bewilligt. Das stand 
in krassem Gegensatz nicht nur zu den 
Beschlüssen der Internationalen Sozi¬ 
alistenkongresse von Stuttgart(1907), 
Kopenhagen (1910) und Basel (1912), 
die von der SPD mitgetragen wurden, 
sondern auch zu den Erklärungen des 
Parteivorstands noch wenige Tage zu¬ 
vor. Am Vortage hatte sich in der Frakti¬ 
on eine Minderheit - unter ihnen Hugo 
Haase (Fraktionsvorsitzender und - ge¬ 
meinsam mit Friedrich Ebert - Partei¬ 
vorsitzender), Georg Ledebour, Alfred 
Henke, Karl Liebknecht und Otto Rüh¬ 
le - gegen die Kreditbewilligung ausge¬ 
sprochen. Aus Parteidisziplin und um 
„die Einheit der Partei“ nicht zu gefähr¬ 
den beugten sie sich der überwiegenden 
Mehrheit der Fraktion, die der 1913 ver¬ 
storbene August Bebel „eine merkwür¬ 
dig gemischte Gesellschaft“ genannt 
hatte. In ihr gaben opportunistische 
„Pragmatiker“ wie Ebert, Philipp Schei¬ 
demann und Gustav Noske den Ton an, 
die den Parteiapparat beherrschten, die 
SPD in der praktischen Politik in klei¬ 
nen Schritten, für die meisten unmerk¬ 
lich, immer weiter nach rechts drückten 
und sich dabei vom „marxistischen Zen¬ 
trum“ um Kautsky, Haase, Ledebour, 
Wilhelm Dittmann nicht stören ließen. 
Nun setzten sie in der SPD die Politik 
des „Burgfriedens“ mit der kaiserlichen 
Regierung, der Generalität und den bür¬ 
gerlich-junkerlichen Parteien durch, das 
heißt, die Unterstützung des imperialis¬ 
tischen Krieges. 

... und Widerstand 

Liebknechts „Nein!“ im Reichstag am 
2. Dezember 1914 wirkte wie ein Be¬ 
freiungsschlag. Entschiedene Unter¬ 
stützung fand er aber nur bei den Lin¬ 
ken um Rosa Luxemburg, Clara Zetkin, 
Franz Mehring. Um Liebknecht sam¬ 
melten sich in den folgenden Wochen 
andere hervorragende Vertreter des 
linken Flügels der Vorkriegssozialde¬ 
mokratie, die am 14. April 1915 mit der 
Zeitschrift „Die Internationale“ an die 
Öffentlichkeit traten. 

Das Erscheinen der „Internationa¬ 
le“ dokumentierte, dass sich in Deutsch¬ 
land, im Zentrum der zusammenge¬ 
brochenen II. Internationale, um Karl 
Liebknecht, Rosa Luxemburg, Clara 
Zetkin und Franz Mehring revolutionä¬ 
re Marxisten, konsequente Internatio¬ 
nalisten sammelten und organisierten, 
um die Kriegs- und Burgfriedenspolitik 
aktiv zu bekämpfen. Dass ihre Aktivi¬ 
täten in die Breite wirkten, erwies die 
Resonanz auf ein von Karl Liebknecht 
entworfenen Protestschreiben an die 
Vorstände der SPD und ihrer Reichs¬ 
tagsfraktion vom 9. Juni 1915, das eine 
vernichtende Kritik an deren Burg¬ 
friedenspolitik beinhaltete. Es wurde 
von etwa 1 000 oppositionellen Sozi¬ 
aldemokraten unterzeichnet, darunter 
zahlreichen Reichstags- und Landtags¬ 
abgeordneten, Partei- und Gewerk¬ 
schaftsangestellten sowie Funktionären 
aller Ebenen. Es belegt auch, wie rea¬ 
litätsfern die Behauptung ist, dass dem 
Internationalismus „nur noch eine ver¬ 
schwindend geringe Minderheit linker 
Radikaler die Treue hielt“. (A Vatlin: 
Die Komintern. Gründung, Programma¬ 
tik, Akteure, Berlin 2009, S. 35) Wichtige 
Impulse vermittelte die internationale 
Konferenz kriegsgegnerischer Sozialis¬ 
ten in Zimmerwald im September 1915, 


an der auch zehn deutsche Delegierte 
teilnahmen. 

„Die übrige Opposition, also die 
Gruppe von Reichstagsabgeordne¬ 
ten, die zwar in der Fraktion gegen die 
Kriegspolitik aufgetreten war, aber im 
Reichstagsplenum und in der Öffent¬ 
lichkeit bisher ,Disziplin 4 gehalten hat¬ 
te, und ihrer Freunde im Lande, kam 
erst in Bewegung, als Kriegsdauer und 
Hunger bewirkten, dass große Teile der 


Arbeitermassen sich gegen den Krieg 
zu wenden begannen“ ( W. Abendroth: 
Aufstieg und Krise der deutschen Sozi¬ 
aldemokratie, Köln 1978, S. 48). In der 
Fraktion distanzierten sie sich aber von 
Liebknecht wegen seiner „Disziplinbrü¬ 
che“ und seines „aufreizenden“ Verhal¬ 
tens im Reichstag. Im März 1915 lehnte 
allein Otto Rühle gemeinsam mit Lieb¬ 
knecht Kriegskredite und Kriegsbudget 
ab. Erst im Dezember 1915 stimmten 
auch weitere 18 Abgeordnete gegen die 
Kriegskredite, mit der Begründung, nun 
seien die deutschen Grenzen gesichert. 

Die Rechten nehmen 
Kurs auf die Spaltung 

Am 12. Januar 1916 wurde Karl Lieb¬ 
knecht aus der Reichstagsfraktion der 
SPD ausgeschlossen. Am 24. März 
1916 bewilligte die Fraktionsmehrheit 
den Regierungsetat, aber 18 zentristi- 
sche Abgeordnete stimmten wie Lieb¬ 
knecht und Otto Rühle (der sich ihm 
im März 1915 angeschlossen hatte) da¬ 
gegen und wurden daraufhin aus der 
SPD-Fraktion ausgeschlossen. Das war 
eine offene Provokation der Rechtsop¬ 
portunisten, die bewies, dass sie Kurs 
auf die Spaltung der Partei nahmen 
(die damit auch tatsächlich unvermeid¬ 
lich wurde), und die - auch organisa¬ 
torische - Formierung der weiterhin 
auf dem Boden des Marxismus und 
des Parteiprogramms stehenden Kräf¬ 
te unmittelbar auf die Tagesordnung 
setzte. Die Ausgeschlossenen bildeten 
die „Sozialdemokratische Arbeitsge¬ 
meinschaft“ (SAG) unter Vorsitz von 
Haase, Ledebour und Dittmann. 

Als sie Liebknecht und Rühle auf¬ 
forderten, sich ihnen anzuschließen, 
antwortete Liebknecht, er würde das 
erst tun, wenn die neue Fraktion sich 
ein revolutionäres Programm gebe und 
Massenaktionen gegen den Krieg or¬ 
ganisiere. Er hatte damit die entschei¬ 
denden Differenzen zwischen der zen- 


tristischen SAG einerseits, der Grup¬ 
pe „Internationale“ (die nach dem 
Verbot ihrer Zeitschrift nun die ille¬ 
galen „Spartacus“-Briefe herausgab 
und nach ihnen bezeichnet wurde), 
den Bremer Linksradikalen um Jo¬ 
hann Knief und den Internationalen 
Sozialisten Deutschlands um Julian 
Borchardt andererseits benannt. Ab¬ 
gesehen von ihrer Beschränkung auf 
die parlamentarische Auseinanderset¬ 


zung wollten die zentristischen Politi¬ 
ker, wie Franz Mehring rückblickend 
einschätzte, im Grunde „ihre alte deut¬ 
sche Sozialdemokratie wiederhaben, 
wie sie bis zum 4. August 1914 war ... 
Sie existiert nicht mehr; es gibt nur 
noch eine deutsche Sozialdemokra¬ 
tie, wie sie im August 1914 geworden 
ist.“ ( F. Mehring: Gesammelte Schrif¬ 
ten, Bd. 15, S. 774/775) Was sie nicht 
begriffen: „... der Krach vom 4. August 
1914 ist nicht wie ein Blitz aus heite¬ 
rem Himmel gefallen, sondern er war 
die Folge eines langen Siechtums, das 
trotz aller glänzenden Außenseiten an 
der Partei zehrte.“ 

Auf einer (im SPD-Statut nicht 
vorgesehenen) von ihm manipulierten 
Reichskonferenz vom 21.-23. Septem¬ 
ber 1916 versuchte der Parteivorstand 
vergebens, seine Politik als von einer 
großen Mehrheit unterstützt darzu¬ 
stellen. Hugo Haase (SAG) und Käte 
Duncker (Spartakusgruppe) kritisier¬ 
ten scharf die Burgfriedenspolitik, wo¬ 
bei Käte Duncker sich auch von der 
Inkonsequenz der SAG distanzierte. 
Am 17. Oktober 1916 riss der Partei¬ 
vorstand unter grober Missachtung der 
Rechte der Berliner Parteiorganisation 
die Kontrolle über den „Vorwärts“ an 
sich. Die opportunistische Spaltung¬ 
soffensive wurde am 18. Januar 1917 
vollendet, indem der Parteiausschuss 
der SPD die SAG und alle anderen 
oppositionellen Kräfte aus der Partei 
ausschloss. 

Angesichts dessen trat am 6. April 
1917 in Gotha eine von der SAG vor¬ 
bereitete Reichskonferenz der sozial¬ 
demokratischen Opposition zusam¬ 
men, die zum Gründungsparteitag der 
Unabhängigen Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands (USPD) wurde. 
Von ihren 143 Teilnehmern waren 124 
Delegierte aus 91 (von ca. 360) sozi¬ 
aldemokratischen Wahlkreisorganisa¬ 
tionen und 15 Reichstagsabgeordnete. 


Gründung der USPD 

Der Parteitag nahm als programmati¬ 
sches Dokument fast einstimmig ein von 
Karl Kautsky verfasstes Manifest an. 
Darin hieß es, die Opposition habe sich 
„eine einheitliche Organisation geschaf¬ 
fen, um ihre Kräfte nicht zu verzetteln, 
sondern sie zu wuchtiger Beteiligung im 
Dienste des proletarischen Befreiungs¬ 
kampfes zusammenzufassen. Dieser 
Kampf ist durch die Politik der Regie¬ 
rungssozialisten, des Parteivorstandes ... 
und der sozialdemokratischen Fraktion 
des Reichstages aufs schwerste geschä¬ 
digt worden.“ (. Dokumente und Materi¬ 
alien zur Geschichte der deutschen Ar¬ 
beiterbewegung, Reihe II, Bd. 1, Berlin 
1958, S. 594) In diesem Zusammenhang 
verwies das Manifest auf „scharfe Ge¬ 
gensätze“ schon vor dem Kriege mit 
Kräften, „die der Taktik unversöhnlicher 
Opposition“ eine opportunistische („na¬ 
tionalliberale“) Taktik entgegenzusetzen 
suchten. Das Manifest stellte wichtige 
aktuelle demokratische Forderungen, 
verlangte einen Frieden ohne Annexi¬ 
onen und würdigte die wenige Wochen 
zuvor vollzogene russische (Februar-) 
Revolution. Die Schwäche des Mani- 
fests lag darin, dass es keine praktischen 
Schlussfolgerungen zog, nicht auf Mas¬ 
senaktionen zur Durchsetzung der erho¬ 
benen Forderungen orientierte. 

Das war kein Zufall. Auch in den Re¬ 
feraten von Hugo Haase (zur Situation 
in der Partei), Wilhelm Dittmann (zur 
Organisation) und Georg Ledebour 
(Unsere Aufgaben) war der Grund¬ 
tenor, „die Partei wieder zur grundsätz¬ 
lichen Politik zurückzuführen“ (Haase). 
(Protokoll über die Verhandlungen des 
Gründungs-Parteitags der USPD vom 
6. bis 8. April 1917 in Gotha, Berlin 
1921, S. 10) 

Ledebour sprach von der aktuel¬ 
len Situation als „vorbereitenden Zei¬ 
ten“, in denen „das Hauptmittel des 
politischen Kampfes für uns eben das 
der parlamentarischen Betätigung ist 44 
(Ebenda, S. 52.). Zugleich fehlte jede 
kritische Sicht auf das inkonsequente, 
weitgehend passive Verhalten der Frak¬ 
tionsminderheit, vielmehr SAG. 

Für die Spartakusgruppe hielten 
Fritz Heckert (Chemnitz) und Fritz 
Rück (Stuttgart) Koreferate. Rück (zu 
Haase) distanzierte sich von der Politik 
der SAG insbesondere hinsichtlich pa¬ 
zifistischer Illusionen, des Vertrauens in 
die bürgerliche Diplomatie und der For¬ 
derung nach den „Vereinigten Staaten 
von Europa“. „Wir fordern ... eine vor¬ 
wärtsdrängende Politik. Die russische 
Revolution hat das Zeichen auch für 
uns gegeben.“ ( Protokoll, S. 21) Heckert 
(zu Ledebour) benannte vor allem die 
Stellung zum Imperialismus, zur Lan¬ 
desverteidigung, zum Parlamentarismus 
und zur Massenaktion als die Probleme, 
in denen die Spartakusgruppe sich im 
Gegensatz nicht nur zu den rechten 
Sozialdemokraten, sondern auch zum 
„marxistischen Zentrum“ sehe. Clara 
Zetkin, die wegen Krankheit nicht an 
der Konferenz teilnehmen konnte, sand¬ 
te ihr ein Grußschreiben, in dem es hieß: 
„Eure Konferenz steht im Flammenzei¬ 


chen der gewaltigen Volkstat in Russ¬ 
land, eine Volkstat, deren glühende trei¬ 
bende Seele das junge Proletariat unter 
Führung einer Sozialdemokratie ist, die 
auch in den Kriegstagen den Massen das 
Banner des internationalen Sozialismus 
unbefleckt vorangetragen hat. Lernen 
wir von der größten geschichtlichen 
Lehrmeisterin aller Völker und Zeiten: 
der Revolution. Eure Konferenz muss 
der Auftakt eines Handelns sein, das 
weder Zugeständnisse noch Zaudern 
kennt.“ ( Clara Zetkin: Die Kriegsbriefe 
(1914-1918). Hrsg, von Marga Vogt, Ber¬ 
lin 2016, S. 297) 

Als zentrale Leitung wählte der Par¬ 
teitag ein Zentralkomitee, dem Wilhelm 
Dittmann und Hugo Haase als Vorsit¬ 
zende sowie Alfred Hofer, Gustav Lau¬ 
kant, Georg Ledebour, Robert Wengeis 
und Luise Zietz angehörten. 

Die Spartakusgruppe schloss sich 
der neugegründeten Partei als politisch- 
ideologisch selbstständige, als organi¬ 
sierte politische Richtung an. Zu dieser 
Entscheidung gab es keine realistische 
Alternative. Rosa Luxemburg kommen¬ 
tierte sie wenige Wochen danach: „Die 
Richtung ,Internationale’ bleibt, was sie 
war ... Sie ist der neuen Partei beigetre¬ 
ten, um ... [sie] vorwärtszudrängen, ihr 
mahnendes Gewissen zu sein und ... bei 
Zuspitzung und Aufeinanderplatzen der 
sozialen Gegensätze die wirkliche Füh¬ 
rerschaft der Partei zu übernehmen.“ ( R. 
Luxemburg: Gesammelte Werke, Bd. 4, 
Berlin 1974, S. 273) In der USPD wa¬ 
ren von Anfang an Massen (schon 1917 
ca. 170 000), sie waren organisiert, hatten 
legale Wirkungsmöglichkeiten und ver¬ 
fügten über erfahrene Funktionärska¬ 
der. Alternative Versuche, wie der Bre¬ 
mer Linksradikalen, erwiesen sich als lo¬ 
kal begrenzt. Natürlich durfte man, wie 
Clara Zetkin am 1. Juli 1917 an Franz 
Mehring schrieb, nicht „die USP sich 
selbst überlassen ... Wir müssen klären 
und vorantreiben, die peinliche Schei¬ 
dung 4 zum inneren Abschluss bringen ... 
wegen der Massen, die mit den Umler- 
nern oder mit den zahmen Oppositio¬ 
nellen gehen.“ (Kriegsbriefe, S. 338/339) 

In der Folgezeit nahmen die Mitglie¬ 
der und Funktionäre der USPD aktiv 
teil an den gegen den Krieg gerichteten 
Streikbewegungen, wie im April 1917 
und Januar 1918, und anderen Anti¬ 
kriegsaktionen. Die revolutionären Ma¬ 
trosen der Hochseeflotte um Max Reich¬ 
pietsch und Albin Köbis fühlten sich der 
USPD verbunden. Während Teile der 
Führungszirkel um Kautsky sehr bald 
scharfe Distanz zur russischen Okto¬ 
berrevolution zum Ausdruck brachten, 
verstärkte sich in der Mitgliedschaft die 
Solidarität mit der Sowjetmacht. Für die 
Führung der USPD war die einseitige 
parlamentarische Orientierung charak¬ 
teristisch. Eine Initiative zu politischen 
Massenaktionen und zu deren Führung 
ging von ihr nicht aus. 

Heinz Karl 

Kürzungen, Zwischenüberschriften: UZ 
Teile dieses Beitrags sind ein Vorabdruck 
aus den Mitteilungen der Kommunisti¬ 
schen Plattform (KPF), Heft 4/2017 


Diese wichtigste Aufgabe der kriti¬ 
schen Klärung, die jetzt der Bewe¬ 
gung Not tut, wollen augenschein¬ 
lich ebensowenig die Anhänger der 
Arbeitsgemeinschaft begrüßen wie 
andererseits die „Linksradikalen“ von 
Bremen. Jene betrachten - auch da¬ 
rin treu der alten Parteitradition - 
jede scharfe und rücksichtslose Kritik 
als Beleidigung und Belästigung, im 
besten Falle als Ausfluss des berühm¬ 
ten „Missverständnisses“. Diese - die 
Bremer „Linksradikalen“ - halten die 
Auseinandersetzung mit der Arbeits¬ 
gemeinschaft in der Partei für Zeitver¬ 
geudung und möchten (...) ohne wei¬ 
tere Abhaltung lieber gleich im eige¬ 
nen sauberen Heim darangehen,„das 
Richtige“ zu machen. Schade, dass 
dieses (...) Kleinküchensystem die. 
Hauptsache vergisst, nämlich die ob¬ 
jektiven historischen Verhältnisse, die 
letzten Endes für.das Verhalten der 
Massen.ausschlaggebend sind und 


sein werden.Sie vergessen, dass die 
Auseinandersetzung mit dem Partei¬ 
zentrum auf Schritt und Tritt zugleich 
Auseinandersetzung mit der Vergan¬ 
genheit, mit den Fehlern der Arbeiter¬ 
bewegung ist und als solche gerade 
zur Aufrüttelung und Erziehung der 
Massen das wichtigste uns zu Gebote 
stehende Mittel. (...) Es genügt nicht, 
dass eine Handvoll Leute das beste 
Rezept in der Tasche hat und schon 
weiß, wie man die Massen führen 
soll. Diese Massen müssen geistig den 
Traditionen der 50-jährigen Vergan¬ 
genheit entrissen, von ihnen befreit 
werden. (...) Was die Bremer als Zeit¬ 
vergeudung, was die Arbeitsgemein¬ 
schaft als Belästigung empfindet, ist 
das Lebenselement der Zukunft, die 
Gewähr der Wiedergeburt des Sozia¬ 
lismus (...)“ 

(Rosa Luxemburg, Gesammelte Werke, 
Bd. 4, Berlin 1974, S. 274) 
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„Die Maske herunter! Für die Opfer der Vorkämpfer der Revolution: Taschen 
zu! Für den Krieg:Taschen auf!“, Flugblatt der USPD Württemberg, Stuttgart 
(Dezember 1918?) 
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Klassisch schamlos 

2010 hatte ver.di gemeinsam mit dem 
Deutschen Journalistenverband nach 
jahrelangen Verhandlungen Gemeinsa¬ 
me Vergütungsregeln (GRV)mit dem 
Bundesverband Deutscher Zeitungs¬ 
verleger (BDZV) für Freie Journalis¬ 
tinnen und Journalisten an Tageszei¬ 
tungen abgeschlossen. In der Realität 
halten sich viele Verlage jedoch nicht 
einmal an diese Mindestvergütun¬ 
gen. Durch das novellierte Urheber¬ 
vertragsrecht, das am 1. März 2017 in 
Kraft tritt, sollte versucht werden, die 
Einhaltung der Vergütungsregeln für 
Journalistinnen und Journalisten zu 
verbessern. 

Was macht der BDZV: Er kün¬ 
digt und unterläuft alle Bemühungen. 
Mit scharfer Kritik und Empörung re¬ 
agiert ver.di auf die Kündigung die¬ 
ser Gemeinsamen Vergütungsregeln 
(GRV), es heißt, „die Kündigung mit 
der Novelle des Urhebervertragsrechts 
zu begründen, ist in höchstem Maße 
entblößend. Der BDZV weigert sich 
schlichtweg, soziale Verantwortung zu 
übernehmen. Wir verhandeln seit Jah¬ 
ren über die längst fällige Erhöhung 
der vereinbarten Honorare.“ Die No¬ 
velle ist am 1. März in Kraft getreten, 
eigentlich sollte damit versucht werden, 
die Einhaltung der Vergütungsregeln 
für Journalistinnen und Journalisten 
zu verbessern. Das Verhalten der Zei¬ 
tungsverleger bestätigt nun die bereits 
im Novellierungsverfahren von ver.di 
geäußerten Befürchtungen. 

Die Fachverbände von ver.di sind 
nun aufgerufen, wirksame und effekti¬ 
ve Aktivitäten gegen dieses Verhalten 
der Zeitungsverleger zu beraten und 
durchzuführen. 

Gratulation 

Die Schriftstellerin Mirjam Pressler er¬ 
hält für ihr literarisches Gesamtwerk 
den mit 10 000 Euro dotierten Litera¬ 
turpreis der Stadt München. Pressler 
baue mit ihren Werken Brücken zwi¬ 
schen den Generationen und Kulturen, 
zwischen „uns und unserer Geschichte“, 
begründete die Jury die Entscheidung. 
Das eine oder andere ihrer mehr als 60 
Bücher wird auch unseren Leserinnen 
und Lesern bekannt sein, wie z. B. „Bit¬ 
terschokolade“ oder „Wenn das Glück 
kommt“. Bekannt wurde sie auch mit 
der Übertragung von Anne Franks Ta¬ 
gebüchern und einem Buch über die 
Frank-Familie („Grüße und Küsse an 
alle“). Einiges ist mittlerweile Schullek¬ 
türe und viele ihrer Bücher sind auch 
als Taschenbuch lieferbar. Die Aus¬ 
zeichnung wird der 76-Jährigen am 
20. Juni überreicht. 

Juniorwahl 

Getragen von diversen Bundes- und 
Landesministerien werden seit vielen 
Jahren Bundestags- und Europawahlen 
im Unterricht durch simulierte Wah¬ 
len inhaltlich vorbereitet und durchge¬ 
führt. Etwa einen Monat begleitet das 
Projekt die Schülerinnen und Schüler 
ab Klassenstufe 7 aller Schulformen. 

Der Schwerpunkt liegt in der politi¬ 
schen Bildung. Hierfür stehen den Leh¬ 
rerinnen und Lehrern zahlreiche kos¬ 
tenlose spezielle handlungs- und pro¬ 
duktorientierte Unterrichtsvorschläge 
zum Thema „Wahlen und Demokratie“ 
zur Verfügung. 

Bei der letzten BTW beteiligten sich 
über 560.000 Schülerinnen und Schü¬ 
ler, anlässlich der Europawahl 2014 wa¬ 
ren es über 200.000 Kinder. Ein Blick 
auf die Materialien zeigt neben den üb¬ 
lichen Themen wie dem Loblied auf die 
parlamentarische Demokratie, Wahlre¬ 
gularien oder Medien im Wahlkampf 
auch solche Schmankerl wie „Wahlen 
in der DDR = Zettel falten?“. 

Nicht aufgefordert werden Leh¬ 
rer und Schüler, sich konkret mit den 
Wahlprogrammen der Parteien zu be¬ 
schäftigen oder Direktkandidaten ihrer 
Kommune einzuladen, um sie zu befra¬ 
gen und mit ihnen zu diskutieren. Nein, 
lieber bleibt alles schön formal und es 
soll gelernt werden, wie eine Wahl vor¬ 
bereitet und organisiert wird, dafür gibt 
es schöne Musterformulare und Wahl¬ 
urnen. 

Herbert Becker 


Asyl im Kaurismäki-Land 

„Die andere Seite der Hoffnung“ jetzt im Kino 


D er finnische Filmregisseur Aki 
Kaurismäki ist kein Mann der 
großen Worte, seine Filmfiguren 
ebenso wenig. Zum Beispiel Wikström, 
ein Textilkaufmann in mittleren Jahren 
in Helsinki. Alles ordentlich aufräumen, 
dann seiner Frau den Wohnungsschlüs¬ 
sel abliefern und den Ehering gleich 
dazu - so wortlos und lakonisch absol¬ 
viert er seinen Ausstieg aus seiner bis¬ 
herigen Existenz. Den Erlös seines Wa¬ 
renlagers trägt er leidenschaftslos in ein 
Spielcasino, doch statt alles zu verlieren, 
gewinnt er genug Geld, um ein abgewirt¬ 
schaftetes Restaurant zu übernehmen. 

Auch Khaled macht nicht viel Aufhe¬ 
bens um den langen Weg, der ihn aus Syri¬ 
en als Asylsuchenden über mehrere Län¬ 
der nach Finnland gebracht hat, zuletzt 


unter Kohlen versteckt in einem Frachter. 
„Die meisten haben weggesehen“, schil¬ 
dert er ganz undramatisch seine diversen 
illegalen Grenzübertritte, wenn er auf der 
Polizeistation oder vom Asylamt zu sei¬ 
nem Antrag befragt wird, und auch sol¬ 
che Szenen inszeniert Kaurismäki ganz 
ohne Emotionen in knappen, sachlichen 
Dialogen. Wo andere Filme über Flücht¬ 
linge meist gefühlig auf die Tränendrüsen 
drücken, ein betuliches Alle-Menschen- 
werden-Brüder-Bild zeichnen oder die 
Flüchtlinge gar zu Witzfiguren machen, 
findet Kaurismäki die prekäre Balance 
zwischen Humor und angemessenem, 
auch mal blutigem Ernst. 

Kaurismäkis Drehbuch lässt sich viel 
Zeit, die Lebensumstände dieser beiden 
so unterschiedlichen Protagonisten zu 


erkunden. Khaled ist dank einer freund¬ 
lichen finnischen Fluchthelferin in letzter 
Minute aus dem Abschiebeknast unter¬ 
getaucht und auf der Suche nach seiner 
Schwester Miriam, die er auf seiner wei¬ 
ten Reise verloren hat. Wikström schlägt 
sich mit der demonstrativ zur Schau ge¬ 
stellten Arbeitsunlust seiner Köche und 
Kellner und der Kleinlichkeit amtlicher 
Kontrolleure herum. Erst zur Filmmit¬ 
te begegnen sich die beiden zum ersten 
Mal direkt, und zwar neben der Müll¬ 
tonne von Wikströms Restaurant - zu¬ 
nächst ganz handfest mit Fausthieben, 
gleich darauf aber friedlich als Chef und 
Mitarbeiter. Der „clash of cultures“ ä la 
Kaurismäki. 

Solche abrupten Szenen- und Stim¬ 
mungswechsel gehören seit je zum bi¬ 


zarren filmischen Kosmos des eigenwil¬ 
ligen Finnen, ebenso wie die oft extreme, 
ja plakative Farbgebung, der kühne Ein¬ 
satz von Musik und die Besetzung mit 
immer den gleichen Darstellern. Schon 
drei, vier Einstellungen genügen, damit 
ein wiedererkennendes Raunen durchs 
Kino geht. Im Nu sind die Zuschauer ein¬ 
getaucht in die Stimmung aus Melancho¬ 
lie, absurdem Theater, grotesken Dialo¬ 
gen und verhaltenem, auch mal derbem 
Humor, die Kaurismäki wie kein anderer 
beherrscht. 

Er wolle, sagt er im Presseheft zum 
Film, „die europäische Blickweise auf¬ 
brechen, in Flüchtlingen entweder aus¬ 
schließlich bedauernswerte Opfer oder 
nur anmaßende Wirtschaftsimmigran¬ 
ten zu sehen“, und fügt gleich ein ein¬ 
schränkendes „wenn das möglich ist“ 
ein. Schon sein Film „Le Havre“ behan¬ 
delte 2011 die Flüchtlingsthematik spür¬ 
bar anders als sonst üblich, sein jüngs¬ 
tes Werk sieht er als zweiten Film einer 
noch zu vollendenden Trilogie: ohne 
moralisierendes Auftrumpfen, ohne fal¬ 
sches Mitleid. Aber trotz aller Skurrili¬ 
tät und Exotik nicht abgehoben von den 
gesellschaftlichen Realitäten. Zu denen 
gehört der nicht eben freundliche, aber 
stets unaufgeregt sachliche Ton, mit dem 
finnische Behörden offenbar mit Asyl¬ 
bewerbern umgehen, aber auch die „Li¬ 
beration Army Finland“ der drei Fascho- 
Dumpfbacken, denen Khaled zunächst 
nur dank aus dem Nichts auf tauchender 
Arbeiterfäuste entkommt, die ihn aber 
nicht aus den Augen lassen. Kaurismä¬ 
kis Stamm-Kameramann Timo Salmi¬ 
nen reduziert sie angemessen auf drei 
unbeholfen bemalte Lederjacken. Dass 
damit keine Verharmlosung gemeint ist, 
beweist der Filmschluss, in dem Kauris¬ 
mäki seinem Khaled mit einem Wieder¬ 
sehen bei Miriam nur ein halbes Happy¬ 
end beschert... 

Hans-Günther Dicks 



Kühler Chronist 

Hans Scherfig - Schriftsteller und Kommunist 


Hans Scherfig (1905-1979) gehört zu den 
meistgelesenen Autoren Dänemarks. Er 
schuf zahlreiche satirische und gesell¬ 
schaftskritische Romane und Erzählun¬ 
gen, denen eine kompromisslose Kritik 
an der bürgerlichen Gesellschaft gemein 
ist. Wohl aus diesem Grund hat ihn die 
bürgerliche Presse nahezu ausnahmslos 
nicht zur Kenntnis genommen. Unver¬ 
wechselbares Kennzeichen Scherfigs als 
Autor ist sein unterkühlter Erzählton. 
Seine Romane sind getragen von einem 
trockenen, beißenden Spott. Scheinbar 
unbeteiligt registriert er die absurdesten 
gesellschaftlichen Missstände und schaut 
hinter alle menschlichen Maskeraden. 

Hans Scherfig wuchs als Sohn ei¬ 
ner bürgerlichen Familie in Kopenha¬ 
gen auf. Er entwickelte sich zum über¬ 
zeugten Marxisten und trat 1932 in die 
Kommunistische Partei ein. Während des 
Zweiten Weltkrieges wurden ihm Veröf¬ 
fentlichungen nicht gestattet. Als Kom¬ 
munist war er überdies weiteren Repres¬ 
sionen ausgesetzt: Gemeinsam mit etwa 
300 dänischen Kommunisten wurde er 
im dänischen Lager Horserpd interniert, 
kam wegen drohender Erblindung aber 
wieder frei. 

Der Roman „Schloss Frydenholm“ 
ist mit über 500 Seiten Scherfigs umfas¬ 
sendstes Werk und beschreibt die Zeit 
der deutschen Besatzung Dänemarks 
während des Faschismus. Im Zentrum 
des Romans stehen weniger die deut¬ 
schen Besatzer als vielmehr das Verhal¬ 
ten der dänischen Gesellschaft während 
dieser Zeit. Er attestiert der gesamten 
Bevölkerung, vom König bis zum Bau¬ 
ern, vom Minister bis zum Arbeiter ein 
totales Versagen. Krone, Politik und 
Wirtschaft haben sich zunächst wider¬ 
standslos ergeben und anschließend im 
großen Umfang wirtschaftlich von der 
Zusammenarbeit mit dem faschistischen 
Deutschland profitiert. „Schloss Fryden¬ 
holm“ ist ein politischer Dokumentarro- 
man, akribisch recherchiert, mit nüchter¬ 
ner und minimalistischer Erzählweise. Er 


will zunächst festhalten, dann unterhal¬ 
ten. Trotz der ernüchternden, weil nichts 
beschönigenden Beschreibung des Ver¬ 
haltens der dänischen Gesellschaft zur 
Besatzungszeit ist es kein Buch, das hoff¬ 
nungslos stimmt. Ein, wenn auch kleiner 
Teil von Scherfigs Protagonisten stellt 
sich den Umständen entgegen, gibt durch 
seine konsequente und mutige Haltung 
Vorbild und Hoffnung. Erwähnt sei hier 
neben dem kommunistischen Wider¬ 
stand die beispiellose Rettung der däni¬ 
schen Juden im Oktober 1943, bei deren 
Organisation und Durchführung däni¬ 
sche Fischer eine zentrale Rolle spielten. 

Neben „Schloss Frydenholm“ sind 
mehrere Romane und Erzählungen 
Scherfigs in die deutsche Sprache über¬ 
setzt und in Ost- wie Westdeutschland 
veröffentlicht worden. 

In seinem Heimatland musste Hans 
Scherfig lange auf eine offizielle Aner¬ 
kennung warten. Erst im Jahr 1973, sechs 
Jahre vor seinem Tod, erhielt er den Gro¬ 
ßen Literaturpreis der Dänischen Aka¬ 
demie. Seine Dankesrede zur Preisver¬ 
leihung leitete er mit den Worten ein: 
„Ich empfinde jene Dankbarkeit, die 
ein Mann empfinden muss, dem ein Ret¬ 
tungsring gereicht wird, nachdem er ans 
Ufer gelangt ist.“ Das mit der Auszeich¬ 
nung verbundene Preisgeld von 50 000 
Kronen schenkte Scherfig der kommu¬ 
nistischen Tageszeitung „Land og Folk“ 
als Dank für die Redefreiheit, die er dort 
erhalten habe, als andere Zeitungen ihm 
verschlossen blieben. 

Hans Scherfigs Geburtstag j ährt sich 
am 08. April zum 112. Mal. Auch wenn 
seit der Erstveröffentlichung seiner Ro¬ 
mane mehr als ein halbes Jahrhundert 
vergangen ist, ist seine Kritik an der 
bürgerlichen Gesellschaft von erstaun¬ 
licher Aktualität. Seine Bücher sind im 
deutschen Buchhandel zwar vergriffen, 
im antiquarischen Handel aber zahlreich 
vorhanden und günstig zu erwerben. Es 
lohnt sich, sein Werk (wieder-)zu entde¬ 
cken. Gesine Pillardy 


Anzeige 


Seminare der Karl-Liebknecht-Schule 
der DKP (1. Halbjahr 2017) 

Die Seminare richten sich an Mitglieder wie Nichtmitglie¬ 
der der DKP. Sie finden in der Regel in Leverkusen statt. 


ACHTUNG TERMINÄNDERUNG! 
Samstag/Sonntag, 29./30.4.17 
Kommunistische Antifa-Politik heute. 

Referenten: Hans Peter Brenner, Ulrich Sander 


Samstag/Sonntag, 20./21.5.17 
Lenins „Partei neuen Typs" - ein alter Hut ? 

Referenten: Hans-Peter Brenner, wera Richter 

Donnerstag - Sonntag, 25. bis 28.5.17 
Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Samstag/Sonntag, 10./11.6.17 
Marxismus und Religion 

Referenten: Jürgen Lloyd, Hans-Christoph Stoodt 

Samstag/Sonntag, 8./9.7.17 
Seminar für Bildungsverantwortliche 

Referenten: H. woda, R. Kotulla 

Samstag/Sonntag, 26./27.8.17 
Politische Strategie und strategische Politik 

Referenten: Phillip Becher, Pablo Graubner, Jürgen Lloyd 

Samstag - Dienstag, 30.9. bis 3.10.17 
Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Für Tagesseminare berechnen wir einen Beitrag von 10,- €; 
bei Anreise am Vortag und Übernachtung 20,- €. 
Wochenendseminare kosten bei Anreise am Samstag 
Morgen 25,- €; bei Anreise bereits am Freitag 30,- € 
Nähere Infos unter: 

Karl-Liebknecht-Schule der DKP • Am stadtpark 68 
51373 Leverkusen Tel: 0214 / 45418 

www.karl-liebknecht-schule.org 
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Debatte 


unsere zeit m 


Lenins Aprilthesen 

Ein Beispiel für die Suche nach Übergängen zum Sozialismus • Von Hans-Peter Brenner 


A m 22. Januar 1917 hielt W.I. Le¬ 
nin in seinem Exilort Zürich vor 
jungen schweizerischen Arbei¬ 
tern einen „Vortrag über die Revolu¬ 
tion von 1905“ Er spannte darin einen 
historischen Bogen zu den aktuellen 
revolutionären Unruhen in Russland. 
Sein Referat endete mit der zuver¬ 
sichtlichen Einschätzung: „Europa ist 
schwanger mit der Revolution“ Gleich¬ 
zeitig drückte er, trotz aller Hoffnung 
auf die kommende große soziale Revo¬ 
lution, eine deutliche Skepsis hinsicht¬ 
lich des Tempos und der Dauer dieser 
„Schwangerschaft“ aus, als er sagte. 
„Wir, die Alten, werden vielleicht die 
entscheidenden Kämpfe dieser kom¬ 
menden Revolution nicht erleben.“ 
(W. I. Lenin: Ein Vortrag über die Re¬ 
volution von 1905, LW 23, S. 261 f) 
Selten täuschte sich Lenin so sehr 
wie an diesem Tag. Die revolutionären 
Ereignisse in Russland überschlugen 
sich. Die zaristische Herrschaft wurde 
viel schneller gestürzt. 

Neue strategische Lage 

Dadurch ergab sich eine neue strate¬ 
gische Situation. Die Partei trat aus 
der Illegalität; ihre Mitgliederzahl 
wuchs zügig und stieg in wenigen Wo¬ 
chen rasant (Februar bis Ende April) 
von 20 000 auf 70 000 Mitglieder. Vie¬ 
le wichtige Kader, Mitglieder des ZK 
oder Abgeordnete der Reichsduma 
(dem noch unter dem Zarismus gebil¬ 
deten Parlament), kehrten aus der Ver¬ 
bannung zurück und wurden aus Ge¬ 
fängnissen und sibirischen Straflagern 
entlassen. Darunter waren F.E. Dzier- 
zynski, L.B. Kamenew, W. Molotow, 
G.K. Ordschonikidse, N. Rykow, J.W. 
Stalin, J.M. Swerdlow und viele ande¬ 
re, die in der Oktoberrevolution und in 
den Jahren des Bürgerkriegs und den 
ersten Etappen des sozialistischen Auf¬ 
baus eine zentrale Rolle spielen sollten. 

Der Kurs der Parteizeitung Praw- 
da wurde zunächst stark beeinflusst 
von Lew Kamenew, der sich in einem 
Brief noch aus sibirischer Haft auf die 
Seite der provisorischen neuen Revo¬ 
lutionsregierung gestellt und zu deren 
Unterstützung auf gerufen hatte. In ei¬ 
nem Grundsatzartikel - unmittelbar 
nach seiner gemeinsamen Rückkehr 
mit J.W. Stalin nach Petersburg - rief 
er am 13. März in der „Prawda“ zur „re¬ 
volutionären Vaterlandsverteidigung“ 
auf. Das stieß jedoch auf Widerspruch 
in der Parteiführung. Kamenew musste 
sich korrigieren und orientierte nun auf 
„Druckausübung“ auf die Regierung, 
um diese zu einem Friedensangebot zu 
zwingen. 

Diese Orientierung wurde zunächst 
auch von Stalin mitgetragen, der spä¬ 
ter selbstkritisch unter dem Eindruck 
der harten Kritik Lenins diese Kon¬ 
zeption als „Erzeugung pazifistischer 
Illusionen“ bezeichnete. „Diese irrige 
Auffassung teilte ich damals mit ande¬ 
ren Parteigenossen und habe mich von 
ihr erst Mitte April vollständig losge¬ 
sagt, als ich mich den Thesen Lenins an¬ 
schloss. (J.W. Stalin: Werke Bd. 6, S. 298. 
Zit. Nach: Geschichte der Kommunis¬ 
tischen Partei der Sowjetunion, Berlin 
1971, S. 238) Lenin hatte, obwohl er die 
Ereignisse nur aus der fernen Schweiz 
nachvollziehen konnte, die neue Lage 
mit der „Doppelherrschaft“ von Regie¬ 
rung und Sowjets viel klarer erfasst als 
die meisten anderen führenden Bol- 
schewiki im Lande selbst. 

In mehreren „Briefen aus der Fer¬ 
ne“ orientierte er die Partei auf eine 
rasche Weiterführung der Revolution. 
Er knüpfte damit an einem bereits von 
Karl Marx ausgesprochenen Gedanken 
von 1848 an: der „Revolution in Per¬ 
manenz“. 

Die Eigenart des Moments 

Lenin charakterisierte die „Eigenart 
der Lage in Russland“ als eine „Periode 
des Übergangs von der ersten Etappe 
der Revolution zur zweiten“ und appel¬ 
lierte an die Bolschewiki und die russi¬ 
schen Arbeiter, sie müssten „Wunder 
an Organisation des Proletariats und 
des gesamten Volkes vollbringen, um 


euren Sieg in der zweiten Etappe der 
Revolution vorzubereiten.“ (W.I. Le¬ 
nin: Briefe aus der Ferne. Brief 1. LW 
23, S. 321) Dazu müsse sich das revolu¬ 
tionäre Proletariat auf zwei Verbündete 
stützen: „Erstens die breite, die über¬ 
wältigende Mehrheit der Bevölkerung 
bildende und viele Dutzende Millionen 
zählende Masse der halbproletarischen 
und zum Teil kleinbäuerlichen Bevölke¬ 
rung in Russland. Diese Masse braucht 
Frieden, Brot, Freiheit und Land. Die¬ 
se Masse wird sich unvermeidlich unter 
einem gewissen Einfluss der Bourgeoi¬ 
sie und besonders der Kleinbourgeoi¬ 
sie befinden, der sie ihren Lebensbe¬ 
dingungen nach am nächsten steht, und 
wird zwischen Bourgeoisie und Proleta¬ 
riat schwanken. 

Zweitens hat das russische Proleta¬ 
riat einen Verbündeten im Proletariat 
aller kriegsführenden und überhaupt 
aller Länder.“ 


gang zur nächsten Etappe der russi¬ 
schen Revolution. „Das wäre die Poli¬ 
tik, die die Mehrheit sowohl der Arbei¬ 
ter als auch der armen Bauern für den 
Sowjet der Arbeiterdeputierten gewin¬ 
nen würde. Die Konfiskation der Guts¬ 
besitzerländereien wäre gesichert. Das 
wäre noch kein Sozialismus. Das wäre 
ein Sieg der Arbeiter und armen Bau¬ 
ern, der Frieden, Freiheit und Brot ga¬ 
rantieren würde.“ (W. I. Lenin: Über die 
Aufgaben der SDAPR in der russischen 
Revolution. In LW 23, S. 373) 

Programm des Übergangs 

Am Abend nach seiner Rückkehr aus 
dem Schweizer Exil und dem trium¬ 
phalen Empfang in Petersburg durch 
revolutionäre Arbeiter und Soldaten 
trug Lenin am 4. April auf einer Ver¬ 
sammlung der Bolschewiki 10 Thesen, 
„Über die Aufgaben des Proletariats in 
der gegenwärtigen Revolution“ vor. Er 


„Die Thesen enthielten schließlich 
einen theoretisch begründeten konkre¬ 
ten Plan für den Übergang zur sozia¬ 
listischen Revolution.“ (Geschichte der 
KPdSU, Dietz Verlag 1971, S. 244) 

Kontroverse um die 
nächsten Schritte 

Viele führende Bolschewiki, darunter 
Kamenew und Stalin, glaubten, dass sie 
der alten, auch von Lenin mit ausge¬ 
arbeiteten strategischen Orientierung 
aus den Zeiten der ersten Revoluti¬ 
on von 1905/07 weiter folgen müssten: 
dem Aufbau einer „revolutionär-demo¬ 
kratischen Diktatur der Arbeiter und 
Bauern“ über einen längeren, zeitlich 
unbestimmten Zeitraum. 

Lenin orientierte dagegen auf eine 
deutlich stärkere Beschleunigung des 
Tempos, um die nächste, die sozialisti¬ 
sche, Etappe der Revolution vorzuberei¬ 
ten. Dazu hieß es in seiner zweiten These: 



Sitzung der Soldatensektion des Petrograder Sowjets 


Lenin machte an dieser Stelle deut¬ 
lich, dass diese breite soziale und politi¬ 
sche Koalition (noch) kein Bündnis für 
eine sofortige sozialistische Revolution 
sein sollte und konnte. In der konkre¬ 
ten Phase müsse es vielmehr darauf an¬ 
kommen die besonderen Aufgaben des 
gegenwärtigen Moments verständlich 
zu machen, für die dieses Bündnis her- 
zustellen sei. „Mit diesen beiden Ver¬ 
bündeten kann und wird das Proleta¬ 
riat Russlands unter Ausnutzung der 
Besonderheiten des gegenwärtigen 
Übergangsstadiums zuerst zur Erobe¬ 
rung der demokratischen Republik und 
des vollen Sieges der Bauern über die 
Gutsbesitzer - anstatt der Halbmonar¬ 
chie der Gutschkow und Miljukow - 
und dann zum Sozialismus schreiten, 
der allein den vom Kriege gemarter¬ 
ten Völkern Frieden, Brot und Freiheit 
geben wird.“ (ebenda. S. 321 f) 

Dies alles seien aber noch keine so¬ 
zialistischen Maßnahmen, schrieb Le¬ 
nin in einem fünften Brief; „in ihrer 
Gesamtheit und in ihrer Entwicklung 
aber würden sie den Übergang zum 
Sozialismus bedeuten, der in Russland 
nicht unmittelbar, mit einem Schlag, 
ohne Übergangsmaßnahmen verwirk¬ 
lich werden kann, aber als Resultat sol¬ 
cher Übergangsmaßnahmen durchaus 
realisierbar und überaus notwendig ist“. 
(Ebenda, S. 356) 

Am 27.3.1917 wiederholte Lenin in 
einem weiteren Referat vor Schweizer 
Arbeitern im Züricher Volkshaus die 
Quintessenz seiner vorgeschlagenen 
konkreten Maßnahmen für den Über¬ 


konkretisierte und aktualisierte darin 
die wichtigsten Gedanken aus seinen 
„Briefen aus der Ferne“. Am Schluss 
der Versammlung schlug der Versamm¬ 
lungsleiter Grigori Sinowjew, einer 
seiner engen Mitarbeiter im Schwei¬ 
zer Exil, vor, diese Thesen sofort in ei¬ 
ner gemeinsamen Versammlung bol¬ 
schewistischer und menschewistischer 
Delegierter noch einmal vorzutragen. 
Auf diesen beiden Beratungen lösten 
Lenins „Aprilthesen“ heftigen Wider¬ 
spruch aus. Deshalb wurde nach eini¬ 
gen weiteren Besprechungen beschlos¬ 
sen, darüber bis zu der am 20.4.1917 
beginnenden „Gesamtrussischen Kon¬ 
ferenz“ der SDAPR eine öffentliche 
Debatte zu führen. 

Was war das Besondere an diesen 
Aprilthesen, um die so kontrovers dis¬ 
kutiert wurde? Im Prinzip enthielten 
sie sehr konkrete Vorschläge für die 
Suche nach Übergängen und das He¬ 
rankommen an die zweite, die sozia¬ 
listische Etappe der Revolution. Die 
Aprilthesen waren das zeitgemäße 
Programm für die Heranführung der 
revolutionären Kämpfe an den revo¬ 
lutionären Bruch nicht nur mit der Po¬ 
litik und dem Regime des imperialis¬ 
tischen Krieges, sondern mit dem ka¬ 
pitalistischen System in Russland, das 
sich bereits in der Anfangsphase des 
staatsmonopolistischen Kapitalismus 
befand. Deshalb sind diese Aprilthe¬ 
sen bis heute auch ein Lehrstück für 
die Entwicklung der Strategie und Tak¬ 
tik der kommunistischen Parteien ge¬ 
blieben. 


„2. Die Eigenart der gegenwärtigen 
Lage in Russland besteht im Übergang 
von der ersten Etappe der Revolution, 
die infolge des ungenügend entwickel¬ 
ten Klassenbewusstseins und der un¬ 
genügenden Organisiertheit des Prole¬ 
tariats der Bourgeoisie die Macht gab, 
zur zweiten Etappe der Revolution, die 
die Macht in die Hände des Proletariats 
und der ärmsten Schichten der Bauern¬ 
schaft legen muss.“ (W.I. Lenin: Über 
die Aufgaben des Proletariats in der ge¬ 
genwärtigen Revolution. LW 24, S. 4) 
Nun müssten alle Kräfte darauf 
konzentriert werden (These 4), dass die 
Bolschewiki, die „in den meisten So¬ 
wjets der Arbeiterdeputierten in der 
Minderheit, vorläufig sogar in einer 
schwachen Minderheit sind gegenüber 
dem Block aller kleinbürgerlichen op¬ 
portunistischen Elemente“, die Mehr¬ 
heit erkämpfen. Die Sowjets seien „die 
einzig mögliche Form der revolutionä¬ 
ren Regierung.“ 

Die Aufgabe der aktuellen Phase for¬ 
mulierte Lenin so: „Solange wir in der 
Minderheit sind, besteht unsere Arbeit 
in der Kritik und Klarstellung der Feh¬ 
ler, wobei wir gleichzeitig den Über¬ 
gang der ganzen Staatsmacht an die 
Sowjets der Arbeiterdeputierten pro¬ 
pagieren, damit die Massen sich durch 
die Erfahrung von ihren Irrtümern be¬ 
freien.“ Der Zustand der Doppelherr¬ 
schaft von „Provisorischer Regierung“ 
und Sowjets müsse überwunden wer¬ 
den. 

„5. Keine parlamentarische Republik - 
von den Sowjets der Arbeiterdeputier¬ 


ten zu dieser zurückzukehren wäre ein 
Schritt rückwärts -, sondern eine Repu¬ 
blik der Sowjets der Arbeiter-, Landar¬ 
beiter- und Bauerndeputierten im gan¬ 
zen Lande, von unten bis oben.“ (eben¬ 
da, S. 5) 

Die Aprilthesen legten in Punkt 7 
auf wirtschaftlichem Gebiet eine Reihe 
von Übergangsmaßnahmen vor. Diese 
waren: 

★ Nationalisierung des gesamten Bo¬ 
dens im Lande, 

★ „Konfiskation“, d.h. Enteignung und 
Beschlagnahme der Ländereien der 
Gutsbesitzer, 

★ Übertragung der Verfügungsmacht 
über den Boden in die Hände der ört¬ 
lichen Sowjets, der Landarbeiter- und 
Bauerndeputierten und Bildung beson¬ 
derer Sowjets der armen Bauern. 

★ Verschmelzung aller Banken zu einer 
Nationalbank, Einführung der Kontrol¬ 
le über die Nationalbank durch den So¬ 
wjet der Arbeiterdeputierten. 

Das Programm der Aprilthesen, das 
für viele damalige und heutige Ohren 
absolut „sozialistisch“ anmutet(e), be¬ 
deutete aber keinesfalls schon den 
kompletten Bruch mit der kapitalisti¬ 
schen Produktionsweise. 

Schritte und Phasen 

Lenin machte dies im nächsten Punkt 8 
sehr klar und lieferte damit auch für die 
gegenwärtigen Debatten über die kom¬ 
munistische Strategie und Taktik ein 
glänzendes Beispiel für die sehr prä¬ 
zise Bestimmung der konkreten Phase 
des revolutionären Gesamtprozesses, 
innerhalb des Übergangs von der ers¬ 
ten zur zweiten Etappe der Revolution. 

„8: Nicht Einführung des Sozialis¬ 
mus als unsere unmittelbare Aufgabe, 
sondern augenblicklich nur Übergang 
zur Kontrolle über die gesellschaftliche 
Produktion und die Verteilung der Er¬ 
zeugnisse durch den Sowjet der Arbei¬ 
terdeputierten.“ (ebenda, S. 6) 

Zur weiteren Erläuterung seiner 
Aprilthesen schrieb Lenin dann nur 
wenige Tage später eine Broschüre 
„Briefe über die Taktik“. Er wiederhol¬ 
te und erläuterte darin mit Blick auf 
nach wie vor bestehende Unklarheiten 
im Parteikader noch einmal die Beson¬ 
derheiten der aktuellen Lage und Tak¬ 
tik, die nicht mit dem Festkleben an 
alten Losungen zu beantworten seien. 
Er half damit vielen - auch führenden - 
Bolschewiki das Spezielle der aktuellen 
Phase besser zu verstehen. 

Kamenew hatte ihm vorgeworfen, 
dass sein „Schema berechnet (sei) auf 
die sofortige Umwandlung dieser (der 
bürgerlich-demokratischen) Revoluti¬ 
on in eine sozialistische.’ 

„Das stimmt nicht. Ich rechne nicht 
mit einer sofortigen Umwandlung un¬ 
serer Revolution in eine sozialistische, 
sondern warne im Gegenteil geradezu 
davor, erkläre ausdrücklich in These 
Nr. 8: ... Nicht ,Einführung’ des Sozi¬ 
alismus als unsere unmittelbare Auf¬ 
gabe. ... 

Mehr noch. Selbst ein Kommune¬ 
staat (d.h. ein nach dem Vorbild der 
Pariser Kommune organisierter Staat) 
lässt sich in Russland nicht sofort ein¬ 
führen, denn dazu ist es erforderlich, 
dass die Mehrheit der Deputierten in 
allen (oder jedenfalls in den meisten) 
Sowjets klar erkennt, wie falsch und 
schädlich die Taktik und die Politik 
der Sozialrevolutionäre, der Tscheidse, 
Zereteli, Steklow, usw ist. Ich habe aber 
ganz eindeutig erklärt, dass ich hierbei 
nur auf eine geduldige(...) Aufklä¬ 
rungsarbeit rechne!“ (W.I. Lenin:Brie¬ 
fe über die Taktik. LW 24, S. 35) 

Diese Konzeption einer möglichst re¬ 
alistischen, die realen Kräfteverhält¬ 
nisse in der Arbeiterbewegung und 
ihren Bewusstseinsstand berücksich¬ 
tigende Strategie und Taktik wurde 
dann nach langen und zum Teil auf¬ 
reibenden Diskussionen durch die 
siebente Gesamtrussische (April-) 
Konferenz der SDAPR mit Mehrheit 
beschlossen. 

Hans-Peter Brenner ist stellvertreten¬ 
der Vorsitzender der DKP 






m unsere zeit 


Freitag, 31. März 2017 13 


Tagung des DKP-Parteivorstandes _ 

Wer hat Interesse am Schulz-Hype? 

Auszüge aus dem Referat von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP, 
auf der 8. Tagung des Parteivorstandes am 25.726. März 2017 in Essen 



Blockade des Luftwaffenstützpunktes Büchel im Mai 2016 


N un erlebt der deutsche Imperi¬ 
alismus hautnah, wie sich Wi¬ 
dersprüche und Koalitionen 
zwischen führenden Imperialismen 
und Staaten auswirken, die Ansprüche 
als Regionalmächte stellen. Die Bun¬ 
desregierung lässt es dem türkischen 
Ministerpräsidenten Recep Erdogan 
durchgehen, dass er die Kurden im ei¬ 
genen Land mörderisch bekriegt, weil 
er geholfen hat, die angeblich offenen 
deutschen Grenzen dicht zu machen. 
Sie tut sich schwer damit, seine napole- 
onischen Ambitionen, die er nach dem 
Putschversuch entfaltete, einfach so zu 
dulden. Was Deutschland macht, ist 
heuchlerisch. Den Kommunisten in der 
Türkei, der türkischen Arbeiterklasse 
wünschen wir alle Kraft um diese Ent¬ 
wicklungen zurückzudrängen und zu 
stoppen. 

Wenn es hilft, Widersprüche zwi¬ 
schen Imperialisten auszunutzen, muss 
man es tun, wir müssen vor allem die 
Heuchelei des deutschen Monopolka¬ 
pitals und seiner Regierung entlarven. 
Dazu gehört natürlich die Forderung 
nach der Freiheit des Welt -Journalisten 
Deniz Yücel. Dazu gehört aber vor al¬ 
lem, nicht zuzulassen, dass hinter die¬ 
ser Frage die Angriffe auf die Arbei¬ 
terklasse und die Kurden verdrängt 
werden. 

Der G20-Gipfel in Hamburg wird 
spannend. Natürlich, weil wir gemein¬ 
sam mit hoffentlich Zehntausenden 
auf der Straße sind, um gegen diese 
undemokratische Zusammenrottung 
zu demonstrieren. Es dürfte aber auch 
spannend werden, weil sich mögli¬ 
cherweise die Risse und Konflikte im 
Lager der führenden Imperialismen 
mit aller Deutlichkeit zeigen werden. 
Anzeichen dafür gab es beim Vorgip¬ 
fel der Wirtschaftsminister. Dass dort 
die Förderung des „Freien Welthan¬ 
dels“ in der gemeinsamen Abschluss¬ 
erklärung nicht erwähnt wurde, ist 
schon eine weitreichende Neuerung. 
Wolfgang Schäuble schäumte - aus 
Sicht des deutschen Monopolkapitals 
durchaus zu Recht, weil es gerade die 
US-Regierung ist, die bisher immer da¬ 
rauf bestanden hatte, den sogenannten 
„freien Handel“ in die Abschlusser¬ 
klärung aufzunehmen. Das verdeut¬ 
licht einmal mehr, dass die Wahl von 
Donald Trump als US-Präsident wohl 
auch dafür steht, dass sich dort mög¬ 
licherweise Kapitalfraktionen durch¬ 
setzen, die versuchen, ihre Interessen 
mit protektionistischer Politik zu ver¬ 
treten. Das wiederum wäre ein Angriff 
auf die bisherige Krisenbewältigungs¬ 
strategie des deutschen Imperialismus, 
die im Wesentlichen darauf orientiert, 
mit dem Außenhandelsüberschuss die 
Ökonomien anderer Länder auszuneh¬ 
men. 

Die USA sind unter den nationalen 
Märkten für die deutschen Exporteure 
immer noch mindestens der drittgröß¬ 
te Absatzmarkt. Der Export in die EU 
hingegen könnte wegen der Krise in 
den anderen EU-Ländern rückläufig 
sein. Ein zunehmender Protektionis¬ 
mus der USA ist also eine reale Ge¬ 
fahr für die bislang recht erfolgreiche 
Krisenbewältigungsstrategie des deut¬ 
schen Imperialismus. Das dürfte zu¬ 
mindest eine Erklärung für die kühlen 
Beziehungen zu Trump sein. Rassismus, 
Sexismus, mangelnde Demokratie und 
Chauvinismus stören ja bei anderen 
Regierungen nicht. 

Medial gesteuerte 
Wechselstimmung 

In diesem Zusammenhang halte ich es 
für sehr notwendig, den Hype einzu¬ 
ordnen, der um den neuen SPD-Vorsit- 
zenden und Kanzlerkandidaten Martin 
Schulz gemacht wird. Natürlich gibt es 
eine Wechselstimmung weg von Merkel 
bei vielen. Diese Stimmung nährt sich 
aber aus sehr unterschiedlichen Quel¬ 
len. Ganz offensichtlich wird sie auch 
medial gesteuert. Denn Schulz, vor 
zwei bis drei Monaten noch ein relativ 
blasser EU-Apparatschik, hat ja seine 
Außenwirkung in und mit den Medi¬ 


en der Herrschenden komplett verän¬ 
dert. Denkt man zum Beispiel an sei¬ 
ne Rolle gegenüber dem griechischen 
Volk, dann wird der Charakter der In¬ 
szenierung überdeutlich. Wir müssen 
fragen, was dahintersteckt. Und da ist 
die Parallele zur letzten Wechselstim¬ 
mung deutlich und ernst zu nehmen. 
Diese führte 1998 von Kohl zu Schrö¬ 
der und ermöglichte die Einbindung 
der Gewerkschaften, die Lähmung des 
Widerstands bei zwei entscheidenden 
Schritten in der Entwicklung des deut¬ 
schen Imperialismus: 

★ Bei der Beteiligung der Bundeswehr 
am Angriffskrieg gegen Jugoslawien - 
durchgesetzt von SPD und Grünen. 
Damit war eine wichtige Begrenzung 
des deutschen Imperialismus auf sei¬ 
nem Weg zu einem der führenden Im¬ 
perialismen gefallen - mit allen Folgen 
bis heute. 

★ Beim schärfsten Angriff auf die so¬ 
ziale Lage, auf das Klassenbewusstsein 
der Arbeiterklasse in unserem Land, 
der Agenda 2010. 

Die Agenda 2010 war gleichzei¬ 
tig die Grundlage, um den Druck auf 
die Arbeiterbewegung so zu erhöhen, 
dass es gelang, dieses Land im Ver¬ 
hältnis zu seiner hohen Produktivität 
zu einem Niedriglohnland zu machen. 
Dies wiederum war die Grundlage für 
den deutschen Imperialismus, EU und 
Euro nutzen zu können, um sich als 
imperialistische Führungsmacht der 
EU zu etablieren. Und dies war die 
Grundlage für die erfolgreiche Krisen¬ 
bewältigungsstrategie, die auch auf der 
Ausblutung der Länder und Völker der 
EU-Peripherie beruht. 

Deswegen sollten wir sehr genau 
analysieren, was die herrschende Klas¬ 
se mit dieser Wechselstimmung be¬ 
zweckt. Ich halte es für sehr realistisch, 
dass sie sich angesichts der Gefährdung 
ihrer bisherigen Strategie damit die 
Grundlage für eine robustere Gang¬ 
art nach innen legt. Das ist einfacher 
durchsetzbar, wenn es gelingt, poten¬ 
tiellen Widerstand bereits im Vorfeld 
einzubinden. 

Interessant für die herrschende 
Klasse könnte es dabei auch sein, 
die Partei „Die Linke“ oder Teile 


von ihr einzubinden, oder sie in den 
Streit darüber zu verwickeln und da¬ 
durch zu paralysieren. Es gibt Teile 
der Linkspartei, die danach lechzen, 
und wer den aktuellen Bericht der 
Landesregierung Thüringens zu ih¬ 
ren „Anstrengungen“, das „SED-Un- 
recht“ aufzuarbeiten, liest, der kann 
der herrschenden Klasse zu solchen 
Helfershelfern eigentlich nur zynisch 
gratulieren. Natürlich hoffen wir, dass 
sich die Linken in der Linkspartei 
durchsetzen können und diese Ein¬ 
bindung verhindern. Wir sind aber 
skeptisch. Und wir wissen, dafür be¬ 
darf es des Drucks von links und da¬ 
für steht unsere Kandidatur. 

Das sieht die Partei mit großer 
Mehrheit so. Das beweist das Engage¬ 
ment im Kampf um die Absicherung 
unserer Kandidatur, das beweist aber 
durchaus auch die Reaktion der Men¬ 
schen, mit denen wir in die Diskussi¬ 
on kommen. Leider konnten wir für 
die Eigenkandidatur nicht alle Glie¬ 
derungen überzeugen. Es ist aber ein 
großer Erfolg, dass wir in allen Bun¬ 
desländern außer Rheinland-Pfalz 
und Saarland um die Absicherung 
der Landeslisten kämpfen. Vielleicht 
werden wir das nicht überall schaffen, 
aber wir haben den Kampf darum an¬ 
genommen, mit mehr Menschen über 
die Notwendigkeit der kommunisti¬ 
schen Partei zu diskutieren, und das 
ist gut so. 

Neben der Einschätzung der man¬ 
gelnden Kraft gibt es aber eine weite¬ 
re Position in unserer Partei, die zur 
Absage an unsere Kandidatur führ¬ 
te. Ich halte sie in unserer Partei für 
isoliert, überrascht hat sie mich trotz¬ 
dem. Auf dem Treffen des Parteivor¬ 
stands mit den Mitgliedern der DKP 
Südbayern setzte Genosse Leo May¬ 
er unserer Orientierung die Notwen¬ 
digkeit eines Lagerwahlkampfes für 
„Rot-Rot-Grün“ gegen die Große 
Koalition entgegen. Das hieße in der 
Defensive der Arbeiterbewegung für 
eine Regierung im Kapitalismus mit 
der SPD an der Spitze zu kämpfen, 
die in der jetzigen Regierung Junior¬ 
partner ist. Wir würden für eine Re¬ 
gierung kämpfen, die dominiert wäre 


von den Kräften, die den Jugoslawi¬ 
en-Krieg und die Agenda 2010 durch¬ 
gesetzt haben, und wir würden für 
eine Regierung kämpfen, die von den 
Linken in der Linkspartei zu Recht 
abgelehnt wird. 

Wenn wir die aktuelle Situation 
einschätzen, die Debatten um die Er¬ 
höhung der Rüstungsausgaben, die 
scheinheiligen Debatten um die Kos¬ 
metik beim Sozialabbau, dann spricht 
alles dafür, dass eine 100-%-Anti¬ 
kriegspartei, eine Partei, die für 100 
Prozent Antikapitalismus steht, dass 
die DKP dringend notwendig ist. 

Wenn wir verhindern wollen, dass 
Wechselstimmung missbraucht wird, 
um die stärkere Aggressivität des 
deutschen Imperialismus nach innen 
und/oder nach außen durchzusetzen, 
dann sind 100 Prozent Antiimperialis¬ 
mus, 100 Prozent Antimonopolismus 
notwendig, und das heißt, dann ist die 
DKP notwendig. 

Kampf um die Stärkung 
der DKP 

Wenn wir verhindern wollen, dass auch 
die Linkspartei in diese Strategie einge¬ 
bunden wird und/oder sich einbinden 
lässt, dann bedeutet Unterstützung der 
Linken in der Linkspartei vor allem 
Druck von links auf ihre Partei. Dabei 
hilft 100 Prozent Klassenanalyse und 
100% Imperialismusanalyse, dann hilft 
der Kampf um die Stärkung der DKP. 

Dafür sprechen aber auch ganz ak¬ 
tuelle Auseinandersetzungen, zum Bei¬ 
spiel der Kampf um die Personalbe¬ 
messung. Seine Wichtigkeit haben wir 
mehrfach betont. Die aktuellen Ent¬ 
wicklungen im Saarland und die Ge¬ 
fahr, dass die Unternehmer mit Versu¬ 
chen des Einwickelns Frustration her- 
vorrufen, machen unsere Bedeutung 
deutlich. Da ist es gut, dass unsere Ge¬ 
nossinnen und Genossen im Saarland 
genauso intensiv dran sind wie unsere 
Genossinnen und Genossen es in Ham¬ 
burg sind und in Berlin waren. 

Aktuell müssen wir aber auch ana¬ 
lysieren, dass trotz einer Stimmung, 
die vortäuscht, „Eigentlich klappt es 
doch ganz gut“, Arbeitsplätze in Mas¬ 
sen vernichtet werden und dramati¬ 


sche Angriffe auf die sozialen Rechte 
der Beschäftigten laufen. Das betrifft 
VW, andere Automobilkonzerne und 
die Zulieferer, bei denen der Betrug 
mit den Abgasen, der ja nichts ande¬ 
res war als Teil des internationalen 
Konkurrenzkampfs, genauso wie das 
Verschlafen des Technologiewandels 
benutzt wird, um die Krise bzw. deren 
Folgen auf die Beschäftigten abzuwäl¬ 
zen. 

Ein Beispiel ist die Aufspaltung von 
E.on in E.on und „Uniper“. Uniper ist 
quasi die Bad-Bank, an die die veral¬ 
teten Technologien ausgelagert wur¬ 
den, mit denen zuvor jahrzehntelang 
profitable Geschäfte gemacht wurden. 
Jetzt, nachdem die Profite zurückge¬ 
gangen sind, gibt es keinen Risikoaus¬ 
gleich durch die „Zukunftsbranchen“, 
sondern die Forderung an die Beschäf¬ 
tigten: Verzicht auf Weihnachtsgeld, 
Nachtarbeit- und Sonntagszuschläge 
und Abgruppierung aller Beschäftig¬ 
ten um eine Gehaltsgruppe. 

Gemeinsam Büchel 
dichtmachen 

Wir müssen bilanzieren, dass an mas¬ 
siven Hochrüstungsrunden gearbeitet 
wird. Die Umsetzung der NATO-Ver- 
pflichtung würde nahezu eine Verdop¬ 
pelung des Rüstungshaushalts bedeu¬ 
ten. Kriegsministerin Ursula von der 
Leyen nutzt alle Möglichkeiten, um da¬ 
ran zu drehen, selbst Trumps vermeint¬ 
liche Relativierung der NATO muss¬ 
te herhalten. Ganz offensichtlich fährt 
der deutsche Imperialismus mindestens 
zweigleisig. Die Rolle als Juniorpartner 
des US-Imperialismus in der NATO 
soll erhalten bleiben. Die NATO ist 
eine gute Umgebung, um eigene Ambi¬ 
tionen zu entwickeln. Gleichzeitig setzt 
man sowohl auf die eigene militärische 
Stärke, als auch auf die Militarisierung 
der EU. Natürlich läuft das nicht ohne 
Widersprüche. 

Ein „Problem“ für den deutschen 
Imperialismus auch im Verhältnis zum 
Konkurrenten Frankreich (in der EU) 
oder Großbritannien (bald außerhalb 
der EU) - man besitzt keine Atomwaf¬ 
fen. Darum kommt der atomaren Teil¬ 
habe, das heißt den Atomwaffen in Bü¬ 
chel, eine große Bedeutung zu, und da¬ 
rum haben sie auch für uns eine große 
Bedeutung: Das Teufelszeug muss weg. 
Deshalb beteiligen wir uns mit unseren 
Schwesterparteien aus den Niederlan¬ 
den, Luxemburg und Belgien an der 
Kampagne „20 Wochen gegen Atom¬ 
waffen“ - und diesmal werden wir Bü¬ 
chel ganz dichtmachen. 

Wenn wir die Entwicklung der po¬ 
litischen Lage nehmen, wenn wir die 
Entwicklung der Linkspartei nehmen, 
wenn wir die Kriegsgefahr sehen, wenn 
wir erleben, wie Rassismus gezüchtet, 
die AfD hoffähig gemacht wird, dann 
sehen wir keine Entwicklungen, die ei¬ 
nem Kampf um die flächendeckende 
Kandidatur der DKP mit Landeslis¬ 
ten bei der Bundestagswahl entgegen¬ 
stehen. Und auch die Partei selbst hat, 
wie der Kampf um die Unterschriften 
zeigt, ihre Meinung nicht verändert. 
Keiner hebt dabei ab und träumt von 
riesigen Wahlergebnissen, aber die, die 
sich beteiligen, merken, dass uns das 
Hauptziel, welches wir mit der Wahl¬ 
orientierung verbinden, gelingt - uns 
massenhaft in die politische Diskussi¬ 
on zu begeben. An manchen Orten, in 
manchen Bundesländern sind die Hür¬ 
den riesig. Da müssen pro Mitglied 100 
Unterschriften oder pro Gruppe 500 
Unterschriften gesammelt werden. 
Wir wissen nicht, ob wir das schaffen 
werden, und trotzdem sind die bereits 
jetzt gemachten Erfahrungen ungeheu¬ 
er wichtig und bringen uns vorwärts. 

Wir schlagen deshalb dem Partei¬ 
vorstand auf dieser Tagung vor, wie auf 
dem 21. Parteitag beschlossen, den Be¬ 
schluss zur Kandidatur zu überprüfen. 
Wir schlagen vor, unseren Beschluss zu 
bekräftigen, dass wir weiter um die Ab¬ 
sicherung der beschlossenen Landeslis¬ 
ten kämpfen und zur Bundestagswahl 
antreten. 
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Herzlichen Dank 

allen, die uns nach dem Tod unseres geliebten 
Partners und Vaters 

Rolf Priemer 

(15.11.1940-29.1.2017) 

unterstützt, getröstet und ihr Beileid 
ausgesprochen haben. 

Es ist schön zu wissen, wie viele Menschen Rolf 
vermissen und sich gern an ihn, seine Leistungen und 
Überzeugungen erinnern werden. 

Raja, Falk und Timo 


Heinz W. Hammer 

Ein Jahr ohne Dich - Du fehlst 
Luise & Andrea Scholz 


Wir trauern um unsere Genossin und Kameradin 

Margarete - genannt Grit - Deumlich 

Sie starb nach langer Krankheit im Alter von 88 Jahren. 

Grit wuchs im Ruhrgebiet auf. Früh musste sie Elend und 
Krieg erfahren. 

Sie zog die Lehren aus Krieg und dem Leben einer Arbei¬ 
terfamilie mit Hunger, Arbeitslosigkeit und Wohnungsnot 
und entschied sich für den Kampf um Frieden, Demokratie 
und Sozialismus. Folgerichtig wurde sie Mtglied der FDJ 
und der KPD. 

Rücksichtslos wurden Grit und ihr Ehemann und Kampf¬ 
gefährte Gerd von der politischen Polizei in Dortmund 
1954 auf offener Straße verhaftet. Grit war im 4. Monat 
schwanger. Nach mehreren Monaten und nach vielen Pro¬ 
testen musste sie freigelassen werden. 

Grit ließ sich nicht entmutigen und war ihr Leben lang in 
der kommustischen Partei und in der WN-BdA aktiv. 

Seit 1969 lebte sie mit Gerd und ihren beiden Söhnen 
Michael und Matthias in Essen. 

Sie gehörte zu denjenigen, die ohne viel Aufhebens immer 
da war, wo es anzupacken galt. Sie half überall mit bei 
Kinder- und Volksfesten, beim Aufbau der Kollektivbuch¬ 
handlung Essen, in Wahlkämpfen und bei den vielen Os¬ 
termärschen und antifaschistischen Aktivitäten. Auf Grit 
war immer Verlass. 

Wir sprechen ihren Söhnen Michael und Matthias und 
ihren Angehörigen unser tiefes Mitgefühl aus. 

Wir verabschieden uns von Grit am Mittwoch, 5. April 
2017, um 14:00 Uhr auf dem Südwestfriedhof, Fulerumer 
Straße. 

Deine Genossinnen und Genossen der Gruppe 
Frohnhausen/Holsterhausen und des Kreises Essen 
Deine Kameradinnen und Kameraden der WN-BdA Essen 


UZ - unsere zeit 

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP 

Jetzt Probeabo anfordern (Print & online)! 
6 Wochen kostenlos, endet automatisch 
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1591 425 Jahre 2016 

Arbeit und Familie 

Peter im Speyer war die erste Generation von vierzehn. 

Bis 1808 waren wir Leibeigene der Klostergrafschaft. 

So wohnten und arbeiteten im Hause Bäcker, Brauer, 

Brenner, Bauern, Schmiede, Holzhändler und Gastwirte. 
Männer und Frauen waren abwechselnd Hofbesitzer. 

Heute sind unsere Tätigkeitsfelder Hotel-Restaurant 
und Obstbrennerei. So bieten wir im Jubiläumsjahr ein 
monatlich wechselndes Menu an. 

Als Zugabe gibt es einen süßen Abschluss oder Kaffee aus 
Medebach oder einen Hausbrand Apfel-Birne. 

Irmgard und Hans-Georg Müller 

Restaurant: Dienstag Ruhetag 
Wir freuen uns auf Siel Gasthof-Heimes-Team 
www.gasthot-heimes.de 

\_I_ J 
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UZ-Redaktion 
sucht Verstärkung! 

Unsere Zeit (UZ) ist die Zeitung der DKP. Sie bietet jede Wo¬ 
che kommunistische Standpunkte und marxistische Ana¬ 
lysen, berichtet übergroße Politik und kleine Kämpfe, über 
Debatten der Gewerkschaften und Erfahrungen der DKP. 
Die Leserinnen und Leser der UZ sind aktive Menschen in 
den Gewerkschaften sowie in sozialen, antifaschistischen 
und friedenspolitischen Bewegungen. Rund 50 % unserer 
Abonnentinnen und Abonnenten gehören nicht der DKP 
an, sind aber an kommunistischen Positionen interessiert. 

Wir haben das Ziel, die Verbreitung der Wochenzeitung 
trotz einer komplizierten Medienlandschaft zu erhöhen 
und den Erfolgskurs unseres Internetportals fortzusetzen. 
Dafür benötigen wir Deine tatkräftige Unterstützung und 
bieten ein 

ein- bis zweijähriges volontariat mit 
Schwerpunkt Online-Redaktion 

Deine Aufgaben: 

• Aktive Mitarbeit in unserer Redaktion 

• Mitwirkung beim Aufbau der Online-Redaktion 

• Inhaltliche Recherchen in Online- und Printmedien 

• Betreuung von Autorinnen und Autoren 

• Verfassen und Redigieren von Texten 

Dein Profil: 

• Du hast eine Leidenschaft für gut recherchierte und 
verständliche Texte 

• Du verfügst über einen hohen Anspruch an die Qualität 
Deiner Arbeit und möchtest viel dazulernen 

• Du bringst IT-Kenntnisse mit und fühlst Dich in den 
Social-Media Kanälen zu Hause 

• Du hast studiert oder verfügst über eine vergleichbare 
Qualifikation 

Das bieten wir: 

• Anspruchsvolle Aufgaben und eigene 
Verantwortungsbereiche 

• Eine solidarische Arbeitsatmosphäre 

• Eine branchenübliche Vergütung 

interessiert? 

Wir freuen uns auf Deine aussagekräftige Bewerbung 
per E-Mail unter Angabe Deines frühestmöglichen 
Eintrittstermins. 

Kontakt: CommPress Verlag GmbH, Klaus Leger, 

Telefon: 0172 5326075, verlag@unsere-zeit.de 
www.unsere-zeit.de 
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Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachskerzen. Anfrage bei: Imkerei 
Trauth 02241/973111 / E-Mail: camatra@web.de 

s,_> 



JUMP UP Update März 2017: 

Tony Hymas: Chroniques De Resistance 

Cb - bigibook mit einem 148-seitigem 4c-Booklet 
- Hardcover EUR 19,50 

Chroniques de resistance ist eine umfangreiche Hommage an die Resistance-Bewe¬ 
gung. Tony Hymas vereint auf Chroniques de resi¬ 
stance" unterschiedliche Lyrik, Prosa, Briefe und 
Parolen, verfasst von oder gewidmet den Kämpfern 
der Widerstandbewegung zur Zeit des zweiten 
Weltkriegs. 

Die hochwertige CD + Buch erscheint als Hardco¬ 
ver-Buchbindung mit 148-seitigem 4c-Booklet, wel¬ 
ches alle Texte als französische sowie englische 
Version beinhaltet und mit Illustrationen und Ar¬ 
chivbild ern versehen, sehr hochwertig auf gemacht 
ist! 27 Titel mit 74 Minuten Gesamtspielzeit! 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47 , 28207 Bremen 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Amerikas 

Faust 

Mit Beiträgen aus den USA von Norman 
Markowitz; Zoltan Zigedy, Jason Schulman 
und Joseph Gerson, aus Südamerika von 
Carolus Wimmer (Venezuela) und Arnold 
Schölzel, Stefan Kühner und Lothar Geisler 
(BRD) sowie: die Antrittsrede von Donald 
Trump 

Weitere Themen: Togliatti und der 
Friedenskampf Mein Großvater Antonio 
Gramsci, Marx und Engels über Geschlech¬ 
terverhältnisse, Fake-News oder Fake-De- 
mokratie?, Die Niederlage von Aleppo, Kein 
NPD-Verbotsurteil, KPÖ-Wahlerfolg in Graz, 
Tarifkampf um Entlastung im Saarland, Auf 
zum G20-Gipfel in Hamburg 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 


NEU im UZSHOP 



je 13,00 Czzgl. 
Porto/Verpackung 

(Weitere CDs von 
Kai Degenhardt 
neu im Shop) 


Kai Degenhardt: Näher als sie scheinen 

„Das neue Album von Kai Degenhardt hört sich an wie ein 
spannender Roman: ... Immer politisch, aber nie nur ta¬ 
gespolitisch, schenkt Degenhardt dem Hörer die Freiheit, 
weiter zu denken." 

www.uzshop.de 


Heute am Kiosk! 

Das Magazin für Gegenkultur 



M&R gratuliert: 

Konstantin Wecker zum 70. Geburtstag - 
mit Joan Baez, Hannes Wader, Wenzel u. v. a. 


Sahra Ulfagenknecht rezensiert: 

Der Film »Der junge Karl Marx« 

Das israelische Fotografenkollektiv 
Activestills berichtet: Bildreportage zum 
50. Jahrestag des Beginns des Besatzungs¬ 
regimes im Westjordanland 

Die Wahrheit über Serbien: 

Vor zehn Jahren bekam Peter Handke den 
Berliner Heinrich-Heine-Preis 


www.melodieundrhvthmus.com 



AUFBRECHEN 

FÜR DEN FRIEDEN 

Nein zur Speerspitze Ost - Frieden mit Russland! 


VORTRAG UND 
DISKUSSION 

NGPN £ DKP 

FR 31. März 2017 
19.00 Uhr 

Gaststätte Mauritius 

Urahn. HÜrttfM 

FRIEDENSDEMO 
SA 1. April 2017 
12.00 Uhr 
Schlossplatz 
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Toskana, nah am Meer 

wnw.trdwiai-hv4-4f.de | 0Ü3G. föfifi. ß-1473 


Üköliüf im 0 LivenFi airi r 
weiter Blick; Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies, 
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Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
V _ J 
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Reich gegen Arm - 
Wir schlagen Alarm! 

Die Roten Peperoni planen das Jahr 2017 



Ferienfreizeit der Roten Peperoni im Sommer 2016. 



D ie Roten Peperoni und die DKP 
sind ja schon lange, nicht nur 
durch das Pressefest, freund¬ 
schaftlich miteinander verbunden, und 
wir können auf einige Jahre gemeinsa¬ 
me Unternehmungen zurückblicken. 
Seit dem letzten Artikel in der UZ ist 
so einiges passiert: Wir hatten ein super 
peperonischarfes Ferienlager im Som¬ 
mer, bei dem wir unser Jahresthema 
„Frieden für Alle!“ in bewährter, kun¬ 
terbunter Vielfalt beleuchtet haben. 
Friedenscocktails mixen, Frieden säen 
mit Kresse, Wandzeitungen zu deut¬ 
schen Waffenexporten erstellen, einen 
Film drehen, Friedensparty feiern und 
davor noch eben den Himmel mit Frie¬ 
denstaubenballons füllen. 

Das alles und noch viel mehr wurde 
durch unsere anderen Freizeiten und 
die Kindertreffs ergänzt. 

Und damit alle noch lange daran Freu¬ 
de haben können, haben wir eine ganz 
neue schöne Internetseite. Da könnt 
ihr in der Galerie Ferienlagerfilme und 
Bilder sehen und euch über die Frei¬ 
zeitenangebote im aktuellen Jahr in¬ 
formieren. Das ist die Adresse: www. 
rotepeperoni.de. Unbedingt reinschau¬ 
en - die gute Laune beim Besuch un¬ 
serer Seite wird garantiert! 

Nun ist das Jahr 2017 bereits in vollem 
Gange, und wir lassen schon wieder die 
Köpfe rauchen. Wo und wie und mit 
wem können wir Alarm schlagen? Un¬ 
ser Thema dieses Jahr: „Reich gegen 
Arm - Wir schlagen Alarm! “ hat in ers¬ 
ter Linie die Kinderarmut in Deutsch¬ 


land zum Schwerpunkt. Dabei stolpern 
wir über einen ganzen Berg von Fra¬ 
gen, den wir gemeinsam ersteigen wol¬ 
len und dabei sicher auch Antworten 
finden. 

Reich? Arm? Wieso gibt es denn so 
was überhaupt? Muss das sein? Was 
bedeutet eigentlich arm sein oder reich 
sein für dich? Was verstehen die an¬ 
deren darunter? Wird man eigentlich 
reich, wenn man „einfach nur“ viel 
arbeitet? Und wieso Reich GEGEN 
Arm? Warum sollen oder wollen wir 
Alarm schlagen? 

Wir denken, es wird höchste Zeit - und 
wir stehen damit nicht alleine. Auch 
wenn es Leute gäbe, die behaupten, 
(„echte“) Armut gibt es nur woanders 
und da müsse ein Mensch schon mehr 
oder weniger verhungert sein, bevor 
man von Armut sprechen darf. Wir 
sagen, Menschen brauchen mehr als 
gerade mal satt zu sein und ein paar 
Kleider. Alles ist für alle da und des¬ 
halb gehört es so verteilt, dass es allen 
gut geht! 

Stattdessen geht es auch in Deutsch¬ 
land immer ungerechter zu und immer 
mehr Kinder leben in Familien, die 
großen Kummer haben, weil ihnen für 
alles Mögliche das Geld fehlt. Immer 
mehr Erwachsene arbeiten und krie¬ 
gen so wenig Lohn, dass sie auch noch 
Hilfe vom Staat brauchen. Dafür müs¬ 
sen sie dann zum Amt gehen und ganz 
viel Papierkram erledigen. Das braucht 
viel Zeit und macht oft schlechte Lau¬ 
ne. Kinder aus ärmeren Familien ha¬ 


ben es schwerer, Abitur zu machen 
oder sogar zu studieren. Sie leben oft 
in kleinen (schlechten) Wohnungen, 
wo es weniger Platz zum Spielen und 
zum Toben gibt. Und viele von ihnen 
können nie in Urlaub fahren. 
Andererseits gibt es Leute, die unvor¬ 
stellbar viel Geld haben. Viel mehr als 
sie je zum Leben brauchen. Es gibt 
Unternehmen, die Millionen Euro Ge¬ 
winn machen und dabei Menschen für 
so wenig Geld arbeiten lassen, dass die 
manchmal nicht wissen, wie ein Schul¬ 
ranzen für die Kinder bezahlt werden 
soll. 

Obwohl wir in einem so reichen Land 
leben, wird nichts dafür getan, dass 
alle Kinder dieselben Chancen haben. 
Wir wollen, dass sich das ändert! Wir 
meinen, man muss eben das Geld da 
holen, wo es zu viel davon gibt, zum 
Beispiel über eine Millionärssteuer. 
Damit könnte es dann super Kinder¬ 
krippen, Kitas, Schulen, Spielplätze 
und Kinderferien für ALLE KINDER 
geben. 

Wir Roten Peperoni packen das Thema 
an und wie wir so sind, kommen Spiel, 
Spaß, Erholung und selbstgemachtes 
leckeres Essen bei uns nie zu kurz. 
Informiert euch über unseren Pros¬ 
pekt, den wir euch gerne schicken, die 
Internetseite www.rotepeperoni.de 
oder fragt per Mail an (mail@rotepe- 
peroni.de). 

Ob Ferienlager, Kajak-, Pfingst- oder 
Herbstfreizeit, noch niemand hat‘s be¬ 
reut! Bild und Text: Rote Peperoni 


Chemnitz: „Die Position Kubas in Latein¬ 
amerika und die Rolle des lateinamerika¬ 
nischen Papstes Franziskus“ mit Gerhard 
Mertschenk (Vorstandsmitglied der Alexan- 
der-von-Humboldt-Gesellschaft) und Alber¬ 
to Berbes Sainz de la Torre (III. Sekretär der 
kubanischen Botschaft, Beauftragter für 
Presse und Solidarität). Veranstaltung der 
Bürgerinitiative Chemnitz City e. V. in Ko¬ 
operation mit Cuba Si Chemnitz. Rosenhof 
18,17.30 Uhr. 


SAH1.APR 


Schorndorf: „Laut gegen rechte Gewalt“, 
Konzert von Rems-Murr nazifrei in Koope¬ 
ration mit Zusammen gegen Rechts-Rems- 
Murr und der Manufaktur. Manufaktur, 
20.00 Uhr. Eintritt 10,00 Euro._ 

Nürnberg: Aktion gegen die Bundes¬ 
wehreinsätze, Hallplatz, 13.00 bis 17.00 
Uhr_ 

Hamburg: Infotisch der DKP Wandsbek mit 
Sammeln von Unterstützerunterschriften 
für die Bundestagswahl und dem Vertei¬ 
len der „wandsbek links“. Einkaufzentrum 
Steilshoop, ab 10.00 Uhr. 


MO ★ 3. APR 


Hamburg: „Friedenslügen und Kriegspro¬ 
paganda-Gestern und Heute“, Öffentlicher 
Gruppenabend der DKP Gruppe Hamburg- 
Nord. Bürgerhaus Langenhorn, Tangstedter 
Landstraße 41 (gegenüber U-Bahn Langen¬ 
horn Markt), 19.00 Uhr. 


Dl ★ 4. APR 


Recklinghausen: Wahlkreis-Mitglieder¬ 
versammlung der DKP für die Bundestags¬ 
wahlkreise Recklinghausen I und Reckling¬ 
hausen II. Diskussion, Beschlussfassung 
und ggf. Wahl von Direktkandidaten für die 
Bundestagswahl 2017. Ladenlokal Keller¬ 
straße 7,19.30 Uhr. 


Osnabrück: „Wählt Kommunisten!“, Wahl¬ 
kampfauftakt der DKP Osnabrück mit Patrik 
Köbele, Vorsitzender der DKP. Lagerhalle 
Osnabrück, Raum 207, Rolandsmauer 26, 
19.00 Uhr. 


DO ★ 6. APR 


Nürnberg: „DKP-Bundestagswahlkampf - 
aktueller Stand und Pläne“, Gruppenabend 
der DKP. Rotes Zentrum, Reichstraße 8, 
19.00 Uhr._ 

Oldenburg: Bildungsabend der DKP zum 
Spanischen Krieg 1936-1939. Vortrag von 
Reinhardt Silbermann und Cilly Keller aus 
Hamburg über die Hilfe für die Spanische 
Republik unter besonderer Berücksichti¬ 
gung des Kampfes der Seeleute. Bei Beppo, 
Auguststraße 57,19.30 Uhr. 


FR ★ 7. APR 


Chemnitz: „Sonne der Gerechtigkeit“, Be¬ 
nefizkonzert für Flüchtlingshilfe Balkanroute 
- Helferkreis Zwickau-Chemnitz zur Unter¬ 
stützung von Flüchtlingen in Griechenland. 
Lieder von Mikis Theodorakis in deutscher 
Sprache, präsentiert von Quijote. Friedens¬ 
kirche, Kaßbergstraße 30,19.00 Uhr. 


SA ★ 8. APR 


München: „Bringt wählen gehen noch 
was? Den Kapitalismus kann man nicht 
abwählen - warum tritt dann die DKP 
überhaupt an?“ Veranstaltung des DKP-Be- 
triebsaktivs mit Patrik Köbele, Vorsitzender 
der DKP. EineWeltHaus, Schwanthalerstra¬ 
ße 80,19.00 Uhr. 


Ml ★ 19.APR 


Röthenbach/Pegnitz: „Unsere Aktivitäten 
zur Bundestagswahl 2017“, Mitglieder¬ 
versammlung der DKP Nürnberger Land. 
„Floraheim“, Siedlerstraße 10,19.00 Uhr. 


Rote Zahlen von der Messe 



Die UZ war auch in diesem Jahr wieder auf der Leipziger Buchmesse mit einem 
Stand vertreten. An vier Tagen konnten fast 6 000 Exemplare verteilt werden. 
Zudem wurden noch etwa 140 Unterschriften für die Bundestagskandidatur ge¬ 
sammelt. 

Immer wieder wurde hörte die Standbesatzung „Die (UZ) kennen wir von frü¬ 
her“, oder wurde gefragt „Gibt es die UZ oder die DKP noch?“ Aber meistens 
wurde die Frage gestellt:„Was ist DKP?“ und sehr oft war zu hören „ Die Zeitung 
kennen wir noch nicht - die nehmen wir mal mit“. Gustl Ballin 



Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP 
für ein Jahr. Das Abonnement verlängert sich um ein 
weiteres Jahr, wenn es nicht spätestens 6 Wochen vor 
Ende des Bezugszeitraums gekündigt wird. 

Prämie Jahresabo 
T-Shirts „Gespenst 
des Kommunismus“ 
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Größe angeben: I_I 

Oder Gutschein über 
15,- Euro für den 
UZ-Shop 
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Kombi-Abo (Online-Ausgabe + Wochenzeitung) 
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Ermäßigtes Abo 
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□ 
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□ 

Förderabo 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


För nix ze fies 

Ein Blick in die (Medien-)Welt der vergangenen Woche 


Der vielleicht klügste Kommentar zum 
Vorfall von London lässt sich in dem 
Satz zusammenfassen, dass die Gren¬ 
ze zwischen Amoklauf und Terroran¬ 
schlag immer mehr verwischt - da muss 
nur noch das Wort „wird“ angehängt 
werden und schon haben wir eine ziem¬ 
lich korrekte Kurzanalyse der weltwei¬ 
ten Bedrohungslage. Der Kommentar 
stammt typischerweise von keinem der 
„großen“ Medien, sondern aus einer 
Regionalzeitung. 

Die dümmste Einlassung zum glei¬ 
chen Ereignis höre ich im Radio von 
einem Korrespondenten aus Großbri¬ 
tannien. Den „Beweis“ für einen Ter¬ 
roranschlag entnimmt er ernsthaft der 
Tatsache, dass Scotland Yard in diese 
Richtung ermittelt. Da bekommt man 
Magenschmerzen beim Zuhören. 

★ 

Zehntausende Kinder von Flüchtlin¬ 
gen werden in sogenannten Willkom¬ 
mensklassen unterrichtet. Damit sollen 
sie möglichst innerhalb eines Jahres auf 
den Besuch der Regelschule vorberei¬ 
tet werden. Voraussetzungen und Hin¬ 
tergründe der Schüler können unter¬ 
schiedlicher kaum sein. Da müssen die 
Lehrkräfte Enormes leisten. Wahr¬ 
scheinlich werden sie deshalb nur mit 
Zeitverträgen ausgestattet, erhalten 
deutlich weniger Geld als ihre Kolle¬ 
ginnen und Kollegen und werden von 
diesen oft gemobbt. 

So können sie die Ellbogenmentali¬ 
tät unserer Gesellschaft aus eigener Er¬ 
fahrung 1:1 an ihre Schützlinge weiter¬ 
geben. Wer von denen es schafft, muss 
hochintelligent sein, ziemlich hartge¬ 
sotten, am besten lärmresistent. Nach 
der Schule wird von ihnen erwartet, 
dass sie zum Dank für das herzliche 
Willkommen schlechtere Jobs für we¬ 
niger Geld akzeptieren. Sie hätten ja 
da bleiben können, wo ihnen „unsere“ 
Bomben auf den Kopf fielen. 

★ 

Der Reichtums-und-Armuts-Bericht 
von Arbeits- und Sozialministerin Nah¬ 
les ist eine Unverschämtheit. Nicht, 
dass er falsch wäre, ist das Ärgernis. 
Korrekt listet Nahles unter anderem 
auf, dass die Reichen immer reicher, 
die Armen immer ärmer werden; dass 
die Aufstiegschancen sich immer weiter 
verschlechtern, dass die Datenlage zum 


Vermögen der Reichen „beschissen“ 
sei. Letzteres ist auch SPD-Finanzmi- 
nistern wie Steinbrück zu danken, die 
alles getan haben, um Steuergerechtig¬ 
keit gegen jedermann zu üben. 

Womit wir bei dem Ärgernis wären, 
dass eine SPD-Ministerin eine einiger¬ 
maßen korrekte Zustandsbeschreibung 
zur Lage der Nation gibt. Gleichzeitig 
verliert sie kein Wort darüber, dass es 
maßgeblich Regierungen unter Füh¬ 
rung oder Beteiligung der SPD waren, 
die das nicht nur geduldet, sondern 
aktiv herbeigeführt haben. Es reicht 
eben nicht, einen Martin Schulz aus 
Brüssel herbeizuzaubern und ihn mit 
der heuchlerischen Gloriole des Neu¬ 
anfangs zu versehen. Frau Nahles steht 
für die wahre Geschichte. Sie war bei 
jeder Schweinerei dabei, die Schulz 
heute vergessen machen soll. Einen 
dreisteren Auftritt als den von Nah¬ 
les kann man sich kaum vorstellen. Im 
Rheinland sagt man zu so jemandem: 
„Die is sich för nix ze fies.“ 

★ 

In diesen Tagen wird Martin Walser 
90 Jahre alt. In früheren Jahren hat er 
sich als Linker versucht, man kann heu¬ 
te sagen, dass er gescheitert ist. Für was 
er steht, ist schwer fassbar, auch da er 
nach eigenen Worten alt, aber nie er¬ 
wachsen geworden ist. Charakteristisch 
finde ich, dass er sich verwahrt, ein Säu¬ 
fer genannt zu werden, da er nur erlese¬ 
ne französische Weine trinke. Na denn, 
Prost, Martin. 

★ 

Kein Pranger war öffentlich genug, 
um den DDR-Sport und viele einzelne 
Sportler aus der DDR des Dopings zu 
bezichtigen. Beweise waren nicht nötig, 
der Verdacht reichte, um Existenzen zu 
vernichten. 

Mit den Dopern aus dem Westen ver¬ 
fährt man noch heute deutlich sen¬ 
sibler. Sie bleiben auch in einer jetzt 
bekannt gewordenen Studie anonym. 
Und so erfährt man nur unter sozusa¬ 
gen vorgehaltener Hand, dass die Hälf¬ 
te der befragten Spitzenleichtathleten 
aus den 60er bis 80er Jahren zugegeben 
haben, gedopt zu haben. Kein Name, 
keine Schande. Außerdem keine Stra¬ 
fe, denn die Vergehen sind verjährt, wie 
praktisch. 

Adi Reiher 



Der rote Kanal 


Mao - der rote Kaiser 

ZDF-History 

„Mao war zu 70 Prozent gut und zu 
30 Prozent schlecht“, hört man von 
Chinesen über den Revolutionär. 
Von dem 70-Prozent-gut-Anteil ist in 
dieser Doku wenig finden. Verstaub¬ 
ter Antikommunismus deckt das Bild 
zu. Merke: „Wo der Besen nicht hin¬ 
kommt, bleibt der Staub liegen.“ (Mao 
Zedong) Womit er recht hat. 

Sa., i. April, 21.45 Uhr, Phoenix 

Goyas Geister 

Die gottlosen Bilder Francisco de Go¬ 
yas erregen die spanische Inquisition. 
Den Hofmaler können die Mordpfaf¬ 
fen nicht greifen und halten sich an 
die, die scheinbar ohne den Schutz 
der Macht sind. Ein großer Film von 
Milos Forman, leider versteckt im 
N achtprogr amm. 

So., 4. April, 1.45 Uhr, Das Erste 

Die WHO - Im Griff der Lobbyisten? 

Die Weltgesundheitsbehörde WHO 
steht im Verdacht, von Unterstüt¬ 
zung durch Pharmakonzerne und 


Großspendern wie der Bill&Melinda- 
Gates-Stiftung abhängig zu sein. Ist 
die Genfer Sonderorganisation der 
UNO deshalb so zurückhaltend 
zum Beispiel bei der Bewertung der 
Schädlichkeit des Unkrautvernich¬ 
ters Glyphosat („Wahrscheinlich 
nicht krebserregend“). Und wird die 
Erforschung der Folgen von Nuklear¬ 
energie mit den Atomkonzernen ab¬ 
gestimmt? 

Sa., 4. April, 20.15 Uhr, Arte 
Die Anstalt 

Trotzdem sich in den letzten Mona¬ 
ten auch moralisierender Leerlauf 
einschlich, ist die monatliche Sen¬ 
dung mit Max Uthoff und Claus von 
Wagner immer noch das Beste, was an 
Fernsehkabarett zu haben ist. 

Di., 4. April, 22.15 Uhr, ZDF 

Im Land der Lügen 

Wie uns Politik und Wirtschaft mit 
Zahlen manipulieren. Was hat die 
Pharmaindustrie bloß angestellt, dass 
sie hier ins Visier gerät? 

Do, 30.3., 20.15 Uhr, Phoenix 



„Blau-Weiß statt Braun“ 

Fußballfans Fanprojekt Karlsruhe unternimmt politische 
Bildungsreise zur Gedenkstätte Auschwitz 


13 Jugendliche und junge Erwachsene, 
die regelmäßig das Fanprojekt Karlsru¬ 
he des Stadtjugendausschuss e.V. besu¬ 
chen, unternahmen vom 21. bis 26. März 
eine sechstägige Fahrt zur Gedenkstät¬ 
te Auschwitz im polnischen Oswiecim 
und nach Krakau. Die Fahrt fand ge¬ 
meinsam mit Besucher*innen des Fan¬ 
projekts von Hertha BSC Berlin statt. 
Zwischen dem Karlsruher SC und dem 
Bundesligisten existiert eine langjähri¬ 
ge Fan-Freundschaft. Fachlich begleitet 
wurde das Projekt unter anderem von 
einem Studierenden der Geschichte an 
der Universität Heidelberg, ebenfalls 
regelmäßiger Besucher des Fanprojekts. 
Die Organisation von Karlsruher Seite 
aus hatte Carsten Lindwurm, Mitarbei¬ 
ter des Fanprojekts, übernommen. 

„Dass zwei verschiedene Fan- 
Standorte eine solche Bildungsreise 
zu diesem wichtigen Thema gemein¬ 
sam unternehmen, hat es bisher noch 
nicht gegeben“, betont Carsten Lind¬ 
wurm, der seit einem Jahr an der Um¬ 
setzung arbeitet. Möglich geworden ist 


die Fahrt unter anderem über „Pfiff“, 
den „Pool zur Förderung innovativer 
Fan- und Fußballkultur“ der Deutschen 
Fußball-Liga. Weitere finanzielle Mittel 
steuerten auch die beiden Vereine bei, 
und auch die Teilnehmenden leisten ei¬ 
nen erheblichen Eigenbetrag. 

Im Vorfeld gab es Mitte Februar ein 
Vorbereitungsseminar. Ein über 40-sei- 
tiger Reader bot den Teilnehmenden 
umfangreiche Informationen zur Ideo¬ 
logie des deutschen Faschismus und zu 
den Konzentrationslagern Auschwitz 
und Birkenau. 

Nach der Ankunft am 21. März in 
Oswiecim unternahmen die Teilneh¬ 
mer einen Besuch im ehemaligen jüdi¬ 
schen Viertel der Stadt und erkundeten 
die Stadt selbst. Am zweiten Tag folgte 
eine erste Führung durch die Gedenk¬ 
stätte Auschwitz, eine weitere Führung 
durch das Lager Birkenau fand am fol¬ 
genden Tag statt. Ergänzt wurden die 
Führungen durch Workshops. 

Die Karlsruher Teilnehmenden 
widmeten sich der Biographie des 


Karlsruher Fußballers Julius Hirsch, 
dessen Spur sich während der Deporta¬ 
tion nach Auschwitz verliert. Die Berli¬ 
ner Fans erkundeten das Leben des jü¬ 
dischen Hertha-Mannschaftsarztes Dr. 
Hermann Horwitz, der ebenfalls nach 
Auschwitz deportiert worden ist. Die 
Gruppe besuchte auch die Ausstellun¬ 
gen der Gedenkstätte, außerdem stand 
ein Besuch in Krakau an, hier speziell 
eine Führung durch das Viertel des 
ehemaligen Krakauer Ghettos. 

Einige der Jugendlichen, die an der 
Fahrt teilnahmen. Sind aktiv in „Blau- 
Weiß statt Braun e.V“, einem KSC-Fan- 
club gegen Nazis. In Karlsruhe gibt es 
schon lange keine Zwischenfälle mit 
Rechtsradikalen im Stadion mehr, da 
es im Fanblock Konsens ist, dass rech¬ 
te Parolen nicht geduldet werden. Ein 
großer Teil der Ultra-Gruppen und der 
Dachverband der Fanclubs (Supporters 
Karlsruhe) steht dahinter, dass das so 
bleibt. Und es ist wichtig, dafür zu sor¬ 
gen, dass das auch so bleibt 

Stefan 



UEDER-liche Kneipenrevue 


Die Premiere der LIEDER-lichen Kneipenrevue „Na, wie hätten Sie’s gern?“ findet statt am Sonnabend, dem 8. April um 
19.30 in der Musikbrennerei Rheinsberg. 

Zusammen mit Stefanie Moser und Gerhard Kähling von Kunsthof Diemitzer Schleuse haben wir eine turbulente Revue 
zusammengestellt mit Ohrwürmern und Kuriositäten, über wahre Liebe und die Ware Liebe,Trunkenheit und Schräg¬ 
lagen. 

Ein Tiefenlot in die Abgründe zwischenmenschlicher Beziehungskisten, in denen Damen zersägt, Tanten geschlachtet 
und Neandertaler ersehnt werden und alle Liebe ewig bleibt. 

Auch am 15. April (Ostersonnabend) führen wir sie auf, und dann jeden Monat mindestens einmal. Es besteht also für 
alle die Möglichkeit, irgendwann in diesen Genuss zu kommen! 

Eintritt wie immer 15 Euro, Reservierung unter 033 931 / 80 89 01 oder kontakt@janezahn.de. 














